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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2021

Die Aktionare unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am
Mittwoch, den 26. Mai 2021
um 10:00 Uhr (MESZ)

unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv
virtuell abzuhaltenden
ordentlichen Hauptversammlung 2021

ohne physische Prisenz der Aktionére oder ihrer Bevollmédchtigten eingeladen (,,virtuelle Hauptversammlung®).
Versammlungsort sind die Geschiftsrdume der Griinebaum Gesellschaft fiir Event Logistik mbH, Leibnizstral3e 38,

10625 Berlin.

Abhaltung im Wege einer virtuellen Hauptversammlung

Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung des Aufsichtsrates beschlossen, die ordentliche Hauptversammlung
der Gesellschaft im Geschéftsjahr 2021 als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Prisenz der Aktionére der
Gesellschaft oder ihrer Bevollméchtigten abzuhalten. Diese Beschliisse erfolgten auf Grundlage des am 28. Mérz 2020
in Kraft getretenen Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und
Strafverfahrensrecht vom 27. Mérz 2020, verldngert durch die Verordnung zur Verldngerung von Mafinahmen im
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur Bekdmpfung der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie vom 20.Oktober 2020 und in der Fassung des Gesetzes zur weiteren Verkiirzung des

Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-,



Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020, (,,COVID-19-
Abmilderungsgesetz‘).

Eine physische Prisenz der Aktionére oder ihrer Bevollméchtigten in der Hauptversammlung ist

ausgeschlossen.



Tagesordnung

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses
zum 31. Dezember 2020, des zusammengefassten Lageberichts fiir die Gesellschaft und den Konzern fiir
das Geschiiftsjahr 2020, des Berichts des Aufsichtsrates fiir das Geschiiftsjahr 2020 und des erlduternden
Berichts des Vorstandes zu den Angaben nach § 289a Abs. 1, § 315a Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs
(HGB)

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt, der
Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Beschlussfassung der Hauptversammlung zu diesem
Tagesordnungspunkt 1 ist deshalb nicht vorgesehen und auch nicht notwendig. Die oben genannten Unterlagen
sind der Hauptversammlung vielmehr lediglich zugénglich zu machen und vom Vorstand bzw. — im Falle des

Berichts des Aufsichtsrates — vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates zu erldutern.

Beschlussfassung iiber die Verwendung des Bilanzgewinns der HelloFresh SE fiir das Geschéftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschlieflen:

Der im Geschaftsjahr 2020 erzielte und im festgestellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020 ausgewiesene

Bilanzgewinn in Hhe von EUR 47.198.590,14 wird wie folgt verwendet:

Gesamtbetrag der Dividende = EUR 0,00
Einstellung in andere Gewinnriicklagen = EUR 0,00
Gewinnvortrag = EUR 47.198.590,14
Bilanzgewinn = EUR 47.198.590,14

Beschlussfassung iiber die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes fiir das Geschéftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschiftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Vorstandes

fiir das Geschéftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.

Beschlussfassung iiber die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates fiir das Geschéiftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschiftsjahr 2020 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrates

fiir das Geschéftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.

Beschlussfassung iiber die Bestellung des Abschlusspriifers und Konzernabschlusspriifers fiir das

Geschiftsjahr 2021 sowie des Priifers fiir die etwaige priiferische Durchsicht des verkiirzten Abschlusses



und des Zwischenlageberichts im Geschiftsjahr 2021 sowie fiir eine etwaige priiferische Durchsicht

zusitzlicher unterjihriger Finanzinformationen in den Geschiftsjahren 2021 und 2022

Der Aufsichtsrat schligt auf Empfehlung seines Priifungsausschusses vor, die KPMG AG
Wirtschaftspriifungsgesellschaft, Berlin,

a)  zum Abschlusspriifer und Konzernabschlusspriifer fiir das Geschéftsjahr 2021;

b) zum Abschlusspriifer fiir den Fall einer priiferischen Durchsicht des verkiirzten Abschlusses und des
Zwischenlageberichts (§§ 115 Abs.5 und 117 Nr.2 des Wertpapierhandelsgesetzes (nachfolgend
»WPHG®)) fiir das erste Halbjahr des Geschéftsjahrs 2021; sowie

c) zum Abschlusspriifer fiir den Fall einer priiferischen Durchsicht zusétzlicher unterjdhriger
Finanzinformationen (§ 115 Abs. 7 WpHG) im Geschéiftsjahr 2021 und im Geschiftsjahr 2022 bis zur

nichsten ordentlichen Hauptversammlung

zu bestellen.

Der Priifungsausschuss hat erklért, dass seine Empfehlung frei von ungebiihrlicher Einflussnahme durch Dritte
ist und ihm keine die Auswahlmoglichkeiten beschrankende Klausel im Sinne des Artikel 16 Abs. 6 der
Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 iiber spezifische
Anforderungen an die Abschlusspriifung bei Unternehmen von 6ffentlichem Interesse und zur Authebung des

Beschlusses 2005/909/EG der Kommission (EU-Abschlusspriiferverordnung) auferlegt wurde.

Beschlussfassung iiber die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat setzt sich nach den Artikeln40 Abs.2 und 3, 9 Abs. 1 lit.c) der Verordnung (EG)
Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 iiber das Statut der Européischen Gesellschaft (SE) (nachfolgend
»SE-VO*) in Verbindung mit § 17 des Gesetzes zur Ausfithrung der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates
vom 8. Oktober 2001 iiber das Statut der Europidischen Gesellschaft (SE) (nachfolgend ,,SE-
Ausfiihrungsgesetzes*) sowie nach § 8 Abs. 1 der Satzung aus fiinf Mitgliedern zusammen, die von den
Anteilseignern zu wahlen sind. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschliage nicht gebunden. Die Wahlen zum

Aufsichtsrat werden als Einzelwahl durchgefiihrt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates wurden gemidfl der zum Zeitpunkt der Bestellung im Rahmen der
Hauptversammlung 2020 geltenden Fassung des § 8 Abs. 2 der Satzung bestellt, das heif3t bis zur Beendigung
der Hauptversammlung, die {iber die Entlastung fiir das erste Geschiftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit
beschlieit. Das Geschéftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird hierbei mitgerechnet. Daher endet die
Amtszeit aller derzeit in den Aufsichtsrat bestellten Mitglieder mit der Beendigung der Hauptversammlung am

26. Mai 2021.

Der Aufsichtsrat schldgt — auf Empfehlung des Présidial- und Nominierungsausschusses des Aufsichtsrates —

vor, die folgenden fiinf Personen fiir die Zeit bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die {iber
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die Entlastung fiir das zweite Geschiftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschlieBt, als

Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner in den Aufsichtsrat zu wihlen:

a)

b)

d)

Herrn John H. Rittenhouse, wohnhaft in Tiburon, Vereinigte Staaten von Amerika, Chairman und
Chief Executive Officer (Vorsitzender des Verwaltungsrats und Vorstandsvorsitzender) der

Cavallino Capital, LLC, Tiburon, Vereinigte Staaten von Amerika

Herr John H. Rittenhouse verfiigt iiber Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung und

Abschlusspriifung.

Im Falle einer Wiederwahl soll Herr John H. Rittenhouse als Kandidat fiir den Aufsichtsratsvorsitz

vorgeschlagen werden.

Frau Ursula Radeke-Pietsch, wohnhaft in Miinchen, Global Head of Strategic Projects (Globale
Leiterin der Abteilung Strategische Projekte) der Siemens AG, Miinchen, Deutschland

Frau Ursula Radeke-Pietsch verfiigt iiber Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung und

Abschlusspriifung.

Herrn Derek Zissman, wohnhaft in London, Vereinigtes Konigreich, ehemaliger Wirtschaftspriifer
bei KPMG UK, London, Vereinigtes Konigreich, non executive Director (nicht geschéftsfiihrender
Direktor) und Chairman of the Audit Committee (Vorsitzender des Priifungsausschusses) der

600 Group PLC, Heckmondwike, Vereinigtes Konigreich

Herr Derek Zissman verfiigt iiber Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung und

Abschlusspriifung.

Frau Susanne Schroter-Crossan, wohnhaft in Krefeld, Chief Financial Officer (Finanzvorstand)
der LEG Immobilien SE, Diisseldorf, Deutschland

Frau Susanne Schroter-Crossan verfiigt iiber Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung und

Abschlusspriifung.

Herrn Stefan Smalla, wohnhaft in Griinwald, Chief Executive Officer (Vorstandsvorsitzender) der

Westwing Group AG, Miinchen, Deutschland

Die Bestellung erfolgt jeweils mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung am 26. Mai 2021 bis zur

Beendigung der Hauptversammlung, die iiber die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates fiir das
Geschéftsjahr 2022 beschlieft (vgl. § 8 Abs. 2 der Satzung).

Die Empfehlungen des Prisidial- und Nominierungsausschusses und die entsprechenden Wahlvorschlidge des

Aufsichtsrates zu diesem Tagesordnungspunkt 6 beriicksichtigen die vom Aufsichtsrat fiir seine

Zusammensetzung beschlossenen Ziele und tragen damit zugleich der Ausfiillung des vom Aufsichtsrat
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erarbeiteten Kompetenzprofils fiir das Gesamtgremium Rechnung. Damit wird auch das vom Aufsichtsrat fiir

seine Zusammensetzung erarbeitete Diversitdtskonzept umgesetzt.

Der Aufsichtsrat hat sich bei simtlichen Kandidaten vergewissert, dass sie den fiir die Tétigkeit im Aufsichtsrat

zu erwartenden Zeitaufwand aufbringen kdnnen.

Weitere Angaben zu den zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Kandidaten, insbesondere Lebensldufe
der Kandidaten, die Angaben zu anderen Mandaten nach § 125 Abs. 1 Satz 5 des Aktiengesetzes (nachfolgend
,,AktG*) und entsprechend den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex enthalten, finden

sich im Anschluss an die Tagesordnung unter Ziffer II.1.

Beschlussfassung iiber die Anderung des Unternehmensgegenstands und eine entsprechende Anderung

der Satzung
Der Unternehmensgegenstand der Gesellschaft in § 2 Abs. 1 der Satzung lautet wie folgt:

»(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Entwicklung von Kochrezepten, der Einkauf, die Entwicklung,
Herstellung, Vermarktung und der Handel mit / der Vertrieb von Produkten im Nahrungsmittelbereich sowie
dazugehdrigen Non-Food Produkten, insbesondere auch iiber das Internet und im Wege des e-Commerce, sowie
Betrieb von Online- und Offline-Angeboten im Zusammenhang mit Kochen, Essen, Erndhrung, Rezeptideen
und der Lieferung entsprechender Produkte sowie die Entwicklung und Erbringung von damit
zusammenhingenden (digitalen) Dienstleistungen und Logistikdienstleistungen, insbesondere auch der Vertrieb

von Rezepten mitsamt Zutaten und deren Lieferung nach Hause.*

Als wachstumsorientiertes Unternehmen ist die HelloFresh SE stidndig bestrebt, kontinuierlich ihr Geschift

weiter zu entwickeln. Dementsprechend soll der Unternehmensgegenstand weiter gefasst werden.
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:
§ 2 Abs. 1 der Satzung wird gedndert und wie folgt neu gefasst:

»(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und Entwicklung von Produkten, insbesondere im
Nahrungsmittelbereich, die Gegenstand von Handelsgeschéften und Dienstleistungen sein konnen, der
Vertrieb dieser Produkte iiber samtliche Vertriebsformen, insbesondere auch unter Nutzung neuer Medien
sowie Dienstleistungen im Zusammenhang mit Handel und Logistik einschlieBlich handelsbezogener digitaler

Geschéftsmodelle.*
Beschlussfassung iiber die Billigung des Vergiitungssystems fiir die Vorstandsmitglieder

Durch das am 19. Dezember 2019 im Bundesgesetzblatt verkiindete Gesetz zur Umsetzung der zweiten
Aktionirsrechterichtlinie (,,ARUG II*) wurde ein neuer § 120a AktG eingefiihrt. Dieser sieht vor, dass die
Hauptversammlung einer borsennotierten Gesellschaft tiber die Billigung des vom Aufsichtsrat nach Mafigabe
des ebenfalls neu eingefiihrten § 87a AktG beschlossenen und der Hauptversammlung vorgelegten

Vergiitungssystems fiir die Vorstandsmitglieder bei jeder wesentlichen Anderung des Vergiitungssystems
-6-



beschlieit, mindestens jedoch alle vier Jahre. Die erstmaligen Beschlussfassungen des Aufsichtsrats und der
Hauptversammlung haben bis zum Ablauf der ersten ordentlichen Hauptversammlung zu erfolgen, die auf den

31. Dezember 2020 folgt.

Der Aufsichtsrat schldgt daher — gestiitzt auf die Empfehlung seines Vergiitungsausschusses — vor, das
nachfolgend wiedergegebene, vom Aufsichtsrat mit Wirkung zum 27. Mai 2021 beschlossene

Vergiitungssystem fiir die Vorstandsmitglieder zu billigen.

A.  Grundziige des Vergiitungssystems fiir die Mitglieder des Vorstands der HelloFresh SE

Das Vergiitungssystem fiir die Mitglieder des Vorstands leistet einen wesentlichen Beitrag zur Férderung
der Geschéftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung der HelloFresh SE (nachfolgend auch die
»Gesellschaft“). Durch die Ausgestaltung der Vergiitung als Festvergiitung einerseits sowie als
kurzfristig variable Vergiitung in Form von Restricted Stock Units (,,RSUs*) und langfristig variable
Vergiitung in Form von virtuellen Optionen (,,Virtuelle Optionen®) andererseits, schafft das
Vergilitungssystem einen Anreiz fiir eine ergebnisorientierte und nachhaltige Unternehmensfithrung. Die
Vergiitung der Mitglieder des Vorstands orientiert sich an der Leistung des Gesamtvorstands, dem Beitrag
der einzelnen Vorstandsmitglieder zur Forderung der Unternehmensziele und dem Geschéftserfolg der
HelloFresh SE. Zudem hingt dic Hohe der kurzfristig und langfristig variablen Vergiitung der
Vorstandsmitglieder vom Aktienkurs der HelloFresh SE ab und verkniipft hierdurch die Interessen der
Vorstandsmitglieder mit denen der Aktiondre. Die Integration von nicht finanziellen Zielen aus den
Bereichen Umwelt, Soziales und Unternehmensfiihrung (,,ESG*) als Bestandteile der Vergiitungsstruktur
incentiviert zudem ein nachhaltiges und zukunftsorientiertes Handeln und strebt zugleich eine

Wertschaffung fiir die Kunden, Mitarbeiter und Aktionére sowie die Umwelt im Ganzen an.

Die Ausgestaltung des Vergiitungssystems fiir die Mitglieder des Vorstands sowie die Struktur und Héhe

der Vergiitung der Mitglieder des Vorstands orientieren sich insbesondere an folgenden Grundsitzen:



Farderung der Umsetzung der langfristigen Geschéftsstrategie der HelloFresh SE

insbesondere durch die Abhangigkeit der Hohe der langfristig \\.f\é\r\i‘a“tsl\é\r\ln\}ergmung von \a\é\l:l\iénrf‘éi:gszielen
.Umsatzerlose” und ,bereinigtes EBITDA" sowie den ESG-Zielen ,Reduzierung von Lebensmittelabfallen”
und ,Reduzierung von CO2-Emissionen” zur Sicherstellung eines gesellschafts- und zukunftsorientierten
Handelns

Sicherstellung einer angemessenen und marktiblichen Vergitung der Vorstandsmitglieder

Angemessene Beriicksichtigung der individuellen Leistungen der Vorstandsmitglieder und Kopplung von
Leistung und Vergitung (,Pay for Performance”)

Starke Angleichung der Interessen des Vorstands an die Interessen der Aktionare (i) durch Gewahrung des
uberwiegenden Anteils der Vergitung eines jeden Vorstandsmitglieds in Form von langfristig variabler
Vergiitung und (i) durch Aktienhaltevorschriften (Share Ownership Guidelines), wonach die Mitglieder des
Vorstands verpflichtet sind, HelloFresh SE-Aktien im Gegenwert ihres jeweiligen Grundgehalts (brutto) eines
Jahres zu erwerben und mindestens diese Anzahl HelloFresh SE-Aktien fiir die Dauer ihrer Bestellung zu
halten.

Das System zur Vergitung der Vorstandsmitglieder der HelloFresh SE ist klar und verstandlich gestaltet und
bietet dem Aufsichtsrat die notwendige Flexibilitat, auf organisatorische Anderungen zu reagieren und
unterschiedliche Marktgegebenheiten zu bericksichtigen.

Es entspricht den Vorgaben des Akfiengesetzes und den Empfehlungen des Deutschen Corporate

Go e Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019 (verdffentlicht im Bundesanzeiger am 20. Marz
20 .DCGK"), soweit fir das hier dargestellte Vergitungssystem keine Abweichung von den
Empfehlungen des DCGK erklart wird.

Ziel des Aufsichtsrats ist es, den Mitgliedern des Vorstands innerhalb dieser regulatorischen
Rahmenbedingungen und unter Beachtung der vorstehenden Grundsitze fiir die Gestaltung des

Vergilitungssystems ein marktiibliches und zugleich wettbewerbsféhiges Vergiitungspaket anzubieten.

Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Uberpriifung des Vergiitungssystems; Umgang mit

Interessenkonflikten

Das Vergiitungssystem fiir den Vorstand der HelloFresh SE wird gemiafl § 87a Abs. 1 Satz 1 AktG,
ebenso wie die Vorstandsvergilitung gemél § 87 Abs. 1 AktG, vom Aufsichtsrat festgesetzt. Dabei wird
der Aufsichtsrat vom Vergiitungsausschuss unterstiitzt. Der Vergiitungsausschuss entwickelt, basierend
auf den unter obenstehendem Abschnitt A. dargestellten Grundsétzen, den gesetzlichen Vorgaben und
den Empfehlungen des DCGK in seiner jeweils giiltigen Fassung, ein System fiir die Vergiitung der
Mitglieder des Vorstands und legt dieses dem Gesamtaufsichtsrat zur Beratung und Beschlussfassung

Vvor.

Der Aufsichtsrat und der Vergiitungsausschuss konnen bei Bedarf einen externen Vergiitungsexperten zur
Entwicklung des Vergiitungssystems und zur Beurteilung der Angemessenheit der Vergiitung
hinzuziehen. Bei der Mandatierung eines externen Vergiitungsexperten wird auBlerdem auf dessen
Unabhingigkeit vom Vorstand und vom Unternehmen geachtet. Der Aufsichtsrat hat bei der Erstellung
dieses Vergiitungssystems einen externen Vergiitungsexperten beigezogen und hierbei auf die Einhaltung

der vorstehenden Grundsétze geachtet.



Das Vergiitungssystem wird regelméBig vom Aufsichtsrat, unterstiitzt durch seinen Vergiitungsausschuss,
iiberpriift. Das Vergiitungssystem wird bei jeder wesentlichen Anderung, mindestens jedoch alle vier
Jahre, der Hauptversammlung zur Billigung vorgelegt. Sollte die Hauptversammlung das vorgelegte
Vergiitungssystem nicht billigen, wird spétestens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung

ein tiberpriiftes Vergilitungssystem zur Beschlussfassung vorgelegt.

Wihrend des gesamten Verfahrens zur Fest- und Umsetzung sowie zur Uberpriifung des
Vergiitungssystems werden die Vorgaben des Aktiengesetzes und der Geschéftsordnung des Aufsichtsrats
sowie die Empfehlungen des DCGK zur Vermeidung und zur Behandlung von Interessenkonflikten
eingehalten. Insofern sind die Mitglieder des Aufsichtsrats sowie aller Ausschiisse verpflichtet,
Interessenkonflikte, insbesondere solche, die aufgrund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden,
Lieferanten, Kreditgebern, Kreditnehmern oder sonstigen Dritten entstehen kdnnen, dem Aufsichtsrat
offen zu legen. In diesem Fall nehmen die Aufsichtsratsmitglieder nicht an den Beschlussfassungen zu
den betreffenden Tagesordnungspunkten im Aufsichtsrat und in den jeweiligen Ausschiissen teil. Bei
wesentlichen und nicht nur voriibergehenden Interessenkonflikten in der Person eines

Aufsichtsratsmitglieds soll das betreffende Aufsichtsratsmitglied sein Amt niederlegen.

Fiir etwaige bestehende und etwaige vor der Hauptversammlung 2021 mit neuen oder bestehenden
Mitgliedern des Vorstands neu abzuschlieBende Anstellungsvertrige gilt im Einklang mit den Vorgaben
des §26j Abs.1 Satz3 EGAktG und des DCGK die bisherige Vergiitungspraxis fort. Dieses
Vergiitungssystem gilt fiir alle ab dem 27. Mai 2021 neu abzuschlieBende oder zu verldngernde

Vorstandsanstellungsvertrage.
Festsetzung der Vergiitung

Die Ziel-Gesamtvergiitung setzt sich aus der Summe aller festen und variablen Vergiitungsbestandteile
eines Jahres fiir den Fall einer einhundertprozentigen Zielerreichung zusammen. Die fiir jedes
Vorstandsmitglied festzulegende Ziel-Gesamtvergiitung steht in einem angemessenen Verhiltnis zu den

Aufgaben und Leistungen des jeweiligen Vorstandsmitglieds und zur Lage des Unternehmens.

Der Aufsichtsrat achtet aulerdem auf die Marktiiblichkeit der Ziel-Gesamtvergiitung, die auf Basis eines
Horizontalvergleichs und eines Vertikalvergleichs festgelegt wird, und darauf, dass die Vergiitung die

iibliche Vergiitung nicht ohne besondere Griinde iibersteigt.
1. Horizontalvergleich

Die HelloFresh SE verfolgt eine marktorientierte Vergilitungsphilosophie. Fiir die Beurteilung der
Marktiiblichkeit der Vergiitung der einzelnen Vorstandsmitglieder zieht der Aufsichtsrat zunachst
im Rahmen eines Horizontalvergleichs eine vom Aufsichtsrat festzulegenden Gruppe
vergleichbarer Unternehmen heran, wobei er insbesondere die Marktstellung der HelloFresh SE
(unter anderem Branche, Grofle (gemessen an Marktkapitalisierung, Umsatz und Mitarbeitern)

und Land) sowie die wirtschaftliche Gesamtsituation der HelloFresh SE beriicksichtigt. Dabei
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analysiert der Aufsichtsrat insbesondere vergleichbare Unternehmen aus dem deutschen DAX
und MDAX sowie ausldndische borsennotierte Unternechmen vergleichbarer Grofle. Zudem
berticksichtigt der Aufsichtsrat auch ausgewihlte E-Commerce, Internet- und Essens- oder
Lebensmittellieferdienste aus dem In- und Ausland. Der Aufsichtsrat kann die Zusammensetzung
der Peer-Gruppen jederzeit dndern, sofern er dies fiir angezeigt hilt. Der Aufsichtsrat wird im

Vergiitungsbericht die Vergleichsgruppen transparent offenlegen.

Vertikalvergleich

Der Aufsichtsrat beriicksichtigt bei der Festsetzung der Ziel-Gesamtvergiitung ferner die Hohe
der Vergiitung der Mitglieder des Vorstands im Verhéltnis zur Vergiitungsstruktur innerhalb des
HelloFresh-Konzerns, wobei er fiir die Mitglieder des Vorstands die jahrliche Festvergiitung
sowie die variable Vergiitung bei (unterstellter) einhundertprozentiger Zielerreichung zugrunde
legt. Im Rahmen dieses Vertikalvergleichs zieht der Aufsichtsrat die durchschnittliche Vergiitung
des Senior Managements (C-Levels (exklusive Vorstand), Senior Vice Presidents und Vice
Presidents) der HelloFresh SE und der US-amerikanischen Tochterunternehmen des HelloFresh-
Konzerns heran. Diese Vergleichsgruppen wurden aufgrund ihrer Bedeutung fiir den HelloFresh-
Konzern gewihlt. Die HelloFresh SE ist die Konzernobergesellschaft und mit dieser werden auch
die Vorstandsanstellungsvertraige geschlossen. Der US-amerikanische Markt ist der
umsatzstirkste Markt des HelloFresh-Konzerns und daher ebenfalls von iibergeordneter
Bedeutung. Ferner beriicksichtigt der Aufsichtsrat auch die durchschnittliche Vergiitung der
Gesamtbelegschaft des HelloFresh-Konzerns, sowie die Entwicklung der vorstehenden

Vergleichsgruppen im Zeitverlauf.

Differenzierung nach  unterschiedlichen = Anforderungen an die einzelnen

Vorstandspositionen

Der Aufsichtsrat ist berechtigt, bei der Festsetzung der Hohe der Ziel-Gesamtvergiitung der
einzelnen Vorstandsmitglieder im Hinblick auf unterschiedliche Anforderungen der jeweiligen
Vorstandstétigkeit, = Marktgegebenheiten oder  Qualifikation und  Erfahrung  der
Vorstandsmitglieder zu differenzieren. Er kann bei der Festsetzung der Hohe der Ziel-
Gesamtvergiitung daher insbesondere Unterschiede abhédngig von der Funktion der einzelnen
Vorstandsmitglieder (Vorstandsvorsitzender oder Mitglied des Vorstands), dem verantworteten
Vorstandsressort, der Erfahrung oder der Zugehérigkeitsdauer zum Vorstand vornehmen und

auch beriicksichtigen, ob ein Mitglied des Vorstands im Ausland lebt.

Bestandteile der Ziel-Gesamtvergiitung

Das Vergiitungssystem fiir den Vorstand setzt sich aus festen, erfolgsunabhédngigen und variablen,

erfolgsabhingigen Vergiitungsbestandteilen zusammen. Die Summe aller Vergiitungsbestandteile bildet

die Gesamtvergiitung der einzelnen Vorstandsmitglieder.
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Feste Vergitungs-

Die feste, erfolgsunabhidngige Vergiitung besteht aus einem Grundgehalt und Nebenleistungen

(insbesondere Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung und Aufwendungen).

Die kurzfristig variable Vergiitung besteht aus Restricted Stock Units (RSUs); die langfristig variable
Vergiitung besteht aus Virtuellen Optionen.

Die nachfolgende Graphik fasst die verschiedenen Komponenten des Vergiitungssystems zusammen:

* Individualvertraglich vereinbartes Grundgehalt, das in zw&lf gleichen Raten ausbezahit wird

bestandteile,

»  Zuschisse zur Kranken- und Pflegeversicherung, Erstattung von Spesen und sonstigen Aufwendungen

Variable
Vergitungsbestandteile

* Plan: Restricted Stock Units (RSUs)
* Performance Periode: Ein Jahr
*  Auszahlung: Grundséatzlich in bar

* Plan: Virtuelle Optionen (VSOP)
»  Leistungskriterien:

v 40 % Umsatzerldse

v 40 % AEBITDA

= 20 % ESG-Ziele
Zielerreichung: 0 - 100 %
Performance Pericde: Drei Jahre
Wartezeit: Vier Jahre
Ausiibungszeitraum: Sechs Jahre
Auszahlung: Grundsatzlich in bar

Weitere zentrale Komponenten

* Vorstandsvorsitzender: 14.000.000 EUR
* Ubrige Vorstandsmitglieder: 11.000.000 EUR
* Aufgrund von Ausgleichszahlungen kann sich die Maximalvergitung um bis zu 2.000.000 EUR erhohen

= Verpflichtung zum Kauf und Halten von Aktien in Hohe eines Brutto-Jahresgehalts
*  Aufbauzeitraum von finf Jahren

* Compliance Malus und Clawback
* Performance Clawback

* Bei vorzeitiger Beendigung des Anstellungsvertrags eines Vorstandsmitglieds sollen Zahlungen den Wert von
zwei Jahresvergitungen (Ziel-Gesamtvergiitungen) nicht iberschreiten und nicht mehr als die Restlaufzeit
des Anstellungsvertrags vergiten

* Bei Ausibung des Sonderkiindigungsrechts im Zusammenhang mit einem Kontrolwechsel ist die Hohe der
Abfindungszahlung auf zwei Jahresvergitungen (Ziel-Gesamtvergiitungen) begrenzt und es wird nicht mehr
als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergitet

» Maglichkeit zur Gewahrung von Ausgleichszahlungen fiir weggefallene Leistungen aus vorherigem
Anstellungsverhaltnis

* Ausnahmsweise kdnnen Vorstandsmitgliedern anlasslich des Amtseintritts, der Verlangerung des
Anstellungsvertrags oder fir aulerordentliche Leistungen Einmalzahlungen gewéhrt werden

Im Einvernechmen mit den Mitgliedern des Vorstands kann der Aufsichtsrat einzelne
Vergiitungsbestandteile unter Beriicksichtigung der Marktiiblichkeit und der Angemessenheit anpassen.
Vor dem Hintergrund dieser Anpassungsmoglichkeiten werden die Anteile der einzelnen
Vergiitungsbestandteile an der Ziel-Gesamtvergiitung nachfolgend in prozentualen Bandbreiten

dargestellt.

Die Ziel-Gesamtvergiitung setzt sich fiir den Vorstandsvorsitzenden wie folgt zusammen (wobei sich alle

Angaben auf den Gewahrungszeitpunkt beziehen):

-11-



Ziel-Gesamtvergitung far den Vorstandsvorsitzenden

Grundgehalt: rund 2 - 5 % Nebenleistungen: rund 1 %

Kurzfristige variable
Vergutung (RSUs) rund 24 - 39 %

Langfristige variable Vergitung
(Virtuelle Optionen): rund 57 - 73 % Variape!

Das jahrliche Grundgehalt des Vorstandsvorsitzenden entspricht einem Anteil von rund 2 % bis 5 % an
der Ziel-Gesamtvergiitung. Als weitere Festgehaltskomponente konnen zudem Nebenleistungen in Hohe
von bis zu 1 % der Ziel-Gesamtvergiitung gewéhrt werden. Die kurzfristig variable Vergiitung (RSUs)
entspricht zwischen rund 24 % und 39 % der Ziel-Gesamtvergiitung des Vorstandsvorsitzenden, wahrend
der Anteil der langfristig variablen Vergiitung (Virtuelle Optionen) rund 57 % bis 73 % der Ziel-

Gesamtvergiitung des Vorstandsvorsitzenden betrégt.

Die Ziel-Gesamtvergiitung setzt sich fiir die librigen Vorstandsmitglieder wie folgt zusammen (wobei

sich alle Angaben auf den Gewéhrungszeitpunkt beziehen):

Ziel-Gesamtvergltung flr die Gbrigen Vorstandsmitglieder

Grundgehalt: rund 17 - 22 %

Nebenleistungen: rund 1 %

L ] Kurzfristige variable
Langfristige variable Vergltung Vergiitung (RSUs): rund 19 - 33 %

(Virtuelle Optionen): rund 47 - 63 %

Das jéhrliche Grundgehalt der iibrigen Vorstandsmitglieder entspricht einem Anteil von rund 17 % bis
22 % an der Ziel-Gesamtvergiitung. Als weitere Festgehaltskomponente kdnnen zudem Nebenleistungen
in Hohe von bis zu 1 % der Ziel-Gesamtvergiitung gewéhrt werden. Die kurzfristig variable Vergiitung
(RSUs) entspricht zwischen rund 19% und 33 % der Ziel-Gesamtvergiitung der {ibrigen
Vorstandsmitglieder, wahrend der Anteil der langfristig variablen Vergiitung (Virtuelle Optionen) rund
47 % bis 63 % der Ziel-Gesamtvergiitung der iibrigen Vorstandsmitglieder betragt. Entsprechend der
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Empfehlung in G.6 des DCGK achtet der Aufsichtsrat bei der Festsetzung der Ziel-Gesamtvergiitung
darauf, dass die variable Vergiitung, die sich aus dem Erreichen langfristig orientierter Ziele ergibt, den
Anteil aus kurzfristig orientierten Zielen {bersteigt. Hierdurch wird sichergestellt, dass das
Vergiitungssystem auf die langfristige Entwicklung und Umsetzung der Geschéftsziele der HelloFresh SE

fokussiert ist.

Zusitzlich zu der Ziel-Gesamtvergiitung kdnnen einem Vorstandsmitglied anldsslich des Amtseintritts,
der Verlingerung eines Vorstandsanstellungsvertrags oder fiir auflerordentliche Leistungen in
Ausnahmefillen sonstige Leistungen gewéhrt werden (beispielsweise Ausgleichszahlungen fiir anldsslich
des Wechsels des betreffenden Vorstandsmitglieds zur HelloFresh SE weggefallene Leistungen aus
einem  vorherigen  Anstellungsverhidltnis, Sign-on Bonus, Umzugskostenerstattung  oder

Sondervergiitungen fiir aulerordentliche Leistungen).

Die Vorstandsanstellungsvertrige konnen zudem Regelungen enthalten, wonach sich die Ziel-
Gesamtvergiitung nach einer bestimmten Zeit und im Fall des Eintretens bestimmter Voraussetzungen
wiahrend der Laufzeit der Vorstandsanstellungsvertrige um einen bestimmten Betrag erhoht. Trotz
Erfiillung der Voraussetzungen, kann der Aufsichtsrat durch Beschluss entscheiden, dass die Erhhung
der Ziel-Gesamtvergiitung nicht zum Tragen kommt, falls der Aufsichtsrat unter Anwendung seines
Ermessens zu dem Ergebnis gelangt, dass die erhohte Ziel-Gesamtvergiitung nicht in einem
angemessenen Verhiltnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds, zur Lage oder
Entwicklung der Gesellschaft oder dem Marktumfeld stiinde und/oder nicht der iiblichen Vergiitung
entsprechen wiirde bzw. keine besonderen Griinde gegeben sind, um von der iiblichen Vergiitung

abzuweichen.

Hochstgrenzen und Maximalvergiitung

Der Aufsichtsrat legt geméll § 87a Abs. 1 Satz2 Nummer | AktG eine Maximalvergiitung fiir die
Vorstandsmitglieder fest, bestehend aus dem Betrag fiir die feste, erfolgsunabhingige Vergiitung, den
Betragen fiir etwaige sonstige Leistungen und den Hochstbetrdgen der variablen Vergilitung (Zufluss-
Cap). Hierbei kommt es nicht darauf an, wann das entsprechende Vergiitungselement ausgezahlt, sondern

fiir welches Geschéftsjahr es gewahrt wurde.

Die Maximalvergiitung der Vorstandsmitglieder fiir ein Geschéftsjahr entspricht somit fiir das jeweilige
Vorstandsmitglied der Summe der maximalen Zufliisse aller Vergiitungsbestandteile, die dem jeweiligen
Vorstandsmitglied in einem Geschiftsjahr gewahrt wurden, wobei der Zuflusszeitpunkt irrelevant ist. Die
Maximalvergiitung ist fiir ein jedes Vorstandsmitglied betragsméBig festgelegt. Die mogliche Kappung
des die Maximalvergiitung tiberschreitenden Betrags erfolgt zu dem Zeitpunkt, in dem es grundsitzlich

zum Zufluss beziiglich der variablen Vergiitung kdme.

Die Maximalvergiitung fiir ein Geschéiftsjahr — unabhidngig davon, ob sie in dem betreffenden
Geschiftsjahr oder zu einem spéateren Zeitpunkt ausbezahlt wird — betragt fiir den Vorstandsvorsitzenden

EUR 14.000.000,00 und fiir alle tibrigen Vorstandsmitglieder jeweils EUR 11.000.000,00.
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Die Maximalvergiitung stellt nicht die vom Aufsichtsrat angestrebte oder fiir angemessen erachtete
Vergiitungshohe dar, sondern lediglich eine absolute Hochstgrenze, die allenfalls bei einem sehr starken
Anstieg des Aktienkurses der Aktie der HelloFresh SE erreicht werden kann. Zudem ist zu
berticksichtigen, dass der ganz iiberwiegende Teil der Verglitung der Vorstandsmitglieder in Form von
langfristig variabler Verglitung durch virtuelle Optionen gewéhrt wird, deren Auszahlungsbetrag auf Null
sinken kann (ndmlich dann, wenn der Relevante Borsenkurs (wie nachfolgend definiert) niedriger, oder
gleich, dem Ausiibungspreis (wie nachfolgend definiert) ist und/oder die Erfolgsziele nicht erfiillt

wurden).

Die Maximalvergiitung der Mitglieder des Vorstands kann sich anldsslich des Amtseintritts des
betreffenden Vorstandsmitglieds im Jahr der Bestellung oder im zweiten Jahr nach der Bestellung zum
Mitglied des Vorstands in Ausnahmeféllen um bis zu EUR 2.000.000,00 erhéhen, sofern dem
betreffenden Vorstandsmitglied Ausgleichszahlungen fiir anldsslich des Wechsels des betroffenen
Vorstandsmitglieds zur HelloFresh SE weggefallene Leistungen aus einem vorherigen

Anstellungsverhiltnis gewéhrt werden.

Vergiitungsbestandteile im Detail

1. Feste Vergiitungsbestandteile

Die feste Vergiitung der Mitglieder des Vorstands setzt sich aus einem jahrlichen Grundgehalt
und Nebenleistungen (insbesondere Beitrdge zur Kranken- und Pflegeversicherung und

Aufwendungen) zusammen.

a. Grundgehalt

Jedes Vorstandsmitglied erhélt ein individualvertraglich vereinbartes Grundgehalt, das in der

Regel in zwolf gleichen Raten zum Ende eines jeden Kalendermonats ausbezahlt wird.

b. Nebenleistungen

Dariiber hinaus erhalten die Vorstandsmitglieder iibliche Nebenleistungen. Hiernach
erhalten sie die Halfte der monatlich erstattungsféahigen Beitrdge zur deutschen Kranken- und
Pflegeversicherung, hochstens jedoch bis zur Hohe des jeweils giiltigen Hochstbetragssatzes
in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung. Bei im Ausland lebenden
Vorstandsmitgliedern werden die Nebenleistungen den entsprechenden nationalen
(insbesondere regulatorischen) Besonderheiten angepasst. Grundsdtzlich zahlt die
Gesellschaft bei im Ausland lebenden Vorstandsmitgliedern nach Mafigabe der anwendbaren
gesetzlichen Regelungen die Arbeitgeberbeitrdge — sofern erforderlich — in die ausldndische
Kranken- und Pflegeversicherung des Vorstandsmitglieds ein, zusammen hdchstens jedoch
bis zur Hohe des jeweils giiltigen Hochstbetragssatzes in der deutschen gesetzlichen

Kranken- und Pflegeversicherung sowie etwaige Arbeitgeberbeitrage zur auslédndischen
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Rentenversicherung, wenn und soweit diese nach dem anwendbaren Recht zwingend zu

leisten sind.

Zudem erstattet die HelloFresh SE dem Vorstand Spesen und sonstige Aufwendungen, die
im Rahmen der ordnungsgeméBen Erfiillung seiner Vorstandstitigkeit fiir die Gesellschaft

aufzubringen sind.

Weitere Nebenleistungen, wie beispiclsweise Sachbeziige oder Budgets fiir Arbeitsmittel,

konnen mit den jeweiligen Vorstandsmitgliedern individuell vereinbart werden.

Sonstige Leistungen

Einem Vorstandsmitglied konnen anldsslich des Amitseintritts, der Verldngerung -eines
Vorstandsanstellungsvertrags oder fiir aulerordentliche Leistungen in Ausnahmefillen sonstige
Leistungen gewéhrt werden, beispielsweise Ausgleichszahlungen fiir anldsslich des Wechsels des
betreffenden Vorstandsmitglieds zur HelloFresh SE weggefallene Leistungen aus einem
vorherigen  Anstellungsverhéltnis,  Sign-on  Bonus, = Umzugskostenerstattung  oder

Sondervergiitungen fiir aulerordentliche Leistungen.

Variable Vergiitungsbestandteile

Die variable Vergiitung der Vorstandsmitglieder der HelloFresh SE setzt sich aus einem
kurzfristig orientierten Vergiitungsbestandteil, den Restricted Stock Units (RSUs), sowie einem
langfristig orientierten Vergiitungsbestandteil, den Virtuellen Optionen, zusammen. Der
Aufsichtsrat legt bei der Bestimmung der Ziel-Gesamtvergiitung fiir jedes Vorstandsmitglied
einen Gesamtzuteilungsbetrag fiir die variable Vergiitung fest. Die Allokation des
Gesamtzuteilungsbetrags der variablen Verglitung kann gemiB zwei unterschiedlichen
Alternativen erfolgen. Grundsitzlich allokiert sich der Gesamtzuteilungsbetrag der variablen
Vergiitung zu 25 % auf RSUs und zu 75 % auf Virtuelle Optionen. Fiir die letzten beiden vollen
Geschiéftsjahre eines Vorstandsanstellungsvertrags kann der Aufsichtsrat allerdings auch
entscheiden, den Gesamtzuteilungsbetrag der variablen Vergiitung zu bis 40 % auf RSUs und bis

zu 60 % auf Virtuelle Optionen zu allokieren.

Die Auszahlung der langfristig orientierten variablen Vergiitungsbestandteile hingt von der
Erreichung finanzieller und nichtfinanzieller Nachhaltigkeitsziele (,,ESG-Ziele*) ab und leistet
dadurch einen wesentlichen Beitrag zur langfristigen und nachhaltigen Entwicklung der
HelloFresh SE und des HelloFresh-Konzerns. Durch die Gewéhrung des weit iiberwiegenden
Teils der Ziel-Gesamtvergiitung als langfristig orientierte, variable Vergiitung gewéhrleistet der
Aufsichtsrat einen sehr weitgehenden Interessengleichlauf zwischen den langfristigen Interessen

der Aktiondre der Gesellschaft und denjenigen des Vorstands.

a. Kurzfristig variable Vergiitung (Restricted Stock Units, RSUs)

-15-



Den Mitgliedern des Vorstands werden als kurzfristig variable Vergiitung Restricted Stock
Units (RSUs) unter dem bei der Gesellschaft bestehenden Restricted Stock Unit Program
(,RSUP*) gewdhrt. Der vom Aufsichtsrat fiir jedes Vorstandsmitglied festgelegte
Gesamtzuteilungsbetrag fiir die variable Verglitung allokiert sich grundsétzlich zu 25 % auf
RSUs. Fiir die letzten beiden vollen Geschéftsjahre eines Vorstandsanstellungsvertrags kann
der Aufsichtsrat allerdings auch entscheiden, den Gesamtzuteilungsbetrag der variablen

Vergilitung bis zu 40 % auf RSUs zu allokieren.

Die Anzahl der zu gewidhrenden RSUs wird ermittelt, indem der Teilbetrag des
Gesamtzuteilungsbetrags, der auf die RSUs entféllt, durch den Wert einer Aktie der
Gesellschaft am Gewdhrungstag, der im jeweiligen Gewihrungsvertrag festgelegt wird
(,,Grant Date®) geteilt wird. Der Wert einer Aktie der HelloFresh SE am Gewidhrungstag
entspricht dem Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der HelloFresh SE im XETRA-
Handel der Frankfurter Wertpapierborse an den zehn Handelstagen, die dem Gewéhrungstag
vorausgehen. Es werden nur ganze RSUs gewihrt, keine Bruchteile; Bruchteile werden stets

auf die nédchste volle Zahl abgerundet.

RSUs werden ein Jahr nach dem Gewéhrungstag (Grant Date) unverfallbar. Unverfallbar
gewordene RSUs berechtigen zum Erhalt einer Barzahlung in Hoéhe des durchschnittlichen
Schlusskurses der HelloFresh SE-Aktie im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierborse
an den zehn Handelstagen nach Veroffentlichung (i) des Berichts iiber das erste Quartal der
Gesellschaft, (ii) des Halbjahresberichts der Gesellschaft, (iii) des Berichts {iber das dritte
Quartal der Gesellschaft oder (iv) des Geschiftsberichts der Gesellschaft. Die Erfiillung der
RSUs erfolgt grundsétzlich in Form einer Barzahlung zu einem der folgenden Daten: nach
Ablauf eines Zeitraums von zwolf Handelstagen nach Veroffentlichung (i) des néchsten
Berichts iiber das erste Quartal der Gesellschaft, (i) des ndchsten Halbjahresberichts der
Gesellschaft, (iii) des néchsten Berichts liber das dritte Quartal der Gesellschaft oder (iv) des
nichsten Geschéftsberichts der Gesellschaft. Somit erfolgt die Erfiillung der RSUs in jedem
Fall vor Ablauf des Geschiftsjahres, das auf das Geschiftsjahr folgt, in dem die RSUs

unverfallbar geworden sind.

Die RSUs sehen keine spezifischen Leistungskriterien vor, die von den Mitgliedern des
Vorstands erreicht werden miissen. Die rein aktienkursbasierte Struktur der RSUs trigt zu
einer Ausrichtung der Interessen der Mitglieder des Vorstands an denen der Aktiondre der
HelloFresh SE zu einer Forderung der Entwicklung und des Wachstums der HelloFresh SE

und des HelloFresh-Konzerns beli.

Langfristig variable Vergiitung (Virtuelle Optionen)

Die Struktur der langfristig variablen Vergiitung in Form von Virtuellen Optionen ist in der

nachfolgenden Illustration zusammengefasst:
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Langfristige variable Vergitung (Virtuelle Optionen)

Zuteilungsbetrag der

Virtuellen Optionen in €

Wert einer Virtuellen

Option am Gewahrungstag

I+ A Auszahlungsanspruch

pro Virtueller Option
(zzgl. Dividendenbonus)

poyd

Ausiibungspreis

Anzahl der
Virtuellen Optionen N - —

Gesamtzielerreichung (0 - 100 %) = Endgiiltige

ESG- ) Anzahl der

Zicle AEBITDA Umsatzerlgse Virtuellen

20 % 40% 0% Optionen

4 I >

GJn GJ n+1 GJ n+2 GJ n+3 GJ n+4 GJ n+9

@@

Grundziige der Virtuellen Optionen

Den Mitgliedern des Vorstands werden als langfristig variable Vergiitung Virtuelle
Optionen unter dem bei der Gesellschaft bestehenden  virtuellen
Aktienoptionsprogramm (,,VSOP*) gewdhrt. Der vom Aufsichtsrat fiir jedes
Vorstandsmitglied festgelegte Gesamtzuteilungsbetrag fiir die variable Vergiitung
allokiert sich grundsitzlich zu 75 % auf Virtuelle Optionen. Fiir die letzten beiden
vollen Geschiftsjahre eines Vorstandsanstellungsvertrags kann der Aufsichtsrat
allerdings auch entscheiden, den Gesamtzuteilungsbetrag der variablen Vergiitung bis

zu 60 % auf Virtuelle Optionen zu allokieren.

Die Anzahl der zu gewidhrenden Virtuellen Optionen wird grundsitzlich ermittelt,
indem der Teilbetrag des Gesamtzuteilungsbetrags, der auf die Virtuellen Optionen
entfdllt, durch den Wert einer Virtuellen Option am Gewédhrungstag (Grant Date)
geteilt wird, wobei der Wert einer Virtuellen Option am Gewéhrungstag nach
allgemein anerkannten, marktgéngigen Optionsbewertungsmethoden ermittelt wird
(wie z. B. Black-Scholes und basierend auf bestimmten vom Marktpreis abgeleiteten
Parametern und bestimmten Annahmen, die einheitlich auf Virtuelle Optionen, die an
HelloFresh-Mitarbeiter gewahrt werden, angewandt werden). Die Virtuellen Optionen
haben in diesem Fall einen Ausiibungspreis (,,Ausiibungspreis), der entweder (i) dem
Durchschnittskurs der Schlusskurse der Aktie der HelloFresh SE im XETRA-Handel
der Frankfurter Wertpapierborse an den zehn Handelstagen, die dem Gewéhrungstag
vorausgehen, oder (ii) einem Betrag in Euro entspricht, der in dem jeweiligen
Gewahrungsvertrag (Grant Agreement) festgelegt wird. Alternativ kann die Anzahl der
zu gewihrenden Virtuellen Optionen ermittelt werden, indem der Teilbetrag des
Gesamtzuteilungsbetrags, der auf die Virtuellen Optionen entféllt, am Gewéhrungstag
(Grant Date) durch einen in dem jeweiligen Vorstandsanstellungsvertrag festgelegten
Wert einer Virtuellen Option geteilt wird. Als Ausiibungspreis kann in diesem Fall auch
ein im jeweiligen Vorstandsanstellungsvertrag festgelegter Preis zugrunde gelegt
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werden, wobei sich der festgelegte Ausiibungspreis in diesem Fall jéhrlich um die
langfristige, durchschnittliche Wertsteigerung des DAX erhoht. Der Aufsichtsrat kann
allerdings in diesem Fall durch Beschluss entscheiden, dass nicht der im
Vorstandsanstellungsvertrag festgelegte Wert einer Virtuellen Option fiir die
Ermittlung der Anzahl der zu gewéhrenden Virtuellen Optionen zugrunde zu legen ist
und/oder nicht der in dem Vorstandsanstellungsvertrag festgelegte Ausiibungspreis
vereinbart wird, falls der Aufsichtsrat unter Anwendung seines Ermessens zu dem
Ergebnis gelangt, dass der festgelegte Ausiibungspreis und/oder der vereinbarte Wert
einer Virtuellen Option dazu fiihren wiirde, dass die daraus resultierende Ziel-
Gesamtvergiitung nicht in einem angemessenen Verhiltnis zu den Aufgaben und
Leistungen des Vorstandsmitglieds, zur Lage oder Entwicklung der Gesellschaft oder
dem Marktumfeld stiinde und/oder nicht der iiblichen Vergiitung entsprechen wiirde
bzw. keine besonderen Griinde gegeben sind, um von der iiblichen Vergiitung
abzuweichen. Sollte der Aufsichtsrat einen solchen Beschluss fassen, wird er in diesem
einen angemessenen Ausiibungspreis und einen angemessenen Wert einer Virtuellen

Option festlegen.

Die Ausiibbarkeit der Virtuellen Optionen ist von bestimmten Bedingungen abhingig,
wie etwa dem Erreichen bestimmter Erfolgsziele (Performance Targets) (hierzu
nachstehend unter Abschnitt F.3.b.(ii)) am Ende einer etwa dreijdhrigen Periode nach
dem Gewihrungstag (Grant Date). Nach Ablauf dieser etwa dreijéhrigen Periode
ermittelt der Aufsichtsrat, ob und in welcher Hohe die Erfolgsziele erreicht wurden.
Basierend auf dem Gesamtzielerreichungsgrad der Erfolgsziele ermittelt der
Aufsichtsrat die Anzahl Virtueller Optionen, die dem jeweiligen Vorstandsmitglied
zustehen. Hierzu wird die Anzahl der urspriinglich gewéhrten Virtuellen Optionen mit
dem Gesamtzielerreichungsgrad, der sich maximal auf 100 % belduft, multipliziert.
Mithin ist die endgiiltige Zahl Virtueller Optionen auf 100 % der urspriinglich
gewihrten Virtuellen Optionen begrenzt (Obergrenze).

Neben dem Erreichen bestimmter Erfolgsziele sind die Virtuellen Optionen nur
ausiibbar, wenn eine Wartezeit von vier Jahren nach dem Gewahrungstag (Grant Date)
abgelaufen ist und die Virtuellen Optionen unverfallbar geworden sind. Die Virtuellen
Optionen konnen ferner nur innerhalb eines festgelegten Ausiibungszeitraums von
zwOlf Handelstagen nach der Verdffentlichung (i) eines Berichts iiber das erste Quartal
der Gesellschaft, (ii) eines Halbjahresberichts der Gesellschaft, (iii) eines Berichts iiber
das dritte Quartal der Gesellschaft oder (iv) eines Geschéftsberichts der Gesellschaft
ausgeiibt werden. Virtuelle Optionen verfallen, wenn sie nicht innerhalb von sechs
Jahren nach Ablauf der Wartefrist ausgeiibt wurden. Die Erfiillung der Virtuellen
Optionen erfolgt grundsétzlich in Form einer Barzahlung in Hohe desjenigen Betrags,
um den der durchschnittliche XETRA-Schlusskurs der HelloFresh SE-Aktie an der

Frankfurter Wertpapierborse an den zehn Handelstagen des Ausiibungszeitraums, in
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(i)

dem Virtuelle Optionen ausgeiibt werden (,Relevanter Bérsenkurs®), den
Austibungspreis (wie oben definiert) {ibersteigt. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt,
ganz oder teilweise anstelle der Barzahlung neue oder eigene Aktien der HelloFresh SE

zu liefern.

Von einem Vorstandsmitglied gehaltene Virtuelle Optionen, die unverfallbar sind, aber
noch nicht ausgelibt wurden, gewidhren grundsétzlich das Recht auf einen
Dividendenbonus, allerdings nur, wenn die Hauptversammlung der HelloFresh SE die
Ausschiittung einer Dividende beschlieit. Der Dividendenbonus berechnet sich wie

folgt:

[(aktueller Marktwert einer HelloFresh-Aktie — Ausilibungspreis je Virtueller
Option) / aktueller Marktwert einer HelloFresh-Aktie] x Anzahl Virtueller
Optionen (unverfallbar und noch nicht ausgelibt) x Hohe der ausgezahlten

Dividende pro HelloFresh-Aktie.

Leistungskriterien der Virtuellen Optionen

Die Ausiibung der Virtuellen Optionen ist an finanzielle und nicht finanzielle
Leistungskriterien (ESG-Ziele) gekniipft. Zudem hat die Hohe des Aktienkurses der
HelloFresh SE Einfluss auf die Hohe des Auszahlungsbetrags einer Virtuellen Option.

Die finanziellen Leistungskriterien sind (i) Umsatzerlose (,,Umsatzerlése) und
(ii) bereinigtes Ergebnis (,AEBITDA®). Die Definitionen Umsatzerlose und
AEBITDA entsprechen jeweils denjenigen, die von der Gesellschaft in ihrem
jeweiligen Geschéftsbericht veroffentlicht werden. Die finanziellen Leistungskriterien
Umsatzerlose und AEBITDA fordern die Geschiftsstrategie der Gesellschaft und
tragen zum langfristigen Erfolg der Gesellschaft bei. Die Umsatzerlose sind ein
Indikator fiir die Nachfrage nach den Produkten des HelloFresh-Konzerns und ein
wichtiger Faktor bei der langfristigen Steigerung des Unternehmenswerts. Das
AEBITDA ist ein Indikator in der Bewertung der zugrunde liegenden operativen
Rentabilitdt. Die finanziellen Leistungskriterien fordern eine langfristige und
nachhaltige Unternehmensentwicklung und gleichen die Ziele der Vorstandsvergiitung

an die Interessen der Aktionére an.

Um einen nachhaltigen und langfristigen Erfolg der HelloFresh SE zu gewéhrleisten,
macht der Aufsichtsrat die Ausiibung der Virtuellen Optionen zusétzlich von der
Erreichung der folgenden ESG-Ziele, als nicht finanzielle Leistungskriterien,
abhéngig: (i) Reduktion der von den eigenen Produktionsstitten (Betriebsstitten) des
HelloFresh-Konzerns produzierten Lebensmittelabfillen, die auf Miilldeponien oder
durch Verbrennung entsorgt werden, pro Euro Umsatz (,,Lebensmittelabfille pro

Euro Umsatz“) und (ii) Reduktion von CO,-Emissionen, die von den eigenen
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Produktionsstitten (Betriebsstitten) des HelloFresh-Konzerns produziert werden, pro
Euro Umsatz (,,CO2-Emissionen pro Euro Umsatz®). Die Integration von ESG-
Zielen in die Vergiitungsstruktur incentiviert die Vorstdnde zu nachhaltigem und
zukunftsorientiertem Handeln und strebt zugleich eine Wertschaffung fiir die Kunden,
Mitarbeiter, Aktiondre und die Umwelt im Ganzen an. Der Aufsichtsrat behilt sich vor,
bei Bedarf andere ESG-Ziele zu benennen und die derzeitigen ESG-Ziele

auszutauschen.

Virtuelle Optionen diirfen nur ausgeiibt werden, wenn die vom Aufsichtsrat
festgelegten Erfolgsziele fiir die Leistungskriterien Umsatzerlose, AEBITDA und die
beiden ESG-Ziele erreicht wurden. Die Leistungskriterien Umsatzerlose und
AEBITDA weisen jeweils eine Gewichtung von 40 % auf. Die nicht finanziellen ESG-
Ziele Lebensmittelabfélle pro Euro Umsatz und CO,-Emissionen pro Euro Umsatz
weisen jeweils eine Gewichtung von 10 % auf. Der Aufsichtsrat legt jeweils bis
spatestens zum Ablauf des ersten Quartals des Jahres, in dem Virtuelle Optionen
gewihrt werden, die Minimal- und Maximalwerte fiir die Erfolgsziele Umsatzerlose,
AEBITDA, Lebensmittelabfélle pro Euro Umsatz und CO,-Emissionen pro Euro
Umsatz fest, die in dem iiberndchsten Jahr nach der Gewéhrung der Virtuellen

Optionen erreicht werden miissen.

Der Aufsichtsrat kann nach seinem Ermessen die finanziellen und nicht finanziellen
Erfolgsziele nach einer einmal erfolgten Festsetzung der Erfolgsziele nach unten
anpassen bzw. weniger streng ausgestalten, falls das Marktumfeld oder die
Geschiftstitigkeit der Gesellschaft wesentlich von den Erwartungen in dem Zeitpunkt,

in dem die Erfolgsziele urspriinglich festgesetzt wurden, abweichen.

Nach Ablauf der etwa dreijahrigen Performance Periode ermittelt der Aufsichtsrat, ob
und in welcher Hohe die Erfolgsziele erreicht wurden. Das Erreichen des Minimalwerts
des jeweiligen Erfolgsziels entspricht einer Zielerreichung von 50 % und das Erreichen
des Maximalwerts entspricht einer Zielerreichung von 100 % des jeweiligen
Erfolgsziels. Wird ein Wert zwischen dem Minimal- und Maximalwert erreicht, wird
dieser in eine Zielerreichung zwischen 50 % und 100 % linear umgerechnet. Bei
Unterschreitung des Minimalwerts fiir eines der Erfolgsziele ist die Zielerreichung fiir

dieses Erfolgsziel Null. Eine Zielerreichung tiber 100 % ist nicht méoglich.

Die Gesamtzielerreichung entspricht der Summe des Zielerreichungsgrads der
Umsatzerlose, des Zielerreichungsgrads beziiglich des AEBITDA, des
Zielerreichungsgrads der Lebensmittelabfdlle pro Euro Umsatz und des
Zielerreichungsgrads der CO,-Emissionen pro Euro Umsatz, d.h. die prozentualen
Zielerreichungswerte fiir jedes der Erfolgsziele werden basierend auf ihrer Gewichtung
an der Gesamtzielerreichung (jeweils 40 % fiir die finanziellen Ziele und jeweils 10 %

fiir die nicht finanziellen Ziele) addiert. Basierend auf dem Gesamtzielerreichungsgrad
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der Erfolgsziele ermittelt der Aufsichtsrat die Anzahl Virtueller Optionen, die dem
jeweiligen Vorstandsmitglied zustehen. Hierzu wird die Anzahl der urspriinglich

gewihrten Virtuellen Optionen mit dem Gesamtzielerreichungsgrad multipliziert.

Der Auszahlungsbetrag je Virtueller Option ist zusitzlich — aus den oben genannten
Griinden — vom Aktienkurs als weiteres Leistungskriterium der HelloFresh SE
abhingig. Die aktienkursbasierte Ausgestaltung der Virtuellen Optionen dient
ebenfalls der langfristigen und nachhaltigen Unternehmensentwicklung und gleicht die

Ziele der Vorstandsvergiitung an die Interessen der Aktionédre an.

4. Share Ownership Guidelines fiir den Vorstand

Die Mitglieder des Vorstands sind vertraglich verpflichtet, innerhalb eines Zeitraums von fiinf
Jahren seit dem Datum des Wirksamwerdens eines Vorstandsanstellungsvertrags oder eines
etwaigen Verldngerungsvertrags Aktien der HelloFresh SE im Gegenwert eines jeweiligen
jéhrlichen Grundgehalts (brutto) auf eigene Rechnung zu erwerben und fiir die Dauer ihrer
Vorstandstitigkeit zu halten. Aktien der HelloFresh SE, die von den Mitgliedern des Vorstands

bereits gehalten werden, werden auf diese Verpflichtung angerechnet.

Compliance und Performance Malus / Clawback

Im Falle eines schwerwiegenden Versto3es eines Vorstandsmitglieds gegen die Pflichten aus § 93 AktG,
dem Vorstandsanstellungsvertrag oder gegen interne Compliance- oder Verhaltensrichtlinien oder bei
schwerwiegenden Compliance-Verstofen, wobei der jeweilige Versto3 so schwerwiegend zu sein hat,
dass der Aufsichtsrat zum Widerruf der Bestellung des Vorstands berechtigt ist, kann der Aufsichtsrat
nach seinem Ermessen noch nicht ausbezahlte variable Vergiitung ganz oder teilweise einbehalten
(Malus). Ferner kann der Aufsichtsrat nach seinem Ermessen bereits ausgezahlte variable Vergiitungen

in solchen Féllen ganz oder teilweise zuriickfordern (Clawback).

Ferner sind die Vorstandsmitglieder verpflichtet, eine bereits ausbezahlte variable Vergiitung
zuriickzuzahlen, wenn sich nach Auszahlung herausstellt, dass die Berechnungsgrundlage fiir den
Auszahlungsbetrag, insbesondere im Geschéftsbericht oder im Nachhaltigkeitsbericht unrichtig war und
gemil der geltenden Priifungsstandards berichtigt werden muss (Clawback). Die Riickzahlung hat in
Hohe des Betrags zu erfolgen, der dem Vorstand im Vergleich zur Zugrundelegung der richtigen

Berechnungsgrundlage zuviel ausgezahlt wurde.

Laufzeit, Vorzeitige Beendigung, Arbeitsunfihigkeit

Die Anstellungsvertrage der Mitglieder des Vorstands der HelloFresh SE werden jeweils fiir die Dauer
ihrer Bestellung geschlossen. Fiir den Fall der Wiederbestellung und einer Verldngerung der Amtszeit
gelten die Vorstandsanstellungsvertriage jeweils bis zum Ablauf der neuen Amtszeit fort, es sei denn, die
Gesellschaft und das jeweilige Vorstandsmitglied treffen im Zusammenhang mit der Wiederbestellung

abweichende oder ergéinzende Vereinbarungen.
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Im Falle der Beendigung eines Vorstandsmandats, insbesondere durch Widerruf der Bestellung oder
Amtsniederlegung, endet auch der jeweilige Vorstandsanstellungsvertrag unter Einhaltung der
gesetzlichen Kiindigungsfristen automatisch, ohne dass es einer Kiindigung bedarf. Im Falle der
Erkrankung oder sonstiger unverschuldeter Dienstverhinderung wird dem Vorstand sein Grundgehalt

langstens bis zur Beendigung seines Anstellungsvertrags gezahlt.

Wird ein Mitglied des Vorstands wiahrend der Laufzeit seines Anstellungsvertrags auf Dauer
berufsunfdhig, endet sein Anstellungsvertrag zum Ende des Quartals, in dem die dauernde

Berufsunfahigkeit festgestellt worden ist.

Bei vorzeitiger Beendigung des Anstellungsvertrags eines Vorstandsmitglieds (einschlieBlich einer
einvernehmlichen Aufhebung des Anstellungsvertrags) sollen Zahlungen der Gesellschaft einschlielich
Nebenleistungen den Wert von zwei Jahresvergiitungen (Ziel-Gesamtvergiitung) nicht iiberschreiten
(Abfindungs-Cap), und nicht mehr als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergiiten. Fiir die
Berechnung des Abfindungs-Caps soll auf die Ziel-Gesamtvergiitung des vorherigen vollen
Geschiftsjahrs und gegebenenfalls auch auf die voraussichtliche Ziel-Gesamtvergiitung fiir das laufende
Geschiftsjahr abgestellt werden. Sofern ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot vereinbart wird, ist die
Abfindungszahlung auf die Karenzentschiddigung anzurechnen. Die Berechtigung zur Auszahlung der
RSUs und der Virtuellen Optionen im Fall der Beendigung des Vorstandsmandats wird grundsétzlich
durch das jeweilige RSU-Programm und das jeweilige Virtuelle Optionsprogramm bzw. die jeweiligen

Gewiahrungsvertriage geregelt, die {ibliche Good Leaver und Bad Leaver Klauseln enthalten.
Kontrollwechsel

Um zu gewibhrleisten, dass das betreffende Vorstandsmitglied einen etwaigen Kontrollwechsel
ausschlieflich im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktiondre beurteilt und das Verhalten des
Vorstandsmitglieds nicht von der Sorge um wirtschaftliche Nachteile als Folge eines Kontrollwechsels
geleitet wird, kann der Aufsichtsrat flir die Mitglieder des Vorstands ein einmaliges
Sonderkiindigungsrecht in den jeweiligen Vorstandsanstellungsvertrag vereinbaren. Sofern ein solches
Sonderkiindigungsrecht vereinbart wird, haben die Mitglieder des Vorstands das Recht, ihren
Anstellungsvertrag mit einer Kiindigungsfrist von drei Monaten zum Monatsende zu kiindigen und ihr

Amt als Vorstand zum Beendigungstermin niederzulegen. Ein Kontrollwechsel liegt vor, wenn

(1) ein Dritter allein oder aufgrund einer Zurechnung nach § 30 WpUG mindestens 30 % der
Stimmrechte an der HelloFresh SE erwirbt (§ 29 Abs. 2 WpUG),

(i1) ein Dritter alleine oder im Zusammenwirken mit anderen alle oder alle wesentlichen

Vermogensgegenstinde der HelloFresh SE erwirbt oder

(iii) die HelloFresh SE auf einen Dritten oder mit einem Dritten verschmolzen oder in einer

dhnlichen Weise mit einem Dritten zusammengefiihrt wird, wobei ,,Dritter* im Sinne dieser
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Regelung nicht direkte oder indirekte Tochtergesellschaften der Gesellschaft sind

(nachfolgend jeweils ,,Kontrollwechsel®).

Das Sonderkiindigungsrecht kann nur innerhalb von zwei Monaten ab dem Vollzug eines
Kontrollwechsels ausgeiibt werden. Sollte das Sonderkiindigungsrecht ausgeiibt werden, ist die Hohe der
Abfindungszahlung auf den Wert von zwei Jahresvergiitungen (Ziel-Gesamtvergiitung) begrenzt

(Abfindungs-Cap) und es wird nicht mehr als die Restlaufzeit des Anstellungsvertrags vergiitet.
Nachvertragliches Wettbewerbsverbot

Der Aufsichtsrat kann ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot vorsehen, wonach es den Mitgliedern
des Vorstands nach Beendigung des Vertrags fiir einen bestimmten Zeitraum untersagt ist, mit der
Gesellschaft in Wettbewerb zu treten. Die HelloFresh SE leistet in einem solchen Fall den Mitgliedern
des Vorstands fiir die Dauer des nachvertraglichen Wettbewerbsverbots eine Karenzentschadigung in
Hohe der Halfte der vom Vorstand zuletzt bezogenen und auf einen Monat entfallenden Festvergiitung.
Auf die Karenzentschddigung wird eine eventuelle Abfindungszahlung angerechnet. Die Gesellschaft
kann durch schriftliche Erklarung jederzeit auf das nachvertragliche Wettbewerbsverbot verzichten mit
der Wirkung, dass sie mit Ablauf von sechs Monaten ab der Erklirung von der Zahlung der

Karenzentschadigung frei wird.
Nebentitigkeiten der Vorstandsmitglieder

Den Mitgliedern des Vorstands ist wihrend der Dauer ihres Amtes grundsétzlich jede entgeltliche oder
unentgeltliche Nebentitigkeit untersagt, soweit diese nicht im Auftrag oder mit schriftlicher Einwilligung
der Gesellschaft erfolgt. Verdffentlichungen und Vortrdge, welche nicht den Tatigkeitsbereich der
Gesellschaft betreffen, sowie die Ubernahme von Amtern in Aufsichtsgremien anderer Unternehmen und
Ehrendmtern in Organisationen, soweit die Gesellschaft dort nicht selbst Mitglied ist, bediirfen der

vorherigen schriftlichen Zustimmung durch den Aufsichtsrat.

Sofern Vorstandsmitglieder Organe oder Organmitglieder einer Tochtergesellschaft der HelloFresh SE
sind, wird fiir diese Titigkeit keine gesonderte Vergiitung gewihrt. Bei der Ubernahme konzernfremder

Aufsichtsratsmandate entscheidet der Aufsichtsrat, ob und inwieweit die Vergilitung anzurechnen ist.
AuBlerordentliche Entwicklungen

Im Falle auBerordentlicher Entwicklungen ist der Aufsichtsrat berechtigt, die Hohe der einzelnen
Vergiitungsbestandteile einschlieBlich der variablen Vergiitungsbestandteile, das Verhéltnis der einzelnen
Vergiitungsbestandteile zueinander, die Kriterien fiir die Zielerreichung, die jeweiligen
Auszahlungsbetrige und die Auszahlungszeitpunkte anzupassen, sofern die festgelegte

Maximalvergiitung nicht tiberschritten wird.

AuBerordentliche Entwicklungen liegen vor, wenn Umsténde eingetreten sind oder mit tiberwiegender
Wabhrscheinlichkeit eintreten werden, die bei der Festlegung der Ziele fiir die langfristig variablen
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Vergiitungsbestandteile nicht vorhergesehen werden konnten und die sich erheblich auf die
Gesamtvergiitung der Mitglieder des Vorstands auswirken. In Betracht kommen insbesondere
wesentliche Akquisitionen, der Verkauf wesentlicher Teile der HelloFresh SE, wesentliche Anderungen
der zugrundeliegenden Rechnungslegungsstandards oder Steuervorschriften, Naturkatastrophen,
Pandemien oder vergleichbare Tatbestéinde. Bei seiner Entscheidung beriicksichtigt der Aufsichtsrat unter
anderem, inwieweit die HelloFresh SE, die Aktiondre und die Mitarbeiter von den auflergew6hnlichen

Entwicklungen betroffen sind oder betroffen sein werden.
M. Voriibergehende Abweichungen

Der Aufsichtsrat kann voriibergehend von dem Vergiitungssystem abweichen, wenn dies im Interesse des
langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft notwendig ist, so etwa im Falle einer Wirtschafts- oder

Unternehmenskrise oder im Falle von Anderungen in den regulatorischen Rahmenbedingungen.

Die Vergiitung der Mitglieder des Vorstands muss auch im Fall einer Abweichung von diesem
Vorstandsvergiitungssystem auf eine langfristige und nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft
ausgerichtet sein und die Lage der Gesellschaft sowie die Leistung des Vorstands beriicksichtigen. Die
Bestandteile des Vergiitungssystems, von denen abgewichen werden kann, sind das Verfahren, die
Vergiitungsstruktur, die Héhe der Vergiitung, die Hohe der einzelnen Vergiitungsbestandteile und die
Leistungskriterien. Der Aufsichtsrat kann in diesen Fillen auch neue Vergiitungsbestandteile einfiihren.
Die Abweichung vom Vergiitungssystem erfordert einen Beschluss des Aufsichtsrats, der auch die zur

Abweichung fithrenden Umstande feststellt.
Beschlussfassung iiber die Vergiitung der Aufsichtsratsmitglieder

Durch das ARUG Il wurde § 113 Abs. 3 AktG neu gefasst. GemaB3 § 113 Abs. 3 Sétze 1 und 2 AktG ist von der
Hauptversammlung borsennotierter Gesellschaften mindestens alle vier Jahre iiber die Vergiitung der

Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen, wobei ein die Vergiitung bestatigender Beschluss zuléssig ist.

GemiB § 13 der Satzung der HelloFresh SE wird die Vergiitung der Mitglieder des Aufsichtsrats von der
Hauptversammlung bewilligt. Vorstand und Aufsichtsrat legen die Vergiitung fiir den Aufsichtsrat ab dem
1. Januar 2021 gemif den neuen Vorgaben der Hauptversammlung der HelloFresh SE zur erstmaligen

Entscheidung vor.

Es wurde ein Vergiitungssystem fiir den Aufsichtsrat erarbeitet. Dieses entspricht insbesondere der Anregung
des G.18 Satz 1 des Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019, dass die

Vergiitung fiir den Aufsichtsrat nur aus einer Festvergiitung bestehen sollte.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Hohe der Vergiitung der Aufsichtsratsmitglieder mit erstmaliger

Wirkung fiir das am 1. Januar 2021 begonnene Geschéftsjahr wie folgt zu beschlie3en:

24-



b)

Jahrliche Vergiitung

Jedes Aufsichtsratsmitglied erhilt eine jahrliche Vergiitung in Héhe von EUR 65.000, wobei stattdessen
(i) der Vorsitzende des Aufsichtsrats eine jahrliche Vergilitung in Hohe von EUR 162.500 und (ii) der
stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats eine jahrliche Vergiitung in Hohe von EUR 97.500 erhlt.

Zusitzlich erhalten die Mitglieder des Priifungsausschusses (audit committee) eine jéhrliche Vergiitung
in Héhe von EUR 30.000 und die Mitglieder des Présidial- und Nominierungsausschusses (executive and
nomination committee), des Vergiitungsausschusses (remuneration committee) sowie des Ausschusses
fiir Umwelt, Soziales und Unternehmensfiihrung (environmental, social and governance committee) eine
jéhrliche Vergiitung in Hohe von je EUR 15.000, wobei stattdessen der Vorsitzende des
Priifungsausschusses (audit committee) eine jahrliche Vergiitung in Héhe von EUR 60.000 und der
Vorsitzende des Prisidial- und Nominierungsausschusses (executive and nomination committee), des
Vergilitungsausschusses (remuneration committee) sowie des Ausschusses fiir Umwelt, Soziales und
Unternehmensfithrung (environmental, social and governance committee) eine jahrliche Vergilitung in

Hoéhe von je EUR 30.000, erhalt.

Die Mitgliedschaft in ad hoc gebildeten Ausschiissen wird nicht zusétzlich vergiitet.

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem seiner Ausschiisse nicht wihrend eines vollen
Geschiftsjahres angehoren oder den Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz des Aufsichtsrats oder den
Vorsitz eines Ausschusses des Aufsichtsrats nicht wéhrend eines vollen Geschéftsjahres innehaben,

erhalten fiir jeden angefangenen Kalendermonat ihrer Tatigkeit die jeweilige Vergiitung anteilig.

Auszahlung der Vergiitung

Die Vergiitung gemal der Nummer 1 wird zeitanteilig nach Ablauf eines jeden Quartals als Barvergiitung

ausgezahlt.

Auslagen, Umsatzsteuer und Vermogensschadenhaftpflichtversicherung

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhélt alle ihm durch die Ausiibung dieses Amts entstandenen Auslagen

sowie etwaig auf seine Vergiitung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer ersetzt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in angemessener
Hoéhe (jedoch mindestens mit einer Versicherungssumme in Héhe von EUR 50.000.000,00) unterhaltene
Vermogensschadenhaftpflichtversicherung fiir Organmitglieder und bestimmte Mitarbeiter einbezogen.

Die Pramien hierfiir entrichtet die Gesellschatft.

Im Ubrigen wird zum Vergiitungssystem auf das im Anschluss an die Tagesordnung unter Ziffer 1.2 dargelegte

Vergiitungssystem fiir den Aufsichtsrat verwiesen.
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10.

Beschlussfassung iiber die Authebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2020/I und des bestehenden
Genehmigten Kapitals 2017/II, die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021/ mit

Ermichtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie die entsprechende Anderung des § 4 der Satzung

Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 30. Juni 2020 hat den Vorstand ermichtigt, das Grundkapital mit
Zustimmung des Aufsichtsrates um insgesamt bis zu EUR 22.299.930,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu
erhdhen (,,Genehmigtes Kapital 2020/1°) und die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 11. Oktober 2017
hat den Vorstand erméchtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrates um insgesamt bis zu
EUR 11.443.203,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhdhen (,,Genehmigtes Kapital 2017/11°). Unter
teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/I1 wurden seit seiner Schaffung mehrfach Aktien im
Zusammenhang mit der Bedienung von Call-Optionen, die unter anderem durch aktive Vorstdnde und aktive
und ehemalige Mitarbeiter der HelloFresh SE ausgeiibt wurden, ausgegeben und das Grundkapital mehrmals
erhoht. Der Gesellschaft steht wegen der Verwendung eigener Aktien die Moglichkeit, Aktien ohne
Bezugsrechte auszugeben, nicht mehr im vollen Umfang zur Verfligung. Zudem soll die Struktur der

genehmigten Kapitalia der Gesellschaft vereinfacht werden.

Um der Gesellschaft die Moglichkeit zu geben, weiterhin flexibel auf Finanzierungserfordernisse reagieren und
die Eigenkapitaldecke bei Bedarf kurzfristig und umfassend stiarken zu kénnen sowie rasch und erfolgreich auf
vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende Gelegenheiten reagieren und Méoglichkeiten zur
Unternehmenserweiterung nutzen zu konnen, sollen das Genehmigte Kapital 2020/I und das Genehmigte Kapital
2017/11 aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital geschaffen werden, das die Mdglichkeit zum Ausschluss
des Bezugsrechts in bestimmten Fallen vorsieht. EinschlieBlich des Genehmigten Kapitals 2017/ erreichen die
genehmigten Kapitalia der Gesellschaft unter Beriicksichtigung der unter diesem Tagesordnungspunkt 10
ebenfalls vorgeschlagenen Aufhebungen des Genehmigten Kapitals 2020/I und des Genehmigten Kapitals
2017/11 dann insgesamt einen anteiligen Betrag des Grundkapitals in Hohe von 37,12 % des Grundkapitals
(basierend auf dem Grundkapital der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veréffentlichung dieser Einberufung).

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:
a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020/1 und des Genehmigten Kapitals 2017/11

Das durch Beschluss der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 geschaffene Genehmigte Kapital 2020/1
gemil § 4 Abs. 6 der Satzung und das durch Beschluss der Hauptversammlung vom 11. Oktober 2017
geschaffene Genehmigte Kapital 2017/I1 in der noch gemil3 § 4 Abs. 3 der Satzung bestehenden Hohe
werden mit Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 10 c¢) vorgeschlagenen Satzungsidnderung

vollstindig aufgehoben.

b) Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2021/ mit der Méglichkeit zum Ausschluss des

Bezugsrechts

Der Vorstand wird erméichtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft in

der Zeit bis zum 25. Mai 2026 um bis zu EUR 13.619.298,00 (in Worten: Euro dreizehn Millionen
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sechshundertneunzehntausendzweihundertachtundneunzig) einmalig oder mehrmals durch Ausgabe von

bis zu 13.619.298 neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu
erhohen (Genehmigtes Kapital 2021/1).

Den Aktionéren ist grundsétzlich ein Bezugsrecht einzurdumen. Die Aktien kdnnen dabei auch von einem

oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit

§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG (sogenanntes mittelbares Bezugsrecht) mit der Verpflichtung tibernommen

werden, sie den Aktiondren der Gesellschaft zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand wird erméchtigt, das Bezugsrecht der Aktiondre mit Zustimmung des Aufsichtsrates fiir

eine oder mehrere Kapitalerhdhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021/I auszuschlieen,

aa)

bb)

um Spitzenbetrdge vom Bezugsrecht auszunehmen;

bei einer Kapitalerhdhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den
Borsenpreis der bereits borsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet.
Diese Erméchtigung gilt jedoch nur mit der MaBigabe, dass der rechnerisch auf die unter
Ausschluss des Bezugsrechts geméB Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 203 Abs. 1 und Abs. 2
AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am
Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2021/I noch — falls dieser Betrag
geringer ist — zum Zeitpunkt der Ausiibung des Genehmigten Kapitals 2021/1 iiberschreiten darf.
Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals
anzurechnen, (a) der auf Aktien entfillt, die wihrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals
2021/1 aufgrund einer Erméchtigung zur VerduBerung eigener Aktien geméf Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz4 AktG unter
Ausschluss des Bezugsrechts verduBBert werden; (b) der auf Aktien entfillt, die zur Bedienung von
Bezugsrechten oder in Erfiillung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen
»Schuldverschreibungen®) ausgegeben wurden oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt
des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021/1 giiltigen
Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen wihrend
der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021/1 gemaB Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 221
Abs. 4 Satz2 AktG in entsprechender Anwendung von § 186 Abs.3 Satz4 AktG unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre ausgegeben wurden; sowie (c) der auf Aktien entfillt,
die wéhrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021/1 auf der Grundlage anderer
Kapitalmafinahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre in direkter oder
entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

ausgegeben oder verdufBlert wurden;
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cc)  soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldverschreibungen, die von
der Gesellschaft oder durch deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei
Ausilibung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfiillung einer Wandlungs- bzw.
Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewdhren zu kdnnen sowie, soweit es erforderlich
ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten
Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu
gewdhren, wie es ihnen nach Ausiibung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfiillung

von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktiondren zustiinde;

dd) im Fall einer Kapitalerhdhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von
Unternehmenszusammenschliissen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen,
Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen, sonstigen Vermogensgegenstinden oder
Anspriichen auf den Erwerb von Vermogensgegenstinden einschlielich Forderungen gegen die

Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften; und

ee) zur Durchfilhrung einer Aktiendividende, in deren Rahmen Aktien der Gesellschaft (auch
teilweise und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividendenanspriichen der Aktionére

ausgegeben werden (Scrip Dividend).

Die in den vorstehenden Absidtzen enthaltenen Erméchtigungen zum Bezugsrechtsausschluss bei
Kapitalerhohungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen sind insgesamt auf einen Betrag, der 10 % des
Grundkapitals nicht {berschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser
Ermaichtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Erméchtigung, beschrinkt. Auf die vorgenannte
10 %-Grenze sind anzurechnen: (i) Aktien, die wéhrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionédre aus dem Genehmigtem Kapital 2017/1 ausgegeben wurden,
(1) eigene Aktien, die wihrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts
verduflert wurden, sowie (iii) diejenigen Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen
(einschlieBlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw.
einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben wurden bzw. unter Zugrundelegung des zum
Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021/1
giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte
wihrend der Laufzeit dieser Erméachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionédre ausgegeben

wurden.

Der Vorstand wird erméchtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhohung und ihrer Durchfiihrung
mit Zustimmung des Aufsichtsrates festzulegen; dies umfasst auch die Festlegung der
Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abweichend von Artikel 9 Abs. 1 lit. ¢) (ii) SE-VO
in Verbindung mit § 60 Abs. 2 AktG auch fiir ein bereits abgelaufenes Geschiftsjahr festgelegt werden

kann.
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©)

Der Aufsichtsrat wird erméchtigt, nach teilweiser oder vollstindiger Ausnutzung des Genehmigten
Kapitals 2021/1 oder Ablauf der Frist fiir die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021/ die Fassung

der Satzung entsprechend anzupassen.
Anderung von § 4 Abs. 3 der Satzung
§ 4 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

,»(3) Der Vorstand ist ermédchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft
in der Zeit bis zum 25. Mai 2026 um bis zu EUR 13.619.298,00 (in Worten: Euro dreizehn Millionen
sechshundertneunzehntausendzweihundertachtundneunzig) einmalig oder mehrmals durch Ausgabe von
bis zu 13.619.298 neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu
erhohen (Genehmigtes Kapital 2021/T).

Den Aktionéren ist grundsitzlich ein Bezugsrecht einzurdumen. Die Aktien konnen dabei auch von einem
oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG (sogenanntes mittelbares Bezugsrecht) mit der Verpflichtung iibernommen

werden, sie den Aktiondren der Gesellschaft zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist erméachtigt, das Bezugsrecht der Aktiondre mit Zustimmung des Aufsichtsrates fiir eine

oder mehrere Kapitalerhhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2021/ auszuschlieBen,
— um Spitzenbetrdge vom Bezugsrecht auszunehmen;

— bei einer Kapitalerhohung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den
Borsenpreis der bereits borsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Diese
Erméchtigung gilt jedoch nur mit der MaBigabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des
Bezugsrechts gemél Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 203 Abs. 1 und Abs.2 AktG in
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital
insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2021/I noch — falls dieser Betrag geringer ist — zum
Zeitpunkt der Ausiibung des Genehmigten Kapitals 2021/1 iberschreiten darf. Auf diese Begrenzung
von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf
Aktien entfallt, die wiahrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021/1 aufgrund einer
Ermichtigung zur VerduBerung eigener Aktien gemill Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts
verdufert werden; (b) der auf Aktien entfillt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfiillung
von  Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw.
Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen ,,Schuldverschreibungen®) ausgegeben wurden
oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung

des Genehmigten Kapitals 2021/1 giltigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die
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entsprechenden Schuldverschreibungen wiahrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021/1
gemil Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in entsprechender Anwendung
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére ausgegeben wurden;
sowie (c) der auf Aktien entfillt, die wihrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021/1 auf der
Grundlage anderer KapitalmaBnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére in direkter
oder entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

ausgegeben oder verduflert wurden;

— soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gldubigern von Schuldverschreibungen, die von der
Gesellschaft oder durch deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei
Austibung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfiillung einer Wandlungs- bzw.
Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewdhren zu kdnnen sowie, soweit es erforderlich ist,
um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten
Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu
gewdhren, wie es ihnen nach Ausiibung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfiillung von

Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktiondren zustiinde;

— im Fall einer Kapitalerhdhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von
Unternehmenszusammenschliissen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen,
Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen, sonstigen Vermdgensgegenstianden oder Anspriichen
auf den Erwerb von Vermogensgegenstdnden einschlieSlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder

ihre Konzerngesellschaften; und

— zur Durchfithrung einer Aktiendividende, in deren Rahmen Aktien der Gesellschaft (auch teilweise
und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividendenanspriichen der Aktionire ausgegeben werden

(Scrip Dividend).

Die in den vorstehenden Absitzen enthaltenen Erméchtigungen zum Bezugsrechtsausschluss bei
Kapitalerh6hungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen sind insgesamt auf einen Betrag, der 10 % des
Grundkapitals nicht {iberschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser
Erméchtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Erméchtigung, beschrénkt. Auf die vorgenannte
10 %-Grenze sind anzurechnen: (i) Aktien, die wihrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre aus dem Genehmigtem Kapital 2017/ ausgegeben wurden,
(1) eigene Aktien, die wahrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts
verduBert wurden, sowie (iii) diejenigen Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen
(einschlieBlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw.
einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben wurden bzw. unter Zugrundelegung des zum
Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021/1
giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte
wihrend der Laufzeit dieser Ermachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre ausgegeben

wurden.

-30-



11.

Der Vorstand ist erméchtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhohung und ihrer Durchfithrung mit
Zustimmung des Aufsichtsrates festzulegen; dies umfasst auch die Festlegung der
Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abweichend von Artikel 9 Abs. 1 lit. ¢) (ii) SE-VO
in Verbindung mit § 60 Abs. 2 AktG auch fiir ein bereits abgelaufenes Geschéftsjahr festgelegt werden

kann.

Der Aufsichtsrat ist erméchtigt, nach teilweiser oder vollstindiger Ausnutzung des Genehmigten Kapitals
2021/ oder Ablauf der Frist fiir die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021/I die Fassung der

Satzung entsprechend anzupassen.*
d)  Aufhebung von § 4 Abs. 6 der Satzung

§ 4 Abs. 6 der Satzung wird aufgehoben und bleibt leer.
e) Anmeldung zur Eintragung im Handelsregister

Der Vorstand wird angewiesen, die Authebung des Genehmigten Kapitals 2020/ und des Genehmigten
Kapitals 2017/11 (vorstehender lit. a) dieses Tagesordnungspunkts 10), die Schaffung des Genehmigten
Kapitals 2021/1 (vorstehender lit. b) dieses Tagesordnungspunkts 10) und die entsprechenden
Anderungen der Satzung (vorstehende lit. ¢) und lit. d) dieses Tagesordnungspunkts 10) mit der MaBgabe
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden, dass zunichst die Authebung des Genehmigten
Kapitals 2020/I und des Genehmigten Kapitals 2017/I1 eingetragen wird, dies jedoch nur dann, wenn
unmittelbar anschliefend die Eintragung des Genehmigten Kapitals 2021/1 erfolgt.

Der Vorstand wird vorbehaltlich des vorstehenden Absatzes erméchtigt, das Genehmigte Kapital 2021/1
und die genannten Satzungsédnderungen unabhingig von den iibrigen Beschliissen der Hauptversammlung

zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

Beschlussfassung iiber die Aufhebung der bestehenden und Erteilung einer neuen Ermichtigung zur
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Méglichkeit zum
Ausschluss des Bezugsrechts, iiber die Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2020/1, die
Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2021/ sowie iiber die entsprechende Anderung des § 4 der

Satzung

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 30. Juni 2020 erméchtigt,
mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 29. Juni 2025 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen
lautende =~ Wandelschuldverschreibungen,  Optionsschuldverschreibungen, = Genussrechte  und/oder
Gewinnschuldverschreibungen  (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam
»Schuldverschreibungen 2020°) mit der Moglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts von bis zu
EUR 1.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Glaubigern bzw. Inhabern von
Schuldverschreibungen 2020 Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen

Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 40.000.000,00 nach nidherer Maflgabe der jeweiligen Options- bzw.
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Wandelanleihebedingungen bzw. Genussrechtsbedingungen oder Gewinnschuldverschreibungsbedingungen zu
gewdhren (nachstehend , Erméchtigung 2020“). Zur Bedienung der unter der Erméchtigung 2020
ausgegebenen Schuldverschreibungen 2020 wurde ein Bedingtes Kapital 2020/ in Hohe von bis zu
EUR 40.000.000,00 geschaffen (§ 4 Abs. 5 der Satzung). Von der Erméchtigung 2020 hat der Vorstand der

Gesellschaft keinen Gebrauch gemacht.

Der Gesellschaft steht wegen der Verwendung eigener Aktien und der Ausgabe neuer Aktien unter
Bezugsrechtsausschluss die Moglichkeit, Schuldverschreibungen 2020 ohne Bezugsrechte auszugeben, nicht

mehr im vollen Umfang zur Verfiigung.

Um der Gesellschaft die Moglichkeit zu geben, weiterhin flexibel auf Finanzierungserfordernisse reagieren und
die Eigenkapitaldecke bei Bedarf kurzfristig und umfassend stiarken zu kdnnen, sollen die Erméchtigung 2020
und das Bedingte Kapital 2020/1 aufgehoben und durch eine neue Erméachtigung und ein neues bedingtes Kapital
(Bedingtes Kapital 2021/T) ersetzt werden. Zusammen mit dem fortbestehenden Bedingten Kapital 2018/I1
wiirde sich das Bedingte Kapital 2021/I auf 12,88 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der

Veroffentlichung dieser Einberufung belaufen.
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:
a) Aufhebung der Ermichtigung vom 30. Juni 2020 und Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020/1

Mit FEintragung der unter Tagesordnungspunkt 11.d) vorgeschlagenen Satzungsénderung in das
Handelsregister wird die Erméchtigung des Vorstandes zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen,
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. eine
Kombination dieser Instrumente) vom 30. Juni 2020 aufgehoben. Auflerdem wird das durch Beschluss
der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 geschaffene Bedingte Kapital 2020/I in Hoéhe von
EUR 40.000.000,00 gemaB § 4 Abs. 5 der Satzung aufgehoben.

b)  Ermichtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen,
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente)

und zum Ausschluss des Bezugsrechts
aa) Nennbetrag, Ermichtigungszeitraum, Aktienzahl

Der Vorstand wird erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 25. Mai 2026
einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen,
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw.
Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam ,,Schuldverschreibungen®) im
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 1.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu
begeben und den Gléubigern bzw. Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder
Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis
zu EUR 17.386.441,00 nach ndherer MaBigabe der jeweiligen Options- bzw.

Wandelanleihebedingungen bzw. Genussrechtsbedingungen oder
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bb)

Gewinnschuldverschreibungsbedingungen (nachstehend jeweils ,,Bedingungen®) zu gewéhren.
Die jeweiligen Bedingungen konnen auch Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder zu
anderen Zeitpunkten vorsehen, einschlieBlich der Verpflichtung zur Ausiibung des Wandlungs-
oder Optionsrechts. Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Erbringung einer

Sacheinlage erfolgen.

Die Schuldverschreibungen koénnen auBler in Euro auch — unter Begrenzung auf den
entsprechenden Euro-Gegenwert — in der gesetzlichen Wéhrung eines OECD-Landes begeben
werden. Die Schuldverschreibungen kdnnen auch durch nachgeordnete Konzernunternehmen der
Gesellschaft begeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand erméchtigt, fiir das emittierende
nachgeordnete Konzernunternehmen der Gesellschaft die Garantie fiir die Schuldverschreibungen
zu ibernechmen und den Gldubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder
Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewéhren. Bei Emission der Schuldverschreibungen
kénnen bzw. werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte

Teilschuldverschreibungen eingeteilt.

Bezugsrechtsgewihrung, Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionéren ist grundsitzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen einzurdumen.
Die Schuldverschreibungen kénnen auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der
Verpflichtung ibernommen werden, sie den Aktiondren mittelbar im Sinne von Artikel 5 SE-VO
in Verbindung mit § 186 Abs.5 AktG zum Bezug anzubieten (sogenanntes mittelbares
Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermichtigt, das Bezugsrecht der Aktiondre auf die

Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrates auszuschliefen,

(1) um Spitzenbetrdge vom Bezugsrecht auszunehmen;

(2) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft
oder durch deren nachgeordneten Konzernunternehmen bereits ausgegeben wurden oder
noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewihren, wie es ihnen nach Ausiibung
der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erflillung von Wandlungs- oder

Optionspflichten als Aktionér zustiinde;

(3) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs-
oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den
Marktwert der Schuldnerverschreibungen nicht wesentlich im Sinne des Artikel 5 SE-VO
in Verbindung mit § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
unterschreitet. Diese Erméchtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur fiir
Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des
Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entféllt, und zwar
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausiibung dieser

Erméchtigung. Auf diese Begrenzung ist die Verduferung eigener Aktien anzurechnen,

-33-



cc)

sofern sie wihrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts
gemil3 Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr.8 Satz5 Halbsatz2 in
Verbindung mit § 186 Abs.3 Satz4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung
diejenigen Aktien anzurechnen, die wiahrend der Laufzeit dieser Erméchtigung aus
genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts nach Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 203 Abs. 2 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

ausgegeben wurden;

(4) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen ausgegeben werden, sofern der Wert
der Sacheinlage in einem angemessenen Verhiltnis zu dem nach vorstehendem lit. b)bb)(3)
dieses Tagesordnungspunkts 11 zu ermittelnden Marktwert der Schuldverschreibungen

steht.

Die in den vorstehenden Absétzen enthaltenen Erméchtigungen zum Bezugsrechtsausschluss sind
insgesamt auf einen Betrag, der 10 % des Grundkapitals nicht iiberschreitet, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Erméchtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser
Erméchtigung, beschrankt. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind eigene Aktien anzurechnen,
die wihrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts verdufBert
wurden, sowie diejenigen Aktien, die wéhrend der Laufzeit dieser Erméchtigung aus

genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionidre ausgegeben wurden.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder Optionsrechte
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird der Vorstand zudem
ermichtigt, das Bezugsrecht der Aktiondre mit Zustimmung des Aufsichtsrates insgesamt
auszuschliefen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsédhnlich
ausgestattet sind, das heiflt keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begriinden, keine
Beteiligung am Liquidationserlos gewéhren und die Hohe der Verzinsung nicht auf Grundlage
der Hohe des Jahresiiberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird.
AuBerdem miissen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder
Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen fiir

eine vergleichbare Mittelaufnahme entsprechen.
Wandlungs- und Optionsrechte

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht konnen die Glaubiger ihre
Schuldverschreibungen nach Maf3igabe der Bedingungen in Aktien der Gesellschaft wandeln. Das
Wandlungsverhéltnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung
durch den festgesetzten Wandlungspreis fiir eine Aktie der Gesellschaft. Das
Wandlungsverhéltnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden
Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis fiir eine
Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Wandlungsverhiltnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder
abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Ubrigen
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ee)

kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden.
Die Bedingungen kdnnen auch ein variables Wandlungsverhéltnis vorsehen. Der anteilige Betrag
am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der

einzelnen Teilschuldverschreibung nicht {ibersteigen.

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung
ein oder mehrere Optionsscheine beigefiigt, die den Inhaber nach ndherer Malligabe der vom
Vorstand festzulegenden Bedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Die
Bedingungen konnen vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch
Ubertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden kann. Das Bezugsverhiltnis ergibt
sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten
Optionspreis fiir eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugsverhiltnis kann sich auch durch Division
des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den
festgesetzten Bezugspreis fiir eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Bezugsverhéltnis kann auf
eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung
festgelegt werden. Im Ubrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder
in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen konnen auch ein variables Bezugsverhéltnis
vorsehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden

Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht iibersteigen.
Wandlungs- und Optionspflichten

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen kdnnen auch eine Wandlungs- oder Optionspflicht
zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch ,Endfilligkeit™)
begriinden oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfilligkeit den Inhabern von
Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des félligen Geldbetrags Aktien
der Gesellschaft zu gewédhren. In diesen Féllen kann der Wandlungs- oder Optionspreis fiir eine
Aktie dem volumengewichteten Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel
(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierborse wihrend der
zehn (10) aufeinanderfolgenden Borsenhandelstage vor oder nach dem Tag der Endfélligkeit
entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter nachstehendem lit. b)ee) dieses

Tagesordnungspunkts 11 genannten Mindestpreises liegt.

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfilligkeit je Teilschuldverschreibung
auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht
iibersteigen. Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 9 Abs. 1 in Verbindung mit § 199 Abs. 2 AktG

sind zu beachten.
Wandlungs- bzw. Optionspreis

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis fiir eine Aktie muss — mit Ausnahme

der Fille, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist — entweder mindestens
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80 % des volumengewichteten Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel
(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den zehn (10) Borsenhandelstagen in Frankfurt
am Main vor dem Tag der endgiiltigen Entscheidung des Vorstandes iiber die Platzierung von
Schuldverschreibungen bzw. iiber die Annahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft im
Rahmen einer Platzierung von Schuldverschreibungen betragen oder — fiir den Fall der
Einrdumung eines Bezugsrechts — mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnittskurses
der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem)
wahrend (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierborse Frankfurt gehandelt
werden, mit Ausnahme der beiden letzten Borsenhandelstage des Bezugsrechtshandels, oder
(i1) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum Zeitpunkt der endgiiltigen Festlegung des
Bezugspreises entsprechen. Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG
bleiben unberiihrt.

Bei mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten verbundenen
Schuldverschreibungen kann der Wandlungs- oder Optionspreis unbeschadet des Artikel 5 SE-
VO in Verbindung mit § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwésserungsschutzklausel nach naherer
Bestimmung der Bedingungen dann erméBigt werden, wenn die Gesellschaft wéhrend der
Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einrdumung eines Bezugsrechts an ihre Aktiondre das
Grundkapital erhoht oder wenn die Gesellschaft weitere Schuldverschreibungen begibt bzw.
sonstige Optionsrechte gewéhrt oder garantiert und den Inhabern von Schuldverschreibungen mit
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten kein Bezugsrecht in
dem Umfang eingerdumt wird, wie es ihnen nach Ausiibung der Wandlungs- oder Optionsrechte
bzw. der Erfiilllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten zustiinde. Die ErméBigung des
Options- oder Wandlungspreises kann auch nach MaBigabe der ndheren Bestimmungen der
Schuldverschreibungen durch eine Barzahlung bei Ausiibung des Options- oder Wandlungsrechts
bzw. bei Erfiillung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten erfiillt werden. Die Bedingungen
konnen auch fiir andere Mafinahmen, die zu einer Verwisserung des Werts der Wandlungs- oder
Optionsrechte fiihren konnen (zum Beispiel auch bei Zahlung einer Dividende), eine
wertwahrende Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. Dariiber hinaus kann
die Gesellschaft fiir den Fall einer vorzeitigen Ausiibung des Wandlungs- oder Optionsrechts die
Zahlung einer angemessenen Entschédigung gewihren. In jedem Fall darf der anteilige Betrag am
Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag der

jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht iibersteigen.

Weitere Gestaltungsmoglichkeiten

Die Bedingungen konnen jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder Optionsausiibung
bzw. bei Erfiillung der Options- und Wandlungspflichten auch eigene Aktien, Aktien aus
genehmigtem Kapital der Gesellschaft oder andere Leistungen gewdhrt werden konnen. Ferner
kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder Optionsausiibung bzw.

bei Erfiillung der Options- und Wandlungspflichten den Inhabern der Schuldverschreibungen
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nicht Aktien der Gesellschaft gewihrt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder bérsennotierte

Aktien einer anderen Gesellschaft gewéhrt.

Die Bedingungen kdnnen andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Falligkeit
der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle
der Zahlung des falligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft oder borsennotierte Aktien einer

anderen Gesellschaft zu gewihren.

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann aulerdem vorgesehen werden, dass die Zahl
der bei Ausiibung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfiillung der Wandlungs- oder
Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der Wandlungs- oder Optionspreis
innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhéngigkeit von der Entwicklung
des Aktienkurses oder als Folge von Verwisserungsschutzbestimmungen wéhrend der Laufzeit

verdndert werden kann.

gg)  Ermichtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen

Der Vorstand wird erméchtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der
Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stiickelung,
Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder Optionszeitraum festzusetzen bzw. im
Einvernechmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden nachgeordneten

Konzernunternehmen festzulegen.

Schaffung eines Bedingten Kapitals 2021/1

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 17.386.441,00 (in Worten: Euro siebzehn Millionen
dreihundertsechsundachtzigtausendvierhunderteinundvierzig) durch Ausgabe von bis zu 17.386.441
neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien (Stammaktien) bedingt erhdoht (,,Bedingtes Kapital
2021/1°). Die bedingte Kapitalerhhung dient der Gewahrung von Aktien bei Ausiibung von Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. bei der Erfiillung von Wandlungs- oder Optionspflichten an die Inhaber bzw.
Glaubiger von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam:
,Schuldverschreibungen®), die aufgrund des vorstehenden Ermichtigungsbeschlusses ausgegeben

worden sind.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Mallgabe des vorstehenden
Ermichtigungsbeschlusses jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte
Kapitalerhhung wird nur insoweit durchgefiihrt, wie die Inhaber bzw. Gldubiger von
Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem ihr nachgeordneten Konzernunternehmen
aufgrund des vorstehenden Erméchtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 26. Mai 2021 bis
zum 25. Mai 2026 ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten

Gebrauch machen bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfiillen
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oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fdlligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft
gewihrt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nicht
durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient

werden.

Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschiftsjahrs an, in dem sie entstehen, und fiir alle
nachfolgenden Geschiftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich
zuldssig, mit Zustimmung des Aufsichtsrates festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des
Geschiftsjahrs an, fiir das im Zeitpunkt der Ausiibung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der
Erfiillung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewéhrung anstelle des félligen Geldbetrags
noch kein Beschluss der Hauptversammlung iiber die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist,

am Gewinn teilnehmen.

Der Vorstand wird erméchtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchfithrung der bedingten
Kapitalerhohung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird erméchtigt, die Satzung der Gesellschaft
entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2021/I und nach Ablauf sémtlicher

Options- und Wandlungsfristen zu dndern.
Anderung von § 4 Abs. 5 der Satzung
§ 4 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

»(5) Das Grundkapital ist um bis zu EUR 17.386.441,00 (in Worten: Euro siebzehn Millionen
dreihundertsechsundachtzigtausendvierhunderteinundvierzig) durch Ausgabe von bis zu 17.386.441
neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien (Stammaktien) bedingt erhoht (,,Bedingtes Kapital
2021/1%). Die bedingte Kapitalerhhung dient der Gewahrung von Aktien bei Ausiibung von Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. bei der Erfiillung von Wandlungs- oder Optionspflichten an die Inhaber bzw.
Glaubiger von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam:
»Schuldverschreibungen®), die aufgrund des Erméchtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom

26. Mai 2021 ausgegeben worden sind.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach MafBgabe des Ermichtigungsbeschlusses der
Hauptversammlung vom 26. Mai 2021 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die
bedingte Kapitalerhdhung wird nur insoweit durchgefiihrt, wie die Inhaber bzw. Glaubiger von
Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem ihr nachgeordneten Konzernunternehmen
aufgrund des Erméchtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 26. Mai 2021 bis zum 25. Mai 2026
ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen bzw.
Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfiillen oder soweit die
Gesellschaft anstelle der Zahlung des falligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewéhrt und soweit
die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien,

durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden.
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Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschiftsjahrs an, in dem sie entstehen, und fiir alle
nachfolgenden Geschéftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich
zuldssig, mit Zustimmung des Aufsichtsrates festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des
Geschiftsjahrs an, fiir das im Zeitpunkt der Ausiibung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der
Erfillung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewéhrung anstelle des falligen Geldbetrags
noch kein Beschluss der Hauptversammlung iiber die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist,

am Gewinn teilnehmen.

Der Vorstand ist erméchtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchfiihrung der bedingten Kapitalerh6hung
festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermédchtigt, die Satzung der Gesellschaft entsprechend der jeweiligen
Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2021/ und nach Ablauf sdmtlicher Options- und

Wandlungsfristen zu @ndern.*
e) Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister

Der Vorstand und der Aufsichtsratsvorsitzende werden angewiesen, die Aufhebung des Bedingten
Kapitals 2020/ (vorstehender lit. a) dieses Tagesordnungspunkts 11), die Schaffung des Bedingten
Kapitals 2021/I (vorstehender lit. ¢) dieses Tagesordnungspunkts 11) und die entsprechende Anderung
der Satzung (vorstehender lit. d) dieses Tagesordnungspunkts 11) mit der MaBBgabe zur Eintragung in das
Handelsregister anzumelden, dass zunichst die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020/1 eingetragen
wird, dies jedoch nur dann, wenn unmittelbar anschlieBend die Eintragung des Bedingten Kapitals 2021/1

erfolgt.

Der Vorstand und der Aufsichtsratsvorsitzende werden vorbehaltlich des vorstehenden Absatzes
erméchtigt, das Bedingte Kapital 2021/ und die genannte Satzungsdnderung unabhéngig von den {ibrigen

Beschliissen der Hauptversammlung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

Beschlussfassung iiber die Ermichtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung,
einschliefilich der Ermichtigung zur Einzichung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung

sowie Aufhebung der entsprechenden bestehenden Ermichtigung

Zum Erwerb, zur Verwendung und Einziehung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gemal Artikel 5 SE-VO
in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich ausdriicklich zugelassen, einer besonderen
Erméchtigung durch die Hauptversammlung. Seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung am 30. Juni
2020 iber die derzeit bestehende Ermachtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien wurde von
der Erméichtigung zum Erwerb eigener Aktien kein, von der Erméchtigung zur Verwendung eigener Aktien
teilweise Gebrauch gemacht. Wegen des teilweisen Gebrauchmachens der Ermichtigung zur Verwendung
eigener Aktien und der Ausgabe neuer Aktien unter Bezugsrechtsausschluss soll der Hauptversammlung
vorgeschlagen werden, der Gesellschaft unter Authebung der verbliebenen Ermichtigung eine neue
Ermichtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien zu erteilen, welche auch dem hdoheren

Grundkapital in dem von der SE-VO in Verbindung mit dem AktG zugelassenen Umfang Rechnung trigt.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a)

b)

©)

Aufhebung der bestehenden Ermiichtigung

Die von der Hauptversammlung der Gesellschaft am 30. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 9
beschlossene Ermichtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung, einschlieBlich der
Erméchtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung wird zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der neuen unter nachstehenden lit. b) bis einschlieBlich lit. f) dieses

Tagesordnungspunkts 12 vorgeschlagenen Erméachtigung aufgehoben.
Schaffung einer neuen Ermichtigung

Der Vorstand wird erméichtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 25. Mai 2026 unter Wahrung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Artikel 9 Abs. 1 lit. ¢) (ii) SE-VO in Verbindung mit § 53a AktG)
eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder —
falls dieser Betrag geringer ist — des zum Zeitpunkt der Ausiibung der Erméchtigung bestehenden
Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Erméchtigung erworbenen Aktien
diirfen zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben
hat und noch besitzt oder ihr nach Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen
sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft tibersteigen.

Die Erméchtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbetrdgen, in Verfolgung eines oder
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von Dritten fiir

Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeiibt werden.
Die Erméchtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.
Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstandes (i) liber die Borse, (ii) mittels eines an
alle Aktiondre der Gesellschaft gerichteten offentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer 6ffentlichen
Aufforderung an die Aktionire zur Abgabe von Verkaufsangeboten (der Erwerb gema8 (ii) im Folgenden
,,offentliches Erwerbsangebot*) oder (iii) mittels eines 6ffentlichen Angebots bzw. einer 6ffentlichen
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden Aktien, die zum Handel an einem
(anderen) organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Ubernahmegesetzes zugelassen sind
(,,Tauschaktien), gegen Aktien der Gesellschaft (der Erwerb gemaD (iii) im Folgenden

,,Tauschangebot®).
aa) Erwerb der Aktien {iber die Borse

Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien iiber die Borse, darf der von der Gesellschaft gezahlte

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag durch die Eréffnungsauktion
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ermittelten Kurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden

Nachfolgesystem) nicht um mehr als 10 % iiber- bzw. unterschreiten.

Offentliches Erwerbsangebot, das heift Erwerb der Aktien (1) mittels eines offentlichen
Kaufangebots oder (2) mittels einer Offentlichen Aufforderung zur Abgabe von

Verkaufsangeboten

Bei einem Erwerb im Weg eines 6ffentlichen Erwerbsangebots kann die Gesellschaft einen festen
Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen, innerhalb
der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem 6ffentlichen Erwerbsangebot kann die Gesellschaft
eine Frist fiir die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Moglichkeit und die Bedingungen
fiir eine Anpassung der Kaufpreisspanne wéhrend der Frist im Fall nicht nur unerheblicher
Kursverdnderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kaufpreisspanne anhand der in
den Annahme- bzw. Angebotserkldrungen der Aktiondre genannten Verkaufspreise und des nach

Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt.

(1)  Bei einem 6ffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene Kaufpreis oder
die Kaufpreisspanne den volumengewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den
letzten flinf (5) Borsenhandelstagen vor dem Tag der offentlichen Ankiindigung des
Angebots um nicht mehr als 10 % iiber- bzw. unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der
Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fiinf (5) Borsenhandelstage
vor der offentlichen Ankiindigung der Anpassung abgestellt.

(2)  Bei einer Aufforderung an die Aktionire zur Abgabe von Verkaufsangeboten darf der auf
der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) je
Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den
letzten filinf (5) Borsenhandelstagen vor dem Tag der Verdffentlichung der Aufforderung
zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % iiber- bzw. unterschreiten. Im
Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fiinf

(5) Borsenhandelstage vor der offentlichen Ankiindigung der Anpassung abgestellt.

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann begrenzt werden. Sofern
die von den Aktiondren zum Erwerb angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Kaufangebots
oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft iiberschreiten, erfolgt die Beriicksichtigung oder
die Annahme im Verhiltnis des Gesamtbetrags des Kaufangebots bzw. der Verkaufsaufforderung
zu den insgesamt von den Aktiondren angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber
vorgesehen werden, dass geringe Stlickzahlen bis zu einhundert (100) angebotenen Aktien je
Aktiondr bevorrechtigt erworben werden. Das Kaufangebot oder die Verkaufsaufforderung kann

weitere Bedingungen vorsehen.
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Tauschangebot, das heiflt Erwerb der Aktien (1) mittels eines 6ffentlichen Angebots auf Tausch
von liquiden Aktien oder (2) einer 6ffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf
Tausch von liquiden Aktien, die jeweils zum Handel an einem (anderen) organisierten Markt im

Sinne des Wertpapiererwerbs- und Ubernahmegesetzes zugelassen sind.

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die Gesellschaft entweder ein
Tauschverhaltnis oder eine entsprechende Tauschspanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die
Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Barleistung als ergéinzende Zahlung oder
zum Ausgleich von Spitzenbetragen erfolgen. In dem Tauschangebot kann die Gesellschaft eine
Frist fiir die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Mdglichkeit und die Bedingungen fiir
eine Anpassung der Tauschspanne wéhrend der Frist im Fall nicht nur unerheblicher
Kursverdnderungen festlegen. Das Tauschverhéltnis wird im Fall einer Tauschspanne anhand der
in den Annahme- bzw. Angebotserklirungen der Aktiondre genannten Tauschverhiltnisse
und/oder sonstigen Angaben und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand

festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt.

(1)  Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das angebotene Tauschverhéltnis oder die
Tauschspanne den maB3geblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 %
tiber- und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der
volumengewichtete Durchschnitt der Kurse einer Tauschaktie und einer Aktie der
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) oder an
einem (anderen) organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und
Ubernahmegesetzes an den letzten fiinf (5) Bérsenhandelstagen vor dem Tag der
offentlichen Ankiindigung des Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der
Tauschspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fiinf (5) Borsenhandelstage vor

der offentlichen Ankiindigung der Anpassung abgestellt.

(2)  Bei einer Aufforderung an die Aktionédre zur Abgabe von Angeboten auf den Tausch von
liquiden Aktien darf das auf der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte
Tauschverhiltnis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den mageblichen
Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % iiber- und um nicht mehr als
10 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der volumengewichtete
Durchschnitt der Kurse einer Tauschaktie und einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-
Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) oder an einem (anderen)
organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Ubernahmegesetzes an den
letzten fiinf (5) Borsenhandelstagen vor dem Tag der offentlichen Ankiindigung des
Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die Gesellschaft
wird auf die letzten fiinf (5) Borsenhandelstage vor der 6ffentlichen Ankiindigung der

Anpassung abgestellt.

Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots kann

begrenzt werden. Sofern die von den Aktiondren zum Tausch angebotenen Aktien den
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d)

Gesamtbetrag des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots
iiberschreiten, erfolgt die Beriicksichtigung oder die Annahme im Verhiltnis des Gesamtbetrags
des Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots zu den insgesamt
von den Aktiondren angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen werden, dass
geringe Stiickzahlen bis zu einhundert (100) angebotenen Aktien je Aktiondr bevorrechtigt
erworben werden. Das Tauschangebot oder die Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots

kann weitere Bedingungen vorsehen.

Ermiéchtigung des Vorstandes zur VeriuBlerung und sonstigen Verwendung bereits gehaltener und

erworbener Aktien

Der Vorstand wird erméchtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen eigenen Aktien sowie die

aufgrund der vorstehenden Erméchtigung erworbenen eigenen Aktien neben einer VerduBerung iiber die

Borse oder mittels eines Angebots an alle Aktiondre auch in folgender Weise zu verwenden:

aa)

bb)

cc)

dd)

Sie konnen eingezogen und das Grundkapital der Gesellschaft um den auf die eingezogenen
Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals herabgesetzt werden, ohne dass die Einziehung oder
ihre Durchfiihrung einschlieBlich der Herabsetzung des Grundkapitals eines weiteren
Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann die Aktien auch im vereinfachten
Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die Einziehung der
Anteil der iibrigen Aktien am Grundkapital erhoht. Erfolgt die Einziehung der Aktien im
vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals, ist der Vorstand zur Anpassung

der Aktienzahl in der Satzung erméchtigt.

Sie konnen Personen, die in einem Arbeitsverhdltnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr
verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie Organmitgliedern der Gesellschaft bzw.
von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen bzw. deren Investmentvehikeln, Inhabern
von Erwerbsrechten, insbesondere aus (von den Rechtsvorgidngerinnen der Gesellschaft)
ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von virtuellen Optionen, die von der Gesellschaft, den
Rechtsvorgingerinnen der Gesellschaft oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden
oder wurden, zum Erwerb angeboten und {ibertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionére wird
insoweit ausgeschlossen. Soweit Mitglieder des Vorstandes der Gesellschaft betroffen sind, gilt
diese Erméchtigung fiir den Aufsichtsrat, der auch die jeweiligen Einzelheiten festlegt (siche

nachstehenden lit. )).

Sie konnen Personen, die in einem Arbeitsverhdltnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr
verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von Zusagen im Zusammenhang mit
dem Arbeitsverhdltnis iibertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktiondre wird insoweit

ausgeschlossen.

Sie koénnen mit Zustimmung des Aufsichtsrates Dritten gegen Sachleistungen, insbesondere im

Rahmen von Unternehmenszusammenschliissen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von
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Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen, als Gegenleistung fiir von mit
der Gesellschaft nicht verbundenen Dritten (insbesondere Dienstleistern) erbrachte Leistungen
sowie zum (auch mittelbaren) Erwerb von Vermdgensgegenstinden oder Anspriichen auf den
Erwerb von Vermogensgegenstianden, einschlielich Forderungen gegen die Gesellschaft oder
ihre Konzerngesellschaften, angeboten und auf diese iibertragen werden. Die vorbezeichneten
Aktien konnen dariiber hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von
gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unternehmen der Gesellschaft

verwendet werden. Das Bezugsrecht der Aktiondre wird insoweit jeweils ausgeschlossen.

ee) Sie konnen mit Zustimmung des Aufsichtsrates gegen Barzahlung an Dritte verduflert werden,
wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft verduBlert werden, den Borsenpreis einer Aktie
der Gesellschaft zum VerduBerungszeitpunkt nicht wesentlich unterschreitet (Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 186 Abs.3 Satz4 AktG). Das Bezugsrecht der Aktiondre wird insoweit

ausgeschlossen.

ff) Sie kénnen zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft
aus und im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften
ausgegebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs-
oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten verwendet werden. Das

Bezugsrecht der Aktionédre wird insoweit ausgeschlossen.

Insgesamt diirfen die aufgrund der Erméchtigungen unter vorstehenden lit. d) ee) und ff) verwendeten
Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen nicht wesentlich unter dem Bdorsenpreis)
verwendet werden, 10 % des Grundkapitals nicht iibersteigen, und zwar weder zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung noch — falls dieser Betrag geringer ist — zum Zeitpunkt der Ausiibung der vorstehenden
Erméchtigungen. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender
Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wiéhrend der Laufzeit
dieser Erméchtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder verdulert wurden. Ebenfalls anzurechnen
sind Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben wurden oder unter
Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung der
Ermichtigung giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen oder
Genussrechte wihrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend

Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden.

Ermiéchtigung des Aufsichtsrates zur Verwendung der erworbenen eigenen Aktien

Der Aufsichtsrat wird erméchtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen sowie die aufgrund der
Erméchtigung unter vorstehenden lit. b) und c) erworbenen eigenen Aktien zur Ausgabe an den Vorstand

der Gesellschaft nach Mafigabe der unter lit. d) bb) enthaltenen Bestimmungen zu verwenden.

-44-



II.

f) Sonstige Regelungen

Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) aufgefiihrten Erméchtigungen zur Verwendung eigener Aktien
konnen ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen eigenen Aktien einmal oder mehrmals,
einzeln oder zusammen, ausgenutzt werden. Die Ermachtigungen unter vorstehendem lit. d) kénnen auch
durch nachgeordnete Konzernunternehmen der Gesellschaft oder von Dritten fiir Rechnung der

Gesellschaft oder ihr nachgeordneter Konzernunternehmen ausgeiibt werden.

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. d) bb) bis lit. ff und lit. ) enthaltenen Erméchtigungen
darf insgesamt ein anteiliger Betrag in Hohe von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht
iiberschritten werden, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung iiber
die vorstehenden Erméchtigungen noch — wenn dieser Betrag geringer ist — im Zeitpunkt der Ausnutzung
dieser Erméchtigungen. Auf diese 10 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurechnen, die wéhrend der
Laufzeit der unter lit. d) bb) bis ff)und lit. e) enthaltenen Erméchtigungen aus genehmigtem Kapital unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre ausgegeben wurden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die
zur Bedienung von Schuldverschreibungen (einschlieBlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder
Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben
wurden bzw. unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die
Ausnutzung der Erméchtigung giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die
Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte wéhrend der Laufzeit der vorstehend unter lit. d) bb) bis
lit. ff) und lit. ¢) enthaltenen Erméchtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére

ausgegeben wurden.

Berichte, weitere Angaben zu den zur Wahl vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten und Anlage zu
Tagesordnungspunkt 9
Weitere Angaben zu den unter Tagesordnungspunkt6 zur Wahl vorgeschlagenen

Aufsichtsratskandidaten

a) Herr John H. Rittenhouse, wohnhaft in Tiburon, Vereinigte Staaten von Amerika, Chairman und
Chief Executive Officer (Vorsitzender des Verwaltungsrats und Vorstandsvorsitzender) der

Cavallino Capital, LLC, Tiburon, Vereinigte Staaten von Amerika

John H. Rittenhouse wurde 1956 in Queens, New York, geboren. Herr Rittenhouse studierte am Rollins
College (Betriebswirtschaftslehre und Unternehmensfiihrung), am Haslam College of Business an der
University of Tennessee (Executive Masters of Business Administration (Masterabschluss in
Betriebswirtschaft fiir Fiihrungskrifte) und an der St. Patrick’s Seminary & University (Theologie). Herr
Rittenhouse hatte Fithrungspositionen bei Wal-Mart Stores, Inc., LVMH Moét Hennessy — Louis Vuitton,
Michaels Stores, Inc. und Target Corporation inne und arbeitete als nationaler Partner bei KPMG. Bei
Wal-Mart war er Chief Operating Officer mit Verantwortung fiir die Bereiche Technologie, Supply Chain,
Logistik, Kundenbetreuung und operativer Betrieb. Fiir LVMH Moé&t Hennessy arbeitete er als Senior
Vice President Supply Chain and Finance und war dabei auch fiir Steuern und Transfer Pricing zustdndig.

Bei Target Corporation hatte er die Position des Vice President Supply Chain and Inventory Management
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b)

inne, in der er den Betrieb der Distributionszentren organisierte und Spezialprojekte fiir den CEO betreute.
Bei Michaels Stores war er als Vice President Operations titig und bei KPMG war er Partner in der
Consulting-Abteilung und beriet Kunden zu den Bereichen Risikovorsorge und Operations. Im Jahr 2007
griindete Herr Rittenhouse Cavallino Capital, LLC, wo er derzeit als Chairman und Chief Executive
Officer (Vorsitzender des Verwaltungsrats und Vorstandsvorsitzender) fiir das Kapital-, Beratungs- und
Beteiligungsgeschift des Unternehmens zustindig ist. Dabei ist er schwerpunktméBig insbesondere fiir
Investitionen und Beratungsleistungen zusténdig. Dariiber hinaus ist er als Chairman und Chief Executive

Officer (Vorsitzender des Verwaltungsrats und Vorstandsvorsitzender) der VinAsset Inc. titig.

Herr Rittenhouse ist derzeit Mitglied in den folgenden anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsriten im

Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 1 AktG:

*  Jumia Technologies AG (stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates und Vorsitzender des

Priifungsausschusses).

Herr Rittenhouse ist derzeit Mitglied in den folgenden vergleichbaren in- und ausldndischen

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 AktG.

*  Flaviar, Inc. (Mitglied des Advisory Boards (Beirats))

Derzeit bestehen die folgenden weiteren wesentlichen Tatigkeiten von Herrn Rittenhouse im Sinne des

Deutschen Corporate Governance Kodex:

*  Cavallino Capital, LLC (chairman & chief executive officer (Vorsitzender des Verwaltungsrats
und Vorstandsvorsitzender)); und
* VinAsset Inc. (chairman & chief executive officer (Vorsitzender des Verwaltungsrats und

Vorstandsvorsitzender)).

Nach Einschitzung des Aufsichtsrates bestehen keine fiir die Wahlentscheidung der Hauptversammlung
maligebenden personlichen oder geschiftlichen Beziehungen zwischen Herrn Rittenhouse einerseits und
den Gesellschaften des HelloFresh SE-Konzerns, deren Organen oder einem direkt oder indirekt mit mehr

als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der HelloFresh SE beteiligten Aktiondr andererseits.

Frau Ursula Radeke-Pietsch, wohnhaft in Miinchen, Global Head of Strategic Projects (Globale
Leiterin der Abteilung Strategische Projekte) der Siemens AG, Miinchen, Deutschland

Ursula Radeke-Pietsch wurde 1958 in Regensburg, Deutschland, geboren. Frau Radeke-Pietsch hat zwei
Staatsexamina in Betriebswirtschaftslehre und Informatik von der Ludwig-Maximilians-Universitét
Miinchen. Im Jahr 1985 begann Frau Radeke-Pietsch ihre Karriere bei Siemens. Im Laufe ihrer Karriere
bei Siemens hatte Frau Radeke-Pietsch mehrere Management-Positionen inne, unter anderem in den
Bereichen strukturierte Finanzierung, Revision und Corporate Finance. So war Frau Radeke-Pietsch
beispielsweise von Oktober 2009 bis Mai 2017 Head of Global Capital Markets der Siemens AG. In dieser

Position war sie verantwortlich fiir die weltweite Kapitalmarktstrategie der Siemens-Gruppe und
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optimierte deren Kapitalstruktur. Dabei verhandelte und managte sie globale Finanzierungen nach den
Liquiditétsbediirfnissen des Unternehmens mit einem Team von 13 unmittelbar an sie berichtenden
Mitarbeitern. So entwickelte und implementierte sie beispielsweise individuelle Finanzierungsstrategien
fiir M&A-Projekte (IPOs, Spin-Offs, Ausgliederungen, etc.). Von Juni 2017 bis Mérz 2019 war Frau
Radeke-Pietsch Senior Vice President of Corporate Finance and Group Treasury (globale Leiterin der
Bereiche Corporate Finance und Treasury) der Siemens Gamesa Renewable Energy SA, Bilbao, Spanien.
Dort baute sie die globale Corporate Finance und Treasury-Abteilung, die die Bereiche Liquiditats- und
Risikomanagement, Kapitalmarkt, Devisenmanagement, Finanzmanagement & Finanzierung, Pensionen
und Versicherungen umfasst, auf und leitete diese. Zudem erstellte und implementierte sie fiir den
Finanzbereich weltweite Standards fiir Governance und interne Kontrollen, optimierte die Kapitalstruktur
und begleitete die Erstellung zweier externer Ratings. Seit April 2019 ist Frau Radeke-Pietsch Global
Head of Strategic Projects (globale Leiterin der Abteilung Strategische Projekte) der Siemens AG,
Miinchen. In dieser Funktion entwickelt, strukturiert und leitet sie globale M&A-Projekte, und fiithrt und
steuert sowohl den Digitalisierungsprozess als auch die ESG-Initiativen fiir den Corporate-Finance-

Bereich des Konzerns.

Frau Radeke-Pietsch ist derzeit nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsriten im Sinne
von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 1 AktG oder vergleichbaren in- und auslédndischen Kontrollgremien von

Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 AktG.

Derzeit bestehen die folgenden weiteren wesentlichen Tétigkeiten von Frau Radeke-Pietsch im Sinne des

Deutschen Corporate Governance Kodex:

e Siemens AG (Global Head of Strategic Projects (globale Leiterin der Abteilung Strategische
Projekte))

Nach Einschitzung des Aufsichtsrates bestehen keine fiir die Wahlentscheidung der Hauptversammlung
maBgebenden personlichen oder geschiftlichen Bezichungen zwischen Frau Radeke-Pietsch einerseits
und den Gesellschaften des HelloFresh SE-Konzerns, deren Organen oder einem direkt oder indirekt mit

mehr als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der HelloFresh SE beteiligten Aktiondr andererseits.

Herr Derek Zissman, wohnhaft in London, Vereinigtes Konigreich, ehemaliger Wirtschaftspriifer
bei KPMG UK, London, Vereinigtes Konigreich, non executive Director (nicht geschéftsfiihrender
Direktor) und Chairman of the Audit Committee (Vorsitzender des Priifungsausschusses) der

600 Group PLC, Heckmondwike, Vereinigtes Konigreich

Derek Zissman wurde 1944 in Birmingham, Vereinigtes Konigreich geboren. Herr Zissman ist
Wirtschaftspriifer (chartered accountant) und hat mehr als 45 Jahre Erfahrung in den Kapitalméarkten des
Vereinigten Konigreichs. 1971 begann er bei KPMG UK und wurde nach fiinf Jahren zum Partner
befordert, eine Position die er mehr als 30 Jahre lang behielt. 2004 wurde er zum stellvertretenden
Vorsitzenden von KPMG UK ernannt. Wéhrend seiner Zeit bei KPMG UK war Herr Zissman
Griindungspartner der Corporate Finance Group und der Private Equity Group von KPMG UK im
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d)

Vereinigten Konigreich und den Vereinigten Staaten von Amerika. Im Anschluss an seine Pensionierung
im Mirz 2008 war er unter anderem Mitglied der Beirdte von Alchemy Partners und Barclays Wealth &
Investment Management und fungierte als non executive Chairman (nicht-geschiftsfithrender
Verwaltungsratsvorsitzender) von Seymour Pierce. Er ist derzeit Director (Direktor) der Crossroads
Partners Limited und dariiber hinaus non executive Director (nicht geschéftsfiihrender Direktor) und
Chairman of the Audit Committee (Vorsitzender des Priifungsausschusses) bei der Sureserve Group plc

sowie bei der 600 Group PLC.

Herr Zissman ist derzeit nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsriten im Sinne von

§ 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 1 AktG.

Herr Zissman ist derzeit Mitglied in folgenden vergleichbaren in- und auslédndischen Kontrollgremien von

Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 AktG:

e  Crossroads Partners Limited (Director (Direktor));

e  Sureserve Group plc (non executive Director (nicht geschiftsfithrender Direktor) und Chairman
of the Audit Committee (Vorsitzender des Priifungsausschusses)); und

e 600 Group PLC (non executive Director (nicht geschéftsfithrender Direktor) und Chairman of

the Audit Committee (Vorsitzender des Priifungsausschusses)).

Derzeit bestehen keine weiteren wesentlichen Tatigkeiten von Herrn Zissman im Sinne des Deutschen

Corporate Governance Kodex.

Nach Einschitzung des Aufsichtsrates bestehen keine fiir die Wahlentscheidung der Hauptversammlung
maBgebenden personlichen oder geschiftlichen Beziehungen zwischen Herrn Zissman einerseits und den
Gesellschaften des HelloFresh SE-Konzerns, deren Organen oder einem direkt oder indirekt mit mehr

als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der HelloFresh SE beteiligten Aktionédr andererseits.

Frau Susanne Schroter-Crossan, wohnhaft in Krefeld, Chief Financial Officer (Finanzvorstand)

der LEG Immobilien SE, Diisseldorf, Deutschland

Susanne Schroter-Crossan wurde 1979 in Kassel, Deutschland, geboren. Frau Schréter-Crossan ist
Diplom-Kauffrau und studierte Betriebswirtschaftslehre an den Universitdten Bamberg und Mannheim.
Im Jahr 2005 begann Frau Schroter-Crossan ihre Karriere bei Morgan Stanley und nahm diverse
Aufgaben im Bereich Corporate Finance in Frankfurt am Main, Hongkong und London wahr. 2010
wechselte sie zu der Standard Chartered Bank. Dort war sie als Finanzexpertin mit Schwerpunkten im
Bereich Wandel-/Umtauschanleihen in Hongkong tdtig. Im Jahr 2011 wurde sie Vice President Equity
Captial Markets & Equity-linked Origination bei der Deutschen Bank AG und war ebenfalls in Hongkong
sowie in London engagiert. 2016 wurde Frau Schroter-Crossan Director Equity Capital Markets
Origination bei der Deutschen Bank AG in London. AnschlieBend wurde sie bei der Deutschen Bank AG
in Frankfurt am Main Managing Director und Head of Equity Capital Markets fiir Deutschland, Osterreich

und die Schweiz. In dieser Position war sie verantwortlich fiir das Aktienemissionsgeschift, die
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Begleitung von Borsengéngen, Kapitalerhdhungen und eigenkapitalnahe Transaktionen in der DACH-
Region. Seit Juli 2020 ist Frau Schroter-Crossan Finanzvorstand der LEG Immobilien SE und
verantwortet dort die Bereiche Investor Relations, Finance & Controlling, Portfoliomanagement,

Accounting & Taxes.

Frau Schroter-Crossan war wihrend ihrer Tatigkeit fiir die Deutsche Bank AG innerhalb der Equity
Capital Markets Abteilung globaler Ansprechpartner fir ESG-Themen und hat beim Aufbau des
europdischen ESG-Produktteams in der Investmentbank mitgewirkt. Zudem ist sie Mitglied des ESG-
Steuerkreises bei der LEG Immobilien SE. Aufgrund dieser Tatigkeiten fiir die Deutsche Bank AG und

die LEG Immobilien SE verfiigt Frau Schréter-Crossan iiber sehr gute Kenntnisse im Bereich ESG.

Frau Schroter-Crossan ist derzeit nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsriaten im
Sinne von § 125 Abs.1 Satz5 Halbsatz1 AktG oder vergleichbaren in- und auslidndischen
Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 AktG.

Derzeit bestehen die folgenden weiteren wesentlichen Tétigkeiten von Frau Schroter-Crossan im Sinne

des Deutschen Corporate Governance Kodex:

e LEG Immobilien SE (Chief Financial Officer (Finanzvorstand))

Nach Einschitzung des Aufsichtsrates bestehen keine fiir die Wahlentscheidung der Hauptversammlung
maBgebenden personlichen oder geschiftlichen Bezichungen zwischen Frau Schréter-Crossan einerseits
und den Gesellschaften des HelloFresh SE-Konzerns, deren Organen oder einem direkt oder indirekt mit

mehr als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der HelloFresh SE beteiligten Aktionar andererseits.

Herr Stefan Smalla, wohnhaft in Griinwald, Chief Executive Officer (Vorstandsvorsitzender) der

Westwing Group AG, Miinchen, Deutschland

Stefan Smalla wurde 1977 in Freital, Deutschland, geboren. Herr Smalla ist Diplom-Kaufmann und
studierte Betriebswirtschaftslehre an der Technischen Universitit Dresden und der Universitit Hagen. Im
Jahr 2000 begann er seine Karriere bei dooyoo als Vice President e-Commerce und wurde dort spéter
Chief Technology Officer. 2003 griindete Herr Smalla das soziale Netzwerk Friendity, das von einem
deutschen Medienunternehmen gekauft wurde. Von 2004 bis 2011 arbeitete Herr Smalla, zuletzt als
Manager, bei Bain & Co., wo er Unternehmen in den Bereichen Private Equity und Technologie beraten
hat. Im Jahr 2011 griindete Herr Smalla mit seinen Co-Griindern die Westwing Group AG, die er seither

als CEO (Vorstandsvorsitzender) fiihrt. Die Westwing Group AG ist inzwischen borsennotiert.

Herr Smalla ist derzeit nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsrdten im Sinne von
§ 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 1 AktG oder vergleichbaren in- und auslidndischen Kontrollgremien von
Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 AktG.

Derzeit bestehen die folgenden weiteren wesentlichen Tétigkeiten von Herrn Smalla im Sinne des

Deutschen Corporate Governance Kodex:
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e Westwing Group AG (Chief Executive Officer (Vorstandsvorsitzender))

Nach Einschitzung des Aufsichtsrates bestehen keine fiir die Wahlentscheidung der Hauptversammlung
maBgebenden personlichen oder geschéftlichen Beziehungen zwischen Herrn Smalla einerseits und den
Gesellschaften des HelloFresh SE-Konzerns, deren Organen oder einem direkt oder indirekt mit mehr

als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der HelloFresh SE beteiligten Aktiondr andererseits.

Anlage zu Tagesordnungspunkt 9 (Beschlussfassung iiber die Vergiitung der Aufsichtsratsmitglieder)

Vergiitungssystem fiir die Aufsichtsratsmitglieder der HelloFresh SE gemif§ §§ 113 Abs. 3 Satz 1 und 87a
Abs. 1 Satz 2 AktG

A.

Grundziige des Vergiitungssystems fiir die Aufsichtsratsmitglieder der HelloFresh SE

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten fiir ihre Tatigkeit im Aufsichtsrat und in den Ausschiissen eine
bestimmte in Euro festgelegte jahrliche Vergiitung. Diese besteht aus einer Grundvergilitung mit
funktionsbezogener Differenzierung. Vorsitztdtigkeiten werden dabei beriicksichtigt. Diese Vergiitung

wird zeitanteilig nach Ablauf eines jeden Quartals als Barvergiitung ausgezahlt.

Diese Vergiitung unterstiitzt die auf eine nachhaltige und langfristige Unternehmensentwicklung
bezogene Uberwachung und Beratung durch den Aufsichtsrat und steht im Einklang mit der Anregung
G. 18 Satz 1 des Deutschen Corporate Governance Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019. Als

reine Festvergiitung ist sie geeignet, die Unabhingigkeit der Aufsichtsratsmitglieder zu stirken.

Der Aufsichtsrat leistet durch die ihm obliegende Uberwachung der Geschiftsfiihrung und Beratung des
Vorstands einen entscheidenden Beitrag zur Forderung der Geschéftsstrategie und zur langfristigen
Entwicklung der Gesellschaft. Die Ausgestaltung der Vergiitung fordert die Wahrnehmung der
Uberwachungsfunktion und setzt Anreize zum entsprechenden Titigwerden. Die Vergiitung und das
Vergiitungssystem tragen der Verantwortung sowie den inhaltlichen und zeitlichen Anforderungen an die
Tatigkeit der Mitglieder im Aufsichtsrat und in den Ausschiissen des Aufsichtsrats Rechnung. Durch die
Ausgestaltung als reine Festvergiitung wird im Unternehmensinteresse die notwendige Unabhangigkeit

zum Vorstand gesichert.

Die Hohe der Vergiitung der Aufsichtsratsmitglieder ist im Vergleich zur Vergiitung der
Aufsichtsratsmitglieder anderer, vergleichbarer Gesellschaften grundsitzlich marktiiblich. Insgesamt
steht die Vergiitung in einem angemessenen Verhéltnis zu den Aufgaben der Aufsichtsratsmitglieder und

zur Lage der Gesellschaft.

Durch die angemessene Aufsichtsratsvergiitung wird gleichzeitig sichergestellt, dass die Gesellschaft in
der Lage ist und auch weiterhin sein wird, qualifizierte Kandidaten und Kandidatinnen fiir eine
Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der HelloFresh SE zu gewinnen; hierdurch trdgt auch die
Aufsichtsratsvergiitung zur Forderung der Geschiftsstrategie und zur langfristigen Entwicklung der

Gesellschaft bei.
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B.

Das Vergiitungssystem im Einzelnen

L

Vergiitungsbestandteile

Jahrliche Vergiitung

Alle Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten jeweils eine jéhrliche Vergiitung in Hohe von
EUR 65.000, wobei stattdessen der Vorsitzende des Aufsichtsrats eine jahrliche Vergiitung
von EUR 162.500 und der stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats eine jahrliche
Vergiitung von EUR 97.500 erhilt.

Zusédtzlich erhalten die Aufsichtsratsmitglieder eine jéhrliche Vergiitung fiir die
Mitgliedschaft im Priifungsausschuss (audit committee) von EUR 30.000 und fiir die
Mitgliedschaft im Présidial- und Nominierungsausschuss (executive and nomination
committee), im Vergiitungsausschuss (remuneration committee) sowie im Ausschuss fiir
Umwelt, Soziales und Unternehmensfithrung (environmental, social and governance
commiittee) eine jahrliche Vergiitung von je EUR 15.000. Anstatt der genannten Vergiitung
fir die Mitgliedschaft im jeweiligen Ausschuss erhédlt der Vorsitzende des
Priifungsausschusses (audit committee) eine zusitzliche jahrliche Vergiitung in Hohe von
EUR 60.000 und der Vorsitzende des Présidial- und Nominierungsausschusses (executive
and nomination committee), des Vergiitungsausschusses (remuneration committee) sowie
des Ausschusses fiir Umwelt, Soziales und Unternehmensfithrung (environmental, social
and governance committee) eine zusétzliche jahrliche Vergiitung in Héhe von je EUR
30.000. Durch die funktionsbezogenen Steigerungen wird dem zeitlichen und inhaltlichen
Mehraufwand der Wahrnehmung und Verantwortung solcher Funktionen Rechnung
getragen. Ubt ein Aufsichtsratsmitglied mehrere der genannten Funktionen aus, steht ihm

die Summe aus den erhdhten jéhrlichen Vergiitungen zu.

Die Mitgliedschaft in etwaigen ad hoc gebildeten Ausschiissen wird nicht zusitzlich

vergiitet.

Die Vergiitung ist hoher als die bisher gewéhrte Vergiitung aber grundsétzlich marktiiblich.
Sie triigt der Verantwortung der Aufsichtsratsmitglieder im Rahmen der Uberwachung und
Beratung des Vorstands Rechnung. Durch die erhohte Vergiitung des Vorsitzes,
stellvertretenden Vorsitzes und der Ausschusstitigkeit (und dessen Vorsitz) wird die

Mehrbelastung der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder beriicksichtigt.

Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem seiner Ausschiisse nicht wahrend
eines vollen Geschiftsjahrs angehoren oder den Vorsitz, den stellvertretenden Vorsitz des
Aufsichtsrats oder den Vorsitz eines Ausschusses des Aufsichtsrats nicht wahrend eines
vollen Geschéftsjahrs innehaben, erhalten fiir jeden angefangenen Kalendermonat ihrer

Tatigkeit die jeweilige Verglitung anteilig.
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II.

Die dargestellte jahrliche Vergiitung wird zeitanteilig nach Ablauf eines jeden Quartals als

Barvergiitung gezahlt.
2. Auslagen, Umsatzsteuer, Vermogensschadenhaftpflichtversicherung und Sonstiges

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhdlt alle ihm durch die Ausiibung dieses Amts
entstandenen Auslagen sowie etwaig auf seine Vergiitung und Auslagen zu entrichtende

Umsatzsteuer ersetzt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden zudem in eine im Interesse der Gesellschaft von
dieser in angemessener Hohe (jedoch mindestens mit einer Versicherungssumme in Héhe
von EUR 50.000.000,00) unterhaltene Vermdgensschadenhaftpflichtversicherung fiir
Organmitglieder und bestimmte Mitarbeiter einbezogen. Die Pramien hierfiir entrichtet die

Gesellschatft.

Weitere Vergiitungsbestandteile, auch im weiteren Sinn, sind fiir Aufsichtsratsmitglieder

nicht vorgesehen.

Dariiberhinausgehende Vergiitungen oder Vorteile fiir personlich erbrachte Leistungen, die
iber die Tatigkeit als Aufsichtsrat hinausgehen bzw. auflerhalb dieser liegen, etwa
gesonderte  Beratungs- und  Vermittlungsleistungen, sind nicht von der
Aufsichtsratsvergiitung umfasst. Soweit entsprechende Leistungen nach den gesetzlichen
Vorschriften und Vorgaben der Rechtsprechung zulédssig sind, erfordern sie eine

gesonderte vertragliche Regelung, die vorab vom Aufsichtsrat zu genehmigen ist.

Verfahren zur Uberpriifung und Anderung der Aufsichtsratsvergiitung bzw. des

Vergiitungssystems

Sofern Vorstand und Aufsichtsrat Anlass zu einer Anderung der Aufsichtsratsvergiitung sehen,
unterbreiten sie der Hauptversammlung einen Vorschlag fiir ein gedndertes Vergiitungssystem

oder eine gednderte Vergiitungshohe.

Die Hauptversammlung der HelloFresh SE hat nach § 113 Abs. 3 AktG (auch unabhingig von
einer Anderung) mindestens alle vier Jahre iiber die Aufsichtsratsvergiitung Beschluss zu fassen,
wobei auch eine blof} bestitigende Beschlussfassung zulissig ist. Zum Zwecke dieser Vorlage an
die Hauptversammlung werden die Hohe der Vergiitung und das Vergiitungssystem fiir den
Aufsichtsrat regelmiBig und rechtzeitig nach pflichtgemiBem Ermessen einer Uberpriifung durch
Vorstand und Aufsichtsrat unterzogen. Als mafgebliche Faktoren der Priifung werden dabei
insbesondere die zeitliche Inanspruchnahme der Aufsichtsratsmitglieder, ihre Verantwortung
sowie die Entwicklung der Aufsichtsratsvergiitung bei anderen, vergleichbaren Gesellschaften,
Veranderungen des Unternechmensumfelds, die wirtschaftliche Gesamtlage und Strategic des
Unternehmens und Verdnderungen und Trends der nationalen und internationalen Corporate

Governance Standards angesehen. Hingegen kommt ein sogenannter vertikaler Vergleich mit der
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Arbeitnehmervergiitung aufgrund der besonderen Natur der Aufsichtsratstitigkeit, fiir die die
Vergiitung gewihrt wird, die sich grundlegend von der Tétigkeit der Arbeitnehmer der
Gesellschaft und des Konzerns unterscheidet, nicht in Betracht. Bei Bedarf werden externe
Vergiitungsexperten und andere Berater zur Uberpriifung hinzugezogen. Dabei achten Vorstand
und Aufsichtsrat auf die Unabhéngigkeit der externen Verglitungsexperten und Berater und

treffen Vorkehrungen, um Interessenkonflikte zu vermeiden.

Billigt die Hauptversammlung das vorgelegte Vergiitungssystem nicht, legt der Aufsichtsrat der
Hauptversammlung spitestens in der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung ein

iiberpriiftes Vergiitungssystem zur Billigung vor.
III.  Verfahren bei Auftreten von Interessenkonflikten in Bezug auf das Vergiitungssystem

In der Vergangenheit ist es nicht zu Interessenkonflikten einzelner Mitglieder des Vorstands oder
des Aufsichtsrats der HelloFresh SE in Bezug auf das Vergiitungssystem fiir den Aufsichtsrat
gekommen. Sollte ein solcher Interessenkonflikt bei der Uberpriifung der Vergiitung auftreten,
werden Vorstand bzw. Aufsichtsrat diesen ebenso behandeln wie andere Interessenkonflikte in
der Person eines Organmitglieds, sodass das betreffende Organmitglied an der Beschlussfassung
oder, im Falle eines schweren Interessenkonflikts, auch an der Beratung nicht teilnehmen wird.
Sollte es zu einem unldsbaren und dauerhaften Interessenkonflikt kommen, was in diesem
Themenbereich eher unwahrscheinlich erscheint, wird das betreffende Organmitglied sein Amt
niederlegen. Dabei wird allgemein durch eine regelmiBige Selbsteinschitzung, Uberpriifung und
frithzeitige Offenlegung etwaiger Interessenkonflikte sichergestellt, dass die Entscheidungen von
Vorstand und Aufsichtsrat auch in diesem Bereich nicht durch sachwidrige Erwédgungen

beeinflusst werden.

Bericht des Vorstandes zu Tagesordnungspunkt 10 (Beschlussfassung iiber die Aufhebung des
bestehenden Genehmigten Kapitals 2020/ und des bestehenden Genehmigten Kapitals 2017/11, die
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021/I mit Erméichtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts

sowie die entsprechende Anderung des § 4 der Satzung)

Unter Tagesordnungspunkt 10 der Hauptversammlung am 26. Mai 2021 schlagen der Vorstand und der
Aufsichtsrat vor, das bestehende Genehmigte Kapital 2020/I und das bestehende Genehmigte Kapital 2017/11
aufzuheben sowie ein neues genehmigtes Kapital 2021/ (Genehmigtes Kapital 2021/1) zu schaffen. Geméaf
Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
erstattet der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 10 der Hauptversammlung iiber die Griinde fiir die Erméachtigung

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionire bei Ausgabe der neuen Aktien diesen Bericht:

Unter teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/I1 wurden seit seiner Schaffung mehrfach Aktien
im Zusammenhang mit der Bedienung von Call-Optionen, die unter anderem durch aktive Vorstdnde und aktive
und ehemalige Mitarbeiter der HelloFresh SE ausgelibt wurden, ausgegeben und das Grundkapital mehrmals

erhoht. Der Gesellschaft steht wegen der Verwendung eigener Aktien die Moglichkeit, Aktien ohne

-53-



Bezugsrechte auszugeben, nicht mehr im vollen Umfang zur Verfiigung. Zudem soll die Struktur der

genehmigten Kapitalia der Gesellschaft vereinfacht werden.

Damit die Gesellschaft auch zukiinftig flexibel ist, um bei Bedarf ihre Eigenmittel gegen Bar- und/oder
Sacheinlage zu stirken, sollen das bestehende Genehmigte Kapital 2020/1 und das bestehende Genehmigte
Kapital 2017/1I aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital geschaffen werden. Das Genehmigte Kapital
2021/1 soll den Vorstand ermédchtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Grundkapital der Gesellschaft in
der Zeit bis zum 25. Mai 2026 um bis zu EUR 13.619.298,00 einmalig oder mehrmals durch Ausgabe von bis
zu 13.619.298 neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhdhen
(Genehmigtes Kapital 2021/1). EinschlieBlich des Genehmigten Kapitals 2017/I erreichen die genehmigten
Kapitalia der Gesellschaft unter Berticksichtigung der unter Tagesordnungspunkt 10 ebenfalls vorgeschlagenen
Aufhebungen des Genehmigten Kapitals 2020/ und des Genehmigten Kapitals 2017/II dann insgesamt einen
anteiligen Betrag des Grundkapitals in Hohe von 37,12 % des Grundkapitals (basierend auf dem Grundkapital
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Verdffentlichung dieser Einberufung).

Das neue Genehmigte Kapital 2021/1 soll es der Gesellschaft ermdglichen, kurzfristig und umfassend das fiir
die Fortentwicklung des Unternehmens erforderliche Kapital an den Kapitalmérkten durch die Ausgabe neuer
Aktien aufzunehmen und flexibel und zeitnah ein giinstiges Marktumfeld zur Deckung ihres kiinftigen
Finanzierungsbedarfs zu nutzen sowie rasch und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten
bietende Gelegenheiten reagieren und Moglichkeiten zur Unternehmenserweiterung nutzen zu kdnnen. Da
Entscheidungen tiber die Deckung des kiinftigen Kapitalbedarfs der Gesellschaft in der Regel kurzfristig zu
treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jihrlichen
Hauptversammlungen oder von der langen Einberufungsfrist einer auBerordentlichen Hauptversammlung
abhangig ist. Diesen Umstidnden hat der Gesetzgeber mit dem Instrument des genehmigten Kapitals Rechnung

getragen.

Bei der Ausnutzung des neuen Genehmigten Kapitals 2021/ zur Ausgabe von Aktien haben die Aktionédre
grundsitzlich ein Bezugsrecht (Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 203 Abs. 1 Satz 1 AktG in Verbindung
mit § 186 Abs. 1 AktG), wobei auch ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 AktG geniigt. Die
Ausgabe von Aktien unter Einrdumung eines solchen mittelbaren Bezugsrechts ist bereits nach dem Gesetz nicht
als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. Den Aktiondren werden letztlich die gleichen Bezugsrechte gewéhrt wie
bei einem direkten Bezug. Aus abwicklungstechnischen Griinden werden lediglich ein oder mehrere

Kreditinstitute an der Abwicklung beteiligt.

Der Vorstand soll jedoch ermichtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrates in bestimmten Fallen das

Bezugsrecht ausschlielen zu konnen:

(1) Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht fiir Spitzenbetrige
ausschliefen konnen. Dieser Bezugsrechtsausschluss zielt darauf ab, die Abwicklung einer Emission
mit grundsdtzlichem Bezugsrecht der Aktiondre zu erleichtern, weil dadurch ein technisch
durchfiihrbares Bezugsverhéltnis dargestellt werden kann. Der auf den einzelnen Aktionér
entfallende Wert der Spitzenbetrige ist in der Regel gering, weshalb der mdgliche
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(i)

Verwisserungseffekt ebenfalls als gering anzusehen ist. Demgegeniiber ist der Aufwand fiir die
Emission ohne einen solchen Ausschluss deutlich hoher. Der Ausschluss dient daher der
Praktikabilitit und der leichteren Durchfithrung einer Emission. Die als freie Spitzen vom
Bezugsrecht der Aktiondre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch eine
Verduflerung iiber die Borse oder in sonstiger Weise bestmoglich fiir die Gesellschaft verwertet.
Vorstand und Aufsichtsrat halten den moglichen Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Griinden
fiir sachlich gerechtfertigt und unter Abwégung mit den Interessen der Aktiondre auch fiir

angemessen.

Das Bezugsrecht soll ferner bei Barkapitalerhhungen ausgeschlossen werden kénnen, wenn die
Aktien zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Borsenkurs der Aktie der Gesellschaft nicht
wesentlich unterschreitet und eine solche Kapitalerhdhung 10 % des Grundkapitals nicht
iiberschreitet (erleichterter Bezugsrechtsausschluss gemif3 Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 203
Abs. 1 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Die Erméchtigung versetzt die
Gesellschaft in die Lage, flexibel auf sich bietende giinstige Kapitalmarktsituationen zu reagieren
und die neuen Aktien auch sehr kurzfristig (das heifit ohne das Erfordernis eines mindestens zwei
Wochen dauernden Bezugsangebots) platzieren zu konnen. Der Ausschluss des Bezugsrechts
ermdglicht ein sehr schnelles Agieren und eine Platzierung nahe am Borsenkurs und vermeidet somit
den bei Bezugsemissionen iiblichen Abschlag. Dadurch wird die Grundlage geschaffen, um einen
moglichst hohen VerduBerungsertrag und eine groftmogliche Stirkung der Eigenmittel der
Gesellschaft zu erreichen. Die Erméchtigung zum erleichterten Bezugsrechtsauschluss findet ihre
sachliche Rechtfertigung nicht zuletzt in dem Umstand, dass durch ein solches Vorgehen hiufig ein

hoherer Mittelzufluss generiert werden kann.

Eine solche Kapitalerh6hung darf 10 % des Grundkapitals nicht {ibersteigen, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch — wenn dieser Betrag geringer ist — im Zeitpunkt der Ausiibung
dieser Erméchtigung. Der Beschlussvorschlag sieht zudem eine Anrechnungsklausel vor. Auf die
maximal 10% des Grundkapitals, die dieser Bezugsrechtsausschluss betrifft, sind Aktien
anzurechnen, die zur Bedienung von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen,
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente)
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten (zusammen
»Schuldverschreibungen®) ausgegeben werden oder die unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt
des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021/1 giiltigen
Wandlungspreises auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen gemif Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG wiahrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben
werden. Ferner ist die VerduBerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie wihrend der Laufzeit
dieser Erméchtigung aufgrund einer Erméchtigung gemal Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71
Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss
des Bezugsrechts erfolgt. Auf die Hochstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind zudem diejenigen

Aktien anzurechnen, die wéhrend der Laufzeit dieser Erméchtigung auf Grundlage anderer
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(iii)

Kapitalmainahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére in direkter oder entsprechender
Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder
verduBert wurden. Diese Anrechnung geschieht im Interesse der Aktiondre an einer mdglichst

geringen Verwésserung ihrer Beteiligung.

Der erleichterte Bezugsrechtsausschluss setzt zwingend voraus, dass der Ausgabepreis der neuen
Aktien den Borsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen
Borsenkurs oder vom volumengewichteten Borsenkurs wéhrend eines angemessenen Zeitraums vor
der endgiiltigen Festsetzung des Ausgabebetrags wird, vorbehaltlich besonderer Umstinde des
Einzelfalls, voraussichtlich nicht iiber rund 5 % des entsprechenden Borsenkurses liegen. Damit wird
auch dem Schutzbediirfnis der Aktionére, eine wertmaBige Verwésserung ihrer Beteiligung soweit
als moglich zu vermeiden, Rechnung getragen. Durch Festlegung des Ausgabepreises nahe am
Borsenkurs der Aktie der Gesellschaft wird sichergestellt, dass der Wert, den ein Bezugsrecht fiir die
neuen Aktien hétte, praktisch sehr gering ist. Die Aktiondre haben zudem die Moglichkeit, ihre

relative Beteiligung durch einen Zukauf {iber die Borse aufrechtzuerhalten.

Zudem soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht ausschlieBen konnen,
soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gliaubigern von Schuldverschreibungen, die von der
Gesellschaft oder durch deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei
Ausiibung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfiillung einer Wandlungs- bzw.
Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewédhren zu konnen sowie, soweit es erforderlich ist,
um den Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in
dem Umfang einzurdumen, wie es ihnen nach Ausiibung ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte bzw.
nach Erfiillung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustiinde. Soweit es um die Gewdhrung von
Aktien bei Ausiibung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfiillung einer Wandlungs- bzw.
Optionspflicht geht, bedarf es keines Bezugsrechts der bestehenden Aktiondre, da diesen bei der
Begebung der Schuldverschreibungen grundsitzlich ein Bezugsrecht einzurdaumen ist (Artikel 5 SE-
VO in Verbindung mit § 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG) und ein Ausschluss
dieses Bezugsrechts wiederum einer eigenen Erméchtigung bediirfte (siche den Beschlussvorschlag
zu Tagesordnungspunkt 11 {iber die Erméchtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen
samt Erméchtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre in bestimmten Fillen, dort

insbesondere lit. b) bb), sowie den Bericht des Vorstandes zu Tagesordnungspunkt 11).

Solche Schuldverschreibungen sehen iiberdies in ihren Bedingungen regelmiflig einen
Verwisserungsschutz vor, der den Inhabern bzw. Glaubigern bei nachfolgenden Aktienemissionen
und bestimmten anderen MaB3nahmen ein Bezugsrecht auf neue Aktien gewéhrt. Sie werden damit
so gestellt, als seien sie bereits Aktiondre. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen
Verwisserungsschutz ausstatten zu konnen, muss das Bezugsrecht der Aktionidre auf diese Aktien
ausgeschlossen werden. Das dient der leichteren Platzierung der Schuldverschreibungen und damit
den Interessen der Aktiondre an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. Zudem hat der

Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bzw. Glédubiger von Schuldverschreibungen den
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(iv)

Vorteil, dass im Falle einer Ausnutzung der Erméchtigung der Options- oder Wandlungspreis fiir die
Inhaber bzw. Glaubiger bereits bestehender Schuldverschreibungen nicht nach den jeweiligen

Bedingungen der Schuldverschreibungen erméfigt zu werden braucht.

Das Bezugsrecht soll zudem bei Kapitalerhohungen gegen Sacheinlagen ausgeschlossen werden
konnen. Die Gesellschaft soll auch weiterhin insbesondere Unternechmen, Betriebe,
Unternehmensteile, Beteiligungen, sonstige Vermogensgegenstiande oder Anspriiche auf den Erwerb
von Vermogensgegenstinden einschlieBlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre
Konzerngesellschaften erwerben konnen oder auf Angebote zu Akquisitionen bzw.
Zusammenschliissen reagieren konnen, um ihre Wettbewerbsfahigkeit zu stirken sowie die

Ertragskraft und den Unternehmenswert zu maximieren.

Die Praxis zeigt, dass die Gesellschafter attraktiver Unternehmen zum Teil ein starkes Interesse
haben, Stiickaktien der Gesellschaft als Gegenleistung zu erwerben (zum Beispiel zur Wahrung eines
gewissen Einflusses auf das erworbene Unternehmen bzw. den Gegenstand der Sacheinlage). Fiir die
Moglichkeit, die Gegenleistung nicht nur in Geld, sondern auch oder allein in Aktien zu erbringen,
spricht unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur zudem, dass in dem Umfang,
in dem neue Aktien als Gegenleistung bei Akquisitionen verwendet werden kdnnen, die Liquiditat
der Gesellschaft geschont und eine Fremdkapitalaufnahme vermieden wird, wahrend die Verkéufer
an zukiinftigen Kurschancen beteiligt werden. Das fiihrt zu einer Verbesserung der

Wettbewerbsposition der Gesellschaft bei Akquisitionen.

Die Moglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung bei Akquisitionen einzusetzen, erdftnet
der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum, solche Opportunititen schnell und flexibel
zu ergreifen, und versetzt sie in die Lage, selbst groBere Unternehmen gegen Uberlassung von Aktien
zu erwerben. Fiir beides muss das Bezugsrecht der Aktiondre ausgeschlossen werden kénnen. Da
solche Akquisitionen héufig kurzfristig erfolgen miissen, ist es wichtig, dass sie nicht von der nur
einmal jdhrlich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten

Kapitals, auf das der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates schnell zugreifen kann.

Entsprechendes gilt fiir die Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die ebenfalls zum Zweck des Erwerbs von
Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, sonstigen
Vermogensgegenstinden oder Anspriichen auf den Erwerb von Vermdgensgegenstinden
einschlieBlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften unter Ausschluss
des Bezugsrechts der Aktiondre ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt dabei
gegen Sacheinlagen, entweder in Form der einzubringenden Schuldverschreibung oder in Form der
auf die Schuldverschreibung geleisteten Sacheinlage. Dies fiihrt zu einer Erhéhung der Flexibilitét
der Gesellschaft bei der Bedienung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder
Optionspflichten. Das Angebot von Schuldverschreibungen anstelle oder neben der Gewéhrung von
Aktien oder von Barleistungen kann eine attraktive Alternative darstellen, die aufgrund ihrer

zusitzlichen Flexibilitit die Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen erhdht.
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™)

Wenn sich Méglichkeiten zum Zusammenschluss mit anderen Unternehmen oder zum Erwerb von
Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, sonstigen
Vermogensgegenstinden oder Anspriichen auf den Erwerb von Vermdgensgegenstinden
einschlieBlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften zeigen, wird der
Vorstand in jedem Fall sorgfaltig priifen, ob er von der Erméchtigung zur Kapitalerhdhung durch
Gewdhrung neuer Aktien Gebrauch machen soll. Dies umfasst insbesondere auch die Priifung der
Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbenen Unternehmensbeteiligung oder
den sonstigen Vermdgensgegenstdnden und die Festlegung des Ausgabepreises der neuen Aktien
und der weiteren Bedingungen der Aktienausgabe. Der Vorstand wird das neue Genehmigte Kapital
2021/ nur dann nutzen, wenn er der Uberzeugung ist, dass der jeweilige Zusammenschluss bzw.
Erwerb des Unternehmens, des Betriebs, des Unternehmensanteils oder der Beteiligungserwerb, der
Erwerb von sonstigen Vermogensgegenstinden oder der Erwerb von Anspriichen auf den Erwerb
von Vermdgensgegenstinden einschlieBlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre
Konzerngesellschaften gegen Gewdhrung von neuen Aktien im wohlverstandenen Interesse der
Gesellschaft und ihrer Aktiondre liegt. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung nur

erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Uberzeugung gelangt.

Das Bezugsrecht kann ferner bei der Durchfiihrung von Aktiendividenden (auch als Scrip Dividend
bekannt) ausgeschlossen werden, in deren Rahmen Aktien der Gesellschaft (auch teilweise- und/oder
wahlweise) zur Erfiillung von Dividendenanspriichen der Aktionére verwendet werden. Dadurch soll
es der Gesellschaft ermdglicht werden, eine Aktiendividende zu optimalen Bedingungen
auszuschiitten. Bei einer Aktiendividende wird den Aktiondren angeboten, ihren mit dem
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen Anspruch auf Auszahlung der
Dividende ganz oder teilweise als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um im Gegenzug neue
Aktien der Gesellschaft zu bezichen. Die Ausschiittung einer Aktiendividende kann als
Bezugsrechtsemission insbesondere unter Beachtung der Bestimmungen in Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und § 186 Abs. 2 AktG
(Bekanntgabe des Ausgabebetrags spétestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Im
Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation indes vorzugswiirdig sein, die Ausschiittung einer
Aktiendividende so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionédren, die
dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a
AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres Dividendenanspruchs anbietet und damit
wirtschaftlich den Aktiondren ein Bezugsrecht gewihrt, jedoch das Bezugsrecht der Aktiondre auf
neue Aktien rechtlich insgesamt ausschlie8t. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts ermdglicht
die Ausschiittung der Aktiendividende ohne die vorgenannten Beschrankungen des Artikel 5 SE-VO
in Verbindung mit § 203 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 und 2 AktG und damit zu
flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstands, dass allen Aktiondren die neuen Aktien
angeboten werden und {tberschieBende Dividendenbetrige durch Barzahlung der Dividende
abgegolten werden, erscheint ein Bezugsrechtsausschluss in einem solchen Fall als gerechtfertigt und

angemessen.
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Die in den vorstechenden Absétzen erlduterten Erméchtigungen zum Bezugsrechtsausschluss bei
Kapitalerhohungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen sind insgesamt auf einen Betrag, der 10 % des
Grundkapitals nicht iiberschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermachtigung noch
im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Erméchtigung, beschriankt. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind
anzurechnen: (i) Aktien, die wéhrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der
Aktionédre aus dem Genehmigtem Kapital 2017/1 ausgegeben wurden, (ii) eigene Aktien, die wahrend der
Laufzeit dieser Erméichtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts verduBert wurden, sowie (iii) diejenigen
Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen (einschlieBlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder
Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) ausgegeben wurden
bzw. unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung des
Genehmigten Kapitals 2021/ giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen
bzw. Genussrechte wéhrend der Laufzeit dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére

ausgegeben wurden.

Durch diese Beschrinkung wird gleichzeitig auch eine mdgliche Stimmrechtsverwésserung der vom
Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktiondre begrenzt. Bei Abwégung aller dieser Umsténde ist die Erméachtigung
zum Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen und im

Interesse der Gesellschaft geboten.

Sofern der Vorstand eine der vorstehenden Erméchtigungen zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen einer
Kapitalerhohung aus dem neuen Genehmigten Kapital 2021/1 ausnutzt, wird er in der folgenden

Hauptversammlung hieriiber berichten.

Bericht des Vorstandes zu Tagesordnungspunkt 11 (Beschlussfassung iiber die Aufhebung der
bestehenden und Erteilung einer neuen Erméchtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen,
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Moglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts, iiber
die Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2020/1, die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals
2021/1 sowie iiber die entsprechende Anderung des § 4 der Satzung)

Unter Tagesordnungspunkt 11 der Hauptversammlung am 26. Mai 2021 schlagen der Vorstand und der
Aufsichtsrat  vor, die Dbestechende Erméchtigung zur Begebung von  Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen
dieser Instrumente) und das bestehende Bedingte Kapital 2020/I aufzuheben sowie eine neue Erméchtigung und
ein neues Bedingtes Kapital 2021/1 zu schaffen. GeméaB Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 221 Abs. 4 Satz 2
AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz2 AktG erstattet der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 11 der
Hauptversammlung iiber die Griinde fiir die Ermachtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére bei
Ausgabe von neuen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam

»Schuldverschreibungen®) diesen Bericht:
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Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 30. Juni 2020 erméchtigt,
mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 29. Juni 2025 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen
lautende =~ Wandelschuldverschreibungen, = Optionsschuldverschreibungen, = Genussrechte  und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam
»Schuldverschreibungen 2020“) mit der Moglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts von bis zu
EUR 1.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Glaubigern bzw. Inhabern von
Schuldverschreibungen 2020 Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen
Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 40.000.000,00 nach néherer Maflgabe der jeweiligen Options- bzw.
Wandelanleihebedingungen bzw. Genussrechtsbedingungen oder Gewinnschuldverschreibungsbedingungen zu
gewidhren (nachstehend , Erméchtigung 2020°). Zur Bedienung der unter der Erméchtigung 2020
ausgegebenen Schuldverschreibungen 2020 wurde ein Bedingtes Kapital 2020/ in Hoéhe von bis zu
EUR 40.000.000,00 geschaffen (§ 4 Abs. 5 der Satzung). Von der Erméchtigung 2020 hat der Vorstand der

Gesellschaft keinen Gebrauch gemacht.

Der Gesellschaft steht wegen der Verwendung eigener Aktien und der Ausgabe neuer Aktien unter
Bezugsrechtsausschluss die Moglichkeit, Schuldverschreibungen 2020 ohne Bezugsrechte auszugeben, nicht

mehr im vollen Umfang zur Verfiigung.

Vorstand und Aufsichtsrat halten es daher fir zweckméBig, die Ermichtigung 2020 zur Ausgabe von
Schuldverschreibungen und das bestehende Bedingte Kapital 2020/ aufzuheben und durch eine neue
Erméchtigung sowie ein neues Bedingtes Kapital 2021/ zu ersetzen. Zusammen mit dem fortbestehenden
Bedingten Kapital 2018/I1 wiirde sich das Bedingte Kapital 2021/1 auf 12,88 % des Grundkapitals der
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Verdffentlichung dieser Einberufung belaufen.

Um das Spektrum der moglichen Kapitalmarktinstrumente, die Wandlungs- oder Optionsrechte verbriefen, auch
entsprechend nutzen zu kénnen, erscheint es sachgerecht, das zuldssige Emissionsvolumen in der Ermachtigung
auf EUR 1.000.000.000,00 festzulegen. Das bedingte Kapital, das der Erfiillung der Wandlungs- oder
Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten dient, soll EUR 17.386.441,00 betragen. Die Anzahl der
Aktien, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten, Wandlungs- oder Optionspflichten oder zur
Gewihrung von Aktien anstelle des filligen Geldbetrags aus einer Schuldverschreibung mit einem bestimmten
Emissionsvolumen notwendig ist, hdngt in der Regel vom Borsenkurs der Aktie der Gesellschaft im Zeitpunkt
der Emission der Schuldverschreibung ab. Durch eine umfangreiche Bemessung des Bedingten Kapitals 2021/1
soll sichergestellt werden, dass der Ermichtigungsrahmen fiir die Begebung von Schuldverschreibungen bei

Bedarf umfassend genutzt werden kann.
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Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage fiir die Entwicklung des Unternehmens.
Durch die Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen kann die Gesellschaft je nach Marktlage
attraktive Finanzierungsmoglichkeiten nutzen, um dem Unternechmen Kapital mit niedriger laufender
Verzinsung zuflieBen zu lassen. Durch die Ausgabe von Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten
kann die Verzinsung zum Beispiel auch an die laufende Dividende der Gesellschaft angelehnt werden. Die
erzielten Wandlungs- und Optionspramien kommen der Gesellschaft bei der Ausgabe zugute. Die Praxis zeigt,
dass einige Finanzierungsinstrumente auch erst durch die Gewdhrung von Options- oder Wandlungsrechten

platzierbar werden.

Den Aktioniren ist bei der Begebung von Schuldverschreibungen grundsétzlich ein Bezugsrecht einzurdumen
(Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 221 Abs. 4 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Der Vorstand
kann von der Moglichkeit Gebrauch machen, Schuldverschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitut(e) mit
der Verpflichtung auszugeben, den Aktiondren die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht
anzubieten (sogenanntes mittelbares Bezugsrecht gemdf Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 5
AktG). Es handelt sich hierbei nicht um eine Beschrinkung des Bezugsrechts der Aktiondre. Den Aktionédren
werden letztlich die gleichen Bezugsrechte gewéhrt wie bei einem direkten Bezug. Aus abwicklungstechnischen

Griinden werden lediglich ein oder mehrere Kreditinstitut(e) an der Abwicklung beteiligt.

Der Vorstand soll jedoch ermichtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrates in bestimmten Fillen das

Bezugsrecht ausschlielen zu konnen:

(1) Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht fiir Spitzenbetrige
ausschlieBen konnen. Dieser Bezugsrechtsausschluss zielt darauf ab, die Abwicklung einer Emission
mit grundsitzlichem Bezugsrecht der Aktiondre zu erleichtern, weil dadurch ein technisch
durchfiihrbares Bezugsverhéltnis dargestellt werden kann. Der Wert der Spitzenbetrége ist je Aktiondr
in der Regel gering, deshalb ist der mogliche Verwiésserungseffekt ebenfalls als gering anzusehen.
Demgegeniiber ist der Aufwand der Emission ohne einen solchen Ausschluss deutlich hoher. Der
Ausschluss dient daher der Praktikabilitdt und der leichteren Durchfithrung einer Emission. Vorstand
und Aufsichtsrat halten den moglichen Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Griinden fiir sachlich

gerechtfertigt und unter Abwigung mit den Interessen der Aktiondre auch fiir angemessen.

(i1) Weiterhin soll der Vorstand erméchtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der
Aktiondre auszuschlieBen, um den Inhabern bzw. Glaubigern von Schuldverschreibungen ein
Bezugsrecht in dem Umfang einzurdumen, wie es ihnen nach Ausiibung ihrer Wandlungs- oder
Optionsrechte bzw. nach Erfiillung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustiinde. Dies bietet die
Maoglichkeit, anstelle einer ErmaBigung des Options- bzw. Wandlungspreises den Inhabern bzw.
Gldubigern von zu diesem Zeitpunkt bereits ausgegebenen oder noch auszugebenden
Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht als Verwisserungsschutz gewdhren zu konnen. Es entspricht

dem Marktstandard, Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwésserungsschutz auszustatten.

(iii) Der Vorstand soll weiterhin in entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit
§ 186 Abs.3 Satz4 AktG erméchtigt sein, bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen
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Barleistung dieses Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrates auszuschliefen, wenn der
Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Dies kann
zweckméBig sein, um giinstige Borsensituationen rasch wahrnehmen und eine Schuldverschreibung
schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu kdnnen. Da die Aktienmarkte
volatil sein konnen, héngt die Erzielung eines moglichst vorteilhaften Emissionsergebnisses in
verstiarktem MalBe oft davon ab, ob auf Marktentwicklungen kurzfristig reagiert werden kann. Giinstige,
moglichst marktnahe Konditionen kdnnen in der Regel nur festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft
an diese nicht fiir einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Bei Bezugsrechtsemissionen ist in
der Regel ein nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag erforderlich, um die Erfolgschancen der
Emission fiir den gesamten Angebotszeitraum sicherzustellen. Zwar gestattet Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 186 Abs.2 AktG eine Verdffentlichung des Bezugspreises (und damit bei
Options- und Wandelanleihen der Konditionen dieser Anleihe) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist.
Angesichts der Volatilitit der Aktienmairkte besteht aber auch dann ein Marktrisiko tiber mehrere Tage,
das zu Sicherheitsabschlidgen bei der Festlegung der Anleihekonditionen fiihrt. Auch wird bei der
Gewidhrung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit der Ausiibung (Bezugsverhalten) eine
alternative Platzierung bei Dritten erschwert bzw. wire mit zusitzlichem Aufwand verbunden.
SchlieBlich kann bei Einrdumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Lange der Bezugsfrist
nicht kurzfristig auf eine Verdnderung der Marktverhéltnisse reagieren, was eine fiir die Gesellschaft

ungiinstigere Kapitalbeschaffung erforderlich machen kann.

Die Interessen der Aktiondre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht
wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden diirfen. Der Marktwert ist nach anerkannten
finanzmathematischen Grundsitzen zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter
Beriicksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom Marktwert so gering
wie moglich halten. Damit wird der rechnerische Wert eines Bezugsrechts so gering sein, dass den

Aktiondren durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entsteht.

Eine marktgerechte Festsetzung der Konditionen und damit die Vermeidung einer nennenswerten
Wertverwisserung lassen sich auch dadurch erzielen, dass der Vorstand ein sogenanntes
Bookbuilding-Verfahren durchfiihrt. Bei diesem Verfahren werden die Investoren gebeten, auf der
Grundlage vorldufiger Anleihebedingungen Kaufantréige zu iibermitteln und dabei zum Beispiel den
fiir marktgerecht erachteten Zinssatz und/oder andere 6konomische Komponenten zu spezifizieren.
Nach Abschluss der Bookbuilding-Periode werden auf Grundlage der von den Investoren abgegebenen
Kaufantrige die bis dahin noch offenen Bedingungen (zum Beispiel der Zinssatz) marktgerecht nach
Angebot und Nachfrage festgelegt. Auf diese Weise wird der Gesamtwert der Schuldverschreibungen
marktnah bestimmt. Durch ein solches Bookbuilding-Verfahren kann der Vorstand sicherstellen, dass

keine nennenswerte Verwiasserung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss eintritt.

Die Aktiondre haben zudem die Moglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft zu
anndhernd gleichen Bedingungen durch einen Erwerb iiber die Borse aufrechtzuerhalten. Dadurch

werden ihre  Vermogensinteressen  angemessen  gewahrt. Die  Ermichtigung zum
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(iv)

Bezugsrechtsausschluss gemif3 Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur fiir Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien,
auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals
entfillt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausiibung dieser

Ermaéchtigung.

Auf die 10 %-Grenze ist die VerduBerung eigener Aktien anzurechnen, sofern sie wiahrend der Laufzeit
dieser Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemal Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner
sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die wihrend der Laufzeit dieser
Erméchtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts geméf Artikel 5 SE-VO
in Verbindung mit § 203 Abs. 2 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben
werden. Diese Anrechnung trigt dem Interesse der Aktiondre an einer moglichst geringen

Verwésserung ihrer Beteiligung Rechnung.

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sacheinlagen erfolgen, sofern dies im
Interesse der Gesellschaft liegt. In diesem Falle ist der Vorstand ermédchtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktiondre auszuschlieBen, sofern der Wert der Sacheinlage in
einem angemessenen Verhiltnis zu dem Marktwert der Schuldverschreibungen steht. Dies erdffnet die
Moglichkeit, Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfdllen auch als Gegenleistung bei
Akquisitionen einsetzen zu konnen (zum Beispiel im Zusammenhang mit dem Erwerb von
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermogenswerten). So hat sich in der Praxis
gezeigt, dass es in Verhandlungen vielfach notwendig ist, nicht Geld, sondern auch oder ausschlielich
andere Formen von Gegenleistungen anzubieten. Die Mboglichkeit, Schuldverschreibungen als
Gegenleistung anbieten zu konnen, starkt damit die Position der Gesellschaft im Wettbewerb um
interessante Akquisitionsobjekte und erhoht den Spielraum, um Gelegenheiten zum Erwerb von
Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Vermdgenswerten auch in groferem
Umfang liquidititsschonend ausnutzen zu konnen. Ein solches Vorgehen kann auch unter dem
Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Der Vorstand wird in jedem
Einzelfall sorgfiltig priifen, ob er von der Erméichtigung zur Begebung von Schuldverschreibungen
gegen Sacheinlage mit Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun,

wenn ein solches Vorgehen im Interesse der Gesellschaft und damit im Interesse der Aktionére liegt.
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Die in den vorstehenden Absétzen erlduterten Erméachtigungen zum Bezugsrechtsausschluss sind insgesamt auf
einen Betrag, der 10 % des Grundkapitals nicht iiberschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des
Wirksamwerdens dieser Erméchtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Erméchtigung, beschrinkt.
Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind eigene Aktien anzurechnen, die wiéhrend der Laufzeit dieser
Ermaichtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts verduflert wurden, sowie diejenigen Aktien, die wihrend der
Laufzeit dieser Erméichtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére
ausgegeben wurden. Durch diese Beschrankung wird eine moégliche Stimmrechtsverwisserung der vom
Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktiondre begrenzt. Bei Abwégung aller zuvor genannten Umsténde ist die
Erméchtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen

und im Interesse der Gesellschaft geboten.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder Optionsrechte bzw.
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden sollen, soll der Vorstand ermichtigt werden, mit
Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktiondre insgesamt auszuschliefen, wenn diese
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsdhnlich ausgestattet sind (das heif3t wenn sie keine
Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begriinden, keine Beteiligung am Liquidationserlds gewihren und die
Hohe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Hohe des Jahresiiberschusses, des Bilanzgewinns oder der
Dividende berechnet wird). Zudem ist erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen
fiir eine vergleichbare Mittelaufnahme entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfiillt sind,
resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile fiir die Aktionére, da die Genussrechte oder
Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begriinden und auch keinen Anteil am
Liquidationserldés oder am Gewinn der Gesellschaft gewdhren. Zwar kann vorgesehen werden, dass die
Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresiiberschusses, eines Bilanzgewinns oder einer Dividende abhingt.
Jedoch wire eine Regelung unzuldssig, wonach ein hoherer Jahresiiberschuss, ein hoherer Bilanzgewinn oder
eine hohere Dividende zu einer Erhéhung der Verzinsung fiihren wiirden. Daher werden durch die Ausgabe der
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen weder das Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionére an
der Gesellschaft und deren Gewinn verdndert oder verwéssert. Zudem ergibt sich infolge der marktgerechten
Ausgabebedingungen, die fiir diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, kein

nennenswerter Bezugsrechtswert.

Das vorgeschlagene bedingte Kapital dient dazu, Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder Wandlungs- oder
Optionspflichten auf Aktien der Gesellschaft aus Schuldverschreibungen zu erfiillen oder den Glaubigern bzw.
Inhabern von Schuldverschreibungen Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des jeweils falligen
Geldbetrags zu gewihren. Es ist zudem vorgesehen, dass die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw.
Wandlungs- oder Optionspflichten alternativ auch durch die Lieferung von eigenen Aktien oder von Aktien aus

genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden kénnen.

Sofern der Vorstand eine der vorstehenden Erméchtigungen zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen einer

Ausgabe von Schuldverschreibungen ausnutzt, wird er in der folgenden Hauptversammlung hieriiber berichten.
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Bericht des Vorstandes zu Tagesordnungspunkt 12 (Beschlussfassung iiber die Ermichtigung zum
Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung, einschlieBlich der Erméichtigung zur Einziehung
erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung, sowie Aufhebung der entsprechenden bestehenden

Ermiéchtigung)

Der Vorstand erstattet gemal Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit
§ 186 Abs.4 Satz2 AktG zu Tagesordnungspunkt 12 der Hauptversammlung iiber die Griinde fiir die
Ermichtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre bei der VerduBerung eigener Aktien den

folgenden Bericht:

Zu Tagesordnungspunkt 12 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand mit Zustimmung des
Aufsichtsrates zu ermédchtigen, bis zum 25. Mai 2026 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu
10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. — falls dieser Betrag geringer ist —

des zum Zeitpunkt der Ausiibung der Erméachtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben.

Mit dieser Erméchtigung soll die Moglichkeit von Aktienriickkdufen und der Verwendung eigener Aktien
geschaffen werden. Seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung am 30. Juni 2020 iiber die derzeit
bestehende Erméchtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien wurde von der Erméachtigung zum
Erwerb eigener Aktien kein, von der Erméchtigung zur Verwendung eigener Aktien teilweise Gebrauch
gemacht. Wegen des teilweisen Gebrauchmachens der Ermachtigung zur Verwendung eigener Aktien und der
Ausgabe neuer Aktien unter Bezugsrechtsausschluss soll der Hauptversammlung vorgeschlagen werden, der
Gesellschaft unter Authebung der verbliebenen Ermichtigung eine neue Erméchtigung zum Erwerb und zur
Verwendung eigener Aktien zu erteilen, welche auch dem hoheren Grundkapital in dem von der SE-VO in

Verbindung mit dem AktG zugelassenen Umfang Rechnung trégt.

Der Erwerb der eigenen Aktien kann iiber die Borse oder im Weg eines oOffentlichen Erwerbs- oder
Tauschangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktiondre gemaf
Artikel 9 Abs. 1 lit. ¢) (ii) SE-VO in Verbindung mit § 53a AktG zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb iiber
die Borse oder im Weg des offentlichen Erwerbs- oder Tauschangebots trigt dem Rechnung. Sofern bei einem
offentlichen Erwerbs- oder Tauschangebot die Anzahl der angedienten Aktien das von der Gesellschaft
vorgesehene Erwerbsvolumen iibersteigt, erfolgt der Erwerb bzw. Tausch quotal nach dem Verhéltnis der
angedienten Aktien je Aktionér. Dabei kann jedoch unabhéngig von den von dem Aktionér angedienten Aktien
ein bevorrechtigter Erwerb bzw. Tausch geringer Stiickzahlen bis zu einhundert (100) Aktien je Aktionér
vorgesehen werden. Aktien mit einem vom Aktionér festgelegten Andienungspreis, zu dem der Aktionér bereit
ist, die Aktien an die Gesellschaft zu verduBlern, und der hoher ist als der von der Gesellschaft festgelegte
Kaufpreis, werden bei dem Erwerb nicht beriicksichtigt; dies gilt entsprechend bei einem vom Aktionér
festgelegten Tauschverhiltnis, bei dem die Gesellschaft fiir Aktien der Gesellschaft mehr Tauschaktien als beim

von der Gesellschaft festgelegte Tauschverhiltnis liefern und iibertragen miisste.

a) Die vorgeschlagene Ermichtigung sieht vor, dass erworbene eigene Aktien ohne einen weiteren
Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden kdnnen oder aber iiber die Borse oder im Wege eines
offentlichen Angebots an alle Aktiondre wieder verduBlert werden kénnen. Die Einziehung der eigenen
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b)

Aktien fiithrt grundsétzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft. Der Vorstand wird aber
auch erméchtigt, die eigenen Aktien ohne Herabsetzung des Grundkapitals gemi Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG einzuziehen. Dadurch wiirde sich der Anteil der iibrigen Aktien
am Grundkapital gemif Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 8 Abs. 3 AktG (rechnerischer Nennbetrag)
anteilig erhohen. Bei den beiden vorgenannten Alternativen wird der aktienrechtliche

Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt.

AuBerdem soll es dem Vorstand (bzw. dem Aufsichtsrat, soweit Mitglieder des Vorstandes betroffen sind)
moglich sein, eigene Aktien im Zusammenhang mit verschiedenen Vergiitungs- oder Bonusprogrammen
zu verwenden. Die Vergiitungs- oder Bonusprogramme dienen der zielgerichteten Incentivierung der

Programmteilnehmer und sollen diese gleichzeitig an die Gesellschaft binden:

aa) Sie konnen Personen, die in einem Arbeitsverhiltnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr
verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie Organmitgliedern der Gesellschaft bzw.
von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen bzw. deren Investmentvehikeln, Inhabern
von Erwerbsrechten, insbesondere aus (von den Rechtsvorgidngerinnen der Gesellschaft)
ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von virtuellen Optionen, die von der Gesellschaft, den
Rechtsvorgingerinnen der Gesellschaft oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden
oder wurden, zum Erwerb angeboten und libertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionére soll

insoweit ausgeschlossen werden.

bb) Sie konnen Personen, die in einem Arbeitsverhdltnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr
verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von Zusagen im Zusammenhang mit
dem Arbeitsverhéltnis iibertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionédre soll insoweit

ausgeschlossen werden.

AuBlerdem soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates moglich sein, eigene Aktien gegen
Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschliissen oder zum (auch
mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen, als
Gegenleistung fiir von mit der Gesellschaft nicht verbundenen Dritten (insbesondere Dienstleistern)
erbrachte Leistungen sowie zum (auch mittelbaren) Erwerb von Vermdgensgegenstinden oder
Anspriichen auf den Erwerb von Vermogensgegenstinden, einschlieBlich Forderungen gegen die
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften anbieten und iibertragen zu kdnnen. Die vorbezeichneten
Aktien konnen dariiber hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von
gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unternehmen der Gesellschaft verwendet
werden. Das Bezugsrecht der Aktionére soll insoweit jeweils ausgeschlossen werden. Die vorgeschlagene
Erméchtigung soll die Gesellschaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stirken und ihr
ermoglichen, schnell, flexibel und liquiditétsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb zu
reagieren. Dem tragt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionidre Rechnung. Die
Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt
werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Gesellschaft und der Aktionére leiten

lasst. Bei der Bewertung der eigenen Aktien und der Gegenleistung hierfiir wird der Vorstand
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d)

sicherstellen, dass die Interessen der Aktionire angemessen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand
den Borsenkurs der Aktie der Gesellschaft beriicksichtigen; eine schematische Ankniipfung an einen
Borsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere damit einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch

Schwankungen des Borsenkurses nicht wieder in Frage gestellt werden konnen.

Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates auch gegen
Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionédre an Dritte verduBert werden kdnnen, sofern
der VerduBerungspreis je Aktie den Borsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der
VerauBerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Erméchtigung wird von der in Artikel 5 SE-VO
in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG zugelassenen Moglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht.
Dadurch wird der Vorstand in die Lage versetzt, schnell und flexibel die Chancen giinstiger
Borsensituationen zu nutzen und durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen mdglichst hohen
Wiederverkaufspreis zu erzielen und damit regelmaBig eine Stiarkung des Eigenkapitals zu erreichen oder
neue Investorenkreise zu erschlielen. Die Erméchtigung gilt mit der MaBigabe, dass die unter Ausschluss
des Bezugsrechts verduBerten Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht iiberschreiten diirfen, und
zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch — falls dieser Betrag geringer ist — zum Zeitpunkt
der Ausnutzung der Ermichtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die
wihrend der Laufzeit der WiederverduBerungserméchtigung in direkter oder entsprechender Anwendung
von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verdulB3ert wurden.
Hierunter fallen auch die Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen
oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten
ausgegeben wurden oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber
die Ausnutzung der Erméchtigung giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese
Schuldverschreibungen oder Genussrechte wihrend der Laufzeit dieser Erméichtigung bis zu diesem
Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Die Vermdgens- und Stimmrechtsinteressen der Aktiondre werden bei
diesem Weg der VerduBerung eigener Aktien angemessen gewahrt. Die Aktiondre haben grundsétzlich
die Moglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedingungen durch einen Kauf von Aktien

uber die Borse aufrechtzuerhalten.

AuBerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Bedienung von Erwerbspflichten oder
Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit Wandel- oder
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten verwenden konnen, die von der Gesellschaft oder einer ihrer
Konzerngesellschaften ausgegeben wurden. Hierzu muss das Bezugsrecht der Aktionére ausgeschlossen
sein. Dies gilt auch im Fall einer VerduBerung eigener Aktien durch offentliches Angebot an alle
Aktiondre fiir die Moglichkeit, den Glaubigern solcher Instrumente ebenfalls Bezugsrechte auf die Aktien
in dem Umfang zu gewéhren, wie es ihnen zustiinde, wenn die jeweiligen Wandlungs- oder Optionsrechte
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bereits ausgeiibt worden wéren (Verwasserungsschutz). Diese

Erméchtigung gilt mit der MaBgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts verwendeten Aktien
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insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht {iberschreiten diirfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung noch — falls dieser Betrag geringer ist — zum Zeitpunkt der Ausnutzung der
Ermichtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die wiahrend der Laufzeit der
Wiederverduflerungserméchtigung in direkter oder entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verduBert wurden. Hierunter fallen auch die
Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben wurden oder unter
Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die Ausnutzung der
Erméchtigung giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen oder
Genussrechte wiahrend der Laufzeit dieser Ermédchtigung bis zu diesem Zeitpunkt unter
Bezugsrechtsausschluss entsprechend Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

ausgegeben wurden.

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. b) bis e) erlduterten Erméchtigungen darf insgesamt ein anteiliger
Betrag in Hohe von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht iiberschritten werden, und zwar weder im
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung iiber die vorstehenden Erméchtigungen noch — wenn
dieser Betrag geringer ist — im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Erméchtigungen. Auf diese 10 %-Grenze sind
diejenigen Aktien anzurechnen, die wihrend der Laufzeit der unter lit. b) bis e) erlduterten Ermachtigungen aus
genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre ausgegeben wurden. Ebenfalls
anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen (einschlieBlich Genussrechten) mit
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente)
ausgegeben wurden bzw. unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes iiber die
Ausnutzung der Erméchtigung giiltigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen
bzw. Genussrechte wihrend der Laufzeit der vorstehend unter lit. b) bis e) enthaltenen Erméachtigungen unter

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktiondre ausgegeben wurden.

Der Vorstand wird in den ndchsten Hauptversammlungen jeweils nach Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71

Abs. 3 Satz 1 AktG iiber eine etwaige Ausnutzung dieser Erméachtigung berichten.

Bericht des Vorstands iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/I1 unter Ausschluss des
Bezugsrechts im Zusammenhang mit der Ausiibung von Call-Optionen durch Mitglieder des Vorstands

der Gesellschaft

Nach § 4 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft war der Vorstand im Zeitpunkt der Hauptversammlung vom
30. Juni 2020 und danach erméchtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 10. Oktober 2022 mit Zustimmung
des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu EUR 9.516.375,00 durch Ausgabe von bis zu 9.516.375 neuen, auf den
Inhaber lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhdhen
(,,Genehmigtes Kapital 2017/11°). Dabei war das Bezugsrecht der Aktionére nach § 4 Abs. 3 Satz 2 der Satzung
ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital 2017/11 diente der Erfiillung von Erwerbsrechten (Optionsrechten), die
von der Gesellschaft (oder einer ihrer Rechtsvorgidnger) vor der Umwandlung der Gesellschaft in eine
Aktiengesellschaft an gegenwirtige und/oder ehemalige Geschéftsfiihrer bzw. Vorstinde, Mitarbeiter und

Unterstiitzer der Gesellschaft und ihrer direkten und indirekten Tochtergesellschaften und an Dienstleister oder
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Geschiéftspartner der Gesellschaft oder ihrer direkten und indirekten Tochtergesellschaften (bzw. deren
jeweiligen Investitionsvehikeln) im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis einschlieBlich 1. November 2015 gewéhrt
wurden. Der Ausgabebetrag der neuen Aktien musste mindestens EUR 1,00 betragen und konnte durch Bar-

und/oder Sacheinlage, einschlie8lich Forderungen gegen die Gesellschaft, erbracht werden.

Unter anderem von der HelloFresh GmbH, Berlin, einer Rechtsvorgéngerin der Gesellschaft, wurden unter
anderem bestimmten Geschiftsfithrern, Mitarbeitern und Forderern (bzw. deren jeweiligen Investmentvehikeln)
Optionsrechte (Call Optionen) zum Erwerb von Geschéftsanteilen eingerdumt. Diese Erwerbsrechte richteten
bzw. richten sich mittlerweile auf den Erwerb von Aktien an der Gesellschaft. Das Genehmigte Kapital 2017/11
wurde zur Bedienung u. a. der Verpflichtungen gegeniiber diesen Begiinstigten geschaffen, wobei das

Bezugsrecht der Aktionédre im Beschluss der Hauptversammlung ausgeschlossen wurde.

Im August 2020 iibten zwei (2) Mitglieder des Vorstandes der HelloFresh SE insgesamt 7.614.128 Call-
Optionen aus. Um das Erwerbsrecht der beiden Vorstandsmitglieder in dieser Hohe zu bedienen, wurde das
Grundkapital der Gesellschaft durch Beschluss des Vorstands vom 12. August 2020 und Beschluss des
Aufsichtsrats vom 12. August 2020 unter teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/I1 durch
Ausgabe von 7.614.128 Aktien um EUR 7.614.128,00 auf EUR 173.609.500,00 erhoht. Dabei war das
Bezugsrecht der Aktionére ausgeschlossen. Die Erhdhung des Grundkapitals wurde am 12. August 2020 in das

Handelsregister eingetragen.

Durch die Ausgabe der Aktien an die Begiinstigten, die ihre Optionsrechte ausgeiibt hatten, kam die Gesellschaft
ihren Verpflichtungen gegeniiber diesen Begiinstigten nach. Von den 7.614.128 neuen Aktien wurden 7.614.128
Aktien zum Ausgabebetrag von EUR 1,00 je Aktie ausgegeben. Die Aktien wurden teilweise gegen gemischte
Bar- und Sacheinlage, teilweise gegen Bareinlage ausgegeben, wobei die Sacheinlagen jeweils aus félligen

Geldforderungen gegen die Gesellschaft bestanden.

Aus den vorstehenden Erwédgungen war der unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten Kapitals 2017/11

erfolgte Bezugsrechtsausschluss im Rahmen der Kapitalerhohung insgesamt sachlich gerechtfertigt.

Bei der Durchfiihrung der Kapitalerh6hung wurden die gesetzlichen und satzungsméifBigen Voraussetzungen

eingehalten.

Bericht des Vorstandes iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/ unter Ausschluss des
Bezugsrechts im Zusammenhang mit der Bedienung von félligen virtuellen Restricted Stock Units und
Call-Optionen, die durch ein aktives Vorstandsmitglied und aktive und ehemalige Mitarbeiter der

HelloFresh-Gruppe ausgeiibt wurden

Nach § 4 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft war der Vorstand im Zeitpunkt der Hauptversammlung vom 30.
Juni 2020 und danach erméchtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 10. Oktober 2022 mit
Zustimmung des Aufsichtsrates um bis zu insgesamt EUR 51.181.381,00 durch Ausgabe von bis zu 51.181.381
neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu

erhohen (,,Genehmigtes Kapital 2017/1%).
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Ferner war der Vorstand erméchtigt, das Bezugsrecht der Aktiondre mit Zustimmung des Aufsichtsrates fiir eine
oder mehrere Kapitalerhohungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2017/ auszuschlieBen, u.a. bei einer
Kapitalerhohung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Borsenpreis der bereits
borsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Diese Erméchtigung galt jedoch nur mit
der Maligabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemdf3 Artikel 5 SE-VO in
Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt
die Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des
Genehmigten Kapitals 2017/1 noch — falls dieser Betrag geringer ist — zum Zeitpunkt der Ausiibung des
Genehmigten Kapitals 2017/1 {iberschreiten durfte. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals war der
anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfiel, die wéihrend der Laufzeit des
Genehmigten Kapitals 2017/I aufgrund einer Erméchtigung zur VerduBerung eigener Aktien gemal Artikel 5
SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss
eines Bezugsrechts verdauflert wurden; (b) der auf Aktien entfiel, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in
Erfillung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen
dieser Instrumente) (zusammen ,,Schuldverschreibungen®) ausgegeben wurden, sofern die entsprechenden
Schuldverschreibungen wihrend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2017/1 in entsprechender Anwendung
des Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der
Aktiondre ausgegeben wurden; sowie (c) der auf Aktien entfiel, die wahrend der Laufzeit des Genehmigten
Kapitals 2017/I auf der Grundlage anderer Kapitalma3nahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionére
in entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben

wurden.

Im August 2020 iibten vier (4) Begiinstigte (ein aktives Vorstandsmitglied und aktive und ehemalige Mitarbeiter
der HelloFresh-Gruppe) insgesamt 126.502 Call-Optionen (wie nachstehend definiert) aus. Diese Call-Optionen
(wie nachstehend definiert) wurden den Berechtigten von der Rechtsvorgiangerin der Gesellschaft bzw. von auf
die Rechtsvorgingerin verschmolzenen ehemaligen Tochterunternechmen vor dem Borsengang der Gesellschaft
gewihrt. Die Optionen berechtigen die Begiinstigten bei Ausiibung insbesondere zum Erwerb von Aktien an der

Gesellschaft zu einem festgelegten Ausiibungspreis (die ,,Call-Optionen®).

Zudem wurden bestimmten aktiven und fritheren Vorstinden, Geschéftsfiihrern und Mitarbeitern der
HelloFresh-Gruppe virtuelle Restricted Stock Units unter dem Restricted Stock Unit Programm der Gesellschaft
(,RSUP 2018%) gewahrt. Nach dem RSUP 2018 ist die Gesellschaft bzw. die betreffende Tochtergesellschaft
der Gesellschaft verpflichtet, pro félliger virtueller Restricted Stock Unit einen Geldbetrag in Hohe des
durchschnittlichen Xetra-Schlusskurses der letzten zehn Handelstage nach der Verdffentlichung des relevanten
Halbjahres- oder Jahresabschlusses an den jeweiligen RSU-Berechtigten zu zahlen. Insgesamt hatten 48
Berechtigte im Rahmen des RSUP 2018 Anspriiche auf Zahlung eines Gesamtbetrags von EUR 5.436.925,74
gegen die Gesellschaft bzw. die betreffende Tochtergesellschaft.

Die Gesellschaft beschloss im Einvernehmen mit den Inhabern der Call-Optionen, die betroffenen

Erwerbsrechte der Inhaber der Call-Optionen anstelle einer Lieferung von Aktien der Gesellschaft mit den
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Erlosen eines organisierten Verkaufsprozesses beziiglich neu auszugebender Aktien der Gesellschaft und die
Zahlungsanspriiche der RSU-Berechtigten ebenfalls mit den Erldsen eines organisierten Verkaufsprozesses
beziiglich neu auszugebender Aktien der Gesellschaft (der ,,Organisierte Prozess®) zu bedienen. Um die fiir den
Organisierten Prozess erforderlichen Aktien zu schaffen, wurde das Grundkapital der Gesellschaft durch
Beschluss des Vorstandes vom 25. August 2020 mit Zustimmung des Aufsichtsrates vom selben Tag unter
teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/ durch Ausgabe von 254.914 Aktien um EUR
254.914,00 auf EUR 173.864.414,00 erhoht. Dabei wurde das Bezugsrecht der Aktiondre ausgeschlossen. Die
Erhohung des Grundkapitals wurde am 26. August 2020 in das Handelsregister eingetragen.

Diese Kapitalerhohung um insgesamt EUR 254.914,00 diente der Erfiillung filliger Anspriiche im

Zusammenhang mit der Ausiibung von Call-Optionen bzw. falliger virtueller Restricted Stock Units.

Diese Kapitalerhdhung fithrte zu einer Erhdhung des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigtem
Kapitals 2017/1 bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft um 0,2 %. Gegeniiber dem zum Zeitpunkt der
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/1 bestehenden Grundkapitals war die Erhéhung aufgrund der seit
dem Wirksamwerden der Erméchtigung durchgefiihrten Kapitalerhohungen geringer. Damit wurde die im
Genehmigten Kapital 2017/ vorgesehene Begrenzung des Umfangs der Kapitalerh6hung unter Ausschluss des
Bezugsrechts gegen Bareinlagen (einschlieSlich in anderen Berichten dargestellter, anzurechnender

Aktienausgaben, -verduBBerungen oder -iibertragungen) auf 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft eingehalten.

Die Aktien wurden jeweils mit einem Abschlag von 3,0 % (bzw. 2,0 % fiir die zur Bedienung von
Zahlungsanspriichen aus dem RSUP 2018 ausgegebenen neuen Aktien) gegeniiber dem Xetra-Schlusskurs am
Tag des Beschlusses iiber die Aktienausgabe ausgegeben. Im Einklang mit der Gesetzesbegriindung zu § 186

Abs. 3 Satz 4 AktG wurde somit der Borsenkurs nicht wesentlich unterschritten.

Aus den vorstehenden Erwdgungen war der unter Beachtung der Vorgaben des Genehmigten Kapitals 2017/1
bei dessen Ausnutzung vorgenommene Bezugsrechtsausschluss im Rahmen der Kapitalerhdhung insgesamt

sachlich gerechtfertigt und wurden die gesetzlichen und satzungsméaBigen Voraussetzungen eingehalten.

Bericht des Vorstandes iiber die Ausnutzung der Erméichtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu deren

Verwendung unter Ausschluss des Bezugsrechts

Aufgrund des Beschlusses der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 war der Vorstand erméchtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 29. Juni 2025 unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
(Artikel 9 Abs. 1 lit. ¢) (ii) SE-VO in Verbindung mit § 53a AktG) eigene Aktien der Gesellschaft bis zu
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder — falls dieser Wert geringer ist — des zum
Zeitpunkt der Ausiibung der Ermichtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Der
Vorstand war ferner erméchtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen eigenen Aktien sowie die aufgrund
der vorstehenden Ermichtigung erworbenen eigenen Aktien neben einer VerduBerung iiber die Borse oder
mittels eines Angebots an alle Aktionére auch unter anderem in folgender Weise zu verwenden: (i) Die eigenen
Aktien konnen Personen, die in einem Arbeitsverhdltnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen

Unternehmen stehen oder standen, sowie Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft

71-



III.

verbundenen Unternehmen bzw. deren Investmentvehikeln, Inhabern von Erwerbsrechten insbesondere aus (von
den Rechtsvorgédngerinnen der Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen oder Inhabern von virtuellen
Optionen, die von der Gesellschaft, den Rechtsvorgéngerinnen der Gesellschaft oder deren
Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder wurden, zum Erwerb angeboten und iibertragen werden. (ii) Die
eigenen Aktien konnen ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrates gegen Barzahlung an Dritte verdufert werden,
wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft verduflert werden, den Borsenpreis einer Aktie der
Gesellschaft zum VerduBerungszeitpunkt nicht wesentlich unterschreitet (Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). In den Fallen (i) und (ii) wurde das Bezugsrecht der Aktionére insoweit jeweils von

der Hauptversammlung ausgeschlossen.

Bisher wurden von der Gesellschaft im Rahmen dieser Erméachtigung der Hauptversammlung vom 30. Juni 2020
keine eigenen Aktien erworben. Es wurden jedoch seit dem 30. Juni 2020 insgesamt 43.900 bereits von der

Gesellschaft gehaltene eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts in folgender Weise verwendet:

6))] am 18. Miarz 2021 wurde beschlossen, 7.800 eigene Aktien an einen Inhaber von Call-Optionen

auszugeben;

(i)  am22. Dezember 2020 wurden 36.100 eigene Aktien im Rahmen der Ausiibung von Mitarbeiteroptionen
(Call-Optionen) in einem organisierten Prozess an Dritte verkauft. Mit den hierdurch erzielten Erlésen
wurden die Anspriiche der Mitarbeiter aus den Mitarbeiteroptionen (Call-Optionen) in bar erfiillt. Die
Aktien wurden mit einem Abschlag von 3,0 % gegeniiber dem Xetra-Schlusskurs am Tag des
Beschlusses liber die Verwendung der eigenen Aktien verduBert. Der Borsenkurs wurde somit im
Einklang mit der Erméchtigung der Hauptversammlung vom 30.Juni 2020 nicht wesentlich

unterschritten.

Aus den vorstehenden Erwédgungen war der jeweils unter Beachtung der Vorgaben der Ermichtigung der
Hauptversammlung vom 30. Juni 2020 vorgenommene Bezugsrechtsausschluss bei der Verwendung eigener

Aktien insgesamt sachlich gerechtfertigt.

Weitere Angaben zur Einberufung

Die fiir Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland maB3geblichen Vorschriften, insbesondere des HGB und
des AktG, finden auf die HelloFresh SE aufgrund der Verweisungsnormen der Artikel 5, Artikel 9 Abs. 1
lit. ¢) ii), Artikel 53 sowie Artikel 61 der SE-VO Anwendung, soweit sich aus speziellen Vorschriften der SE-
VO nichts anderes ergibt.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung betrdgt das Grundkapital der Gesellschaft
EUR 173.864.414,00 und ist eingeteilt in 173.864.414 Stiickaktien. Jede Stiickaktie gewéhrt in der ordentlichen
Hauptversammlung grundsitzlich eine Stimme. Die Gesellschaft hilt zum Zeitpunkt der Einberufung jedoch
selbst oder durch fiir sie handelnde Dritte 298.951 eigene Aktien. Die Gesamtzahl der stimmberechtigten Aktien
im Zeitpunkt der Einberufung betrdgt somit 173.565.463.
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Durchfiihrung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Prisenz der

Aktionire oder ihrer Bevollmichtigten

Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung des Aufsichtsrates beschlossen, die ordentliche
Hauptversammlung der Gesellschaft im Geschéftsjahr 2021 als virtuelle Hauptversammlung ohne physische
Priasenz der Aktionidre der Gesellschaft oder ihrer Bevollméchtigten abzuhalten. Dieser Beschluss erfolgte auf

Grundlage des COVID-19-Abmilderungsgesetzes.

Eine physische Prasenz der Aktionére oder ihrer Bevollméchtigten in der Hauptversammlung ist ausgeschlossen.

Die Aktiondre haben die Moglichkeit, selbst oder durch Bevollmédchtigte ihr Stimmrecht schriftlich oder im
Wege elektronischer Kommunikation sowie ihr Fragerecht und ihr Widerspruchsrecht im Wege elektronischer
Kommunikation auszuiiben. Sie konnen die gesamte Hauptversammlung im Wege der Bild- und
Toniibertragung auf der dafiir von der Gesellschaft bereitgestellten passwortgeschiitzten Internetseite (das

,,Online-Portal“) unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

verfolgen.

Wir bitten die Aktioniire in diesem Jahr um besondere Beachtung der nachstehenden Hinweise zur
Anmeldung zur Hauptversammlung, zur Ausiibung des Stimmrechts und des Fragerechts sowie zu

weiteren Aktionirsrechten.

Voraussetzungen fiir die Ausiibung des Stimmrechts und des Fragerechts

Zur Ausiibung des Fragerechts im Zusammenhang mit der virtuellen Hauptversammlung (siehe unten), zur
Ausiibung des Stimmrechts per Briefwahl sowie zur Vollmachterteilung sind nur diejenigen Aktiondre

berechtigt, die sich rechtzeitig angemeldet haben.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft daher spétestens am Mittwoch, den 19. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ,

unter einer der nachstehenden Adressen

HelloFresh SE

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

zugegangen sein, und die Inhaberaktiondre miissen der Gesellschaft gegeniiber den besonderen Nachweis des
Anteilsbesitzes erbracht haben, dass sie zu Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, also am Mittwoch,
den 5. Mai 2021, 00:00 Uhr MESZ (Nachweisstichtag), Aktionar der Gesellschaft waren. Es wird darauf

hingewiesen, dass in den Mitteilungen nach § 125 AktG, welche in Form und Inhalt gemiB der
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Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212 der Kommission vom 3. September 2018 zur Festlegung von
Mindestanforderungen zur Umsetzung der Bestimmungen der Richtlinie 2007/36/EG des Européischen
Parlaments und des Rates in Bezug auf die Identifizierung der Aktionére, die Informationstibermittlung und die
Erleichterung der Ausilibung der Aktiondrsrechte aufzustellen sind, in Feld C5 der Tabelle 3 des Anhangs dieser
Durchfiihrungsverordnung ein Aufzeichnungsdatum anzugeben ist. Dieses Aufzeichnungsdatum (im
vorliegenden Fall: 04. Mai 2021; 22:00 Uhr UTC (koordinierte Weltzeit)) ist nicht identisch mit dem nach § 123
Abs. 4 AktG zu benennenden Nachweisstichtag (im vorliegenden Fall den 5. Mai 2021, 0:00 Uhr (MESZ)). Die
Gesellschaft folgt hier einer Empfehlung des Umsetzungsleitfadens des Bundesverbandes Deutscher Banken zur
Aktionérsrechterichtlinie II/ARUG II fiir den deutschen Markt. Fiir den Nachweis des Anteilsbesitzes ist ein
durch das depotfithrende Institut erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes zu erbringen; hierzu reicht

in jedem Fall ein Nachweis geméB § 67c Abs. 3 AktG aus.

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse spitestens am
Mittwoch, den 19. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ, zugehen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes
bediirfen der Textform (§ 126b des Biirgerlichen Gesetzbuchs (nachfolgend ,,BGB*)) und miissen in deutscher

oder englischer Sprache erfolgen.

Nach ordnungsgeméfer Anmeldung werden Stimmrechtskarten fiir die Hauptversammlung inklusive der
Zugangsdaten fiir das passwortgeschiitzte Online-Portal von der Gesellschaft iibersandt. Um einen rechtzeitigen
Erhalt der Stimmrechtskarte zu gewéhrleisten, werden Aktiondre gebeten, friihzeitig fiir die Anmeldung und die

Ubersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen.
Unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv

wird die Gesellschaft ab Mittwoch, den 5. Mai 2021, ein Online-Portal unterhalten. Uber das Online-Portal
konnen die ordnungsgemdlB angemeldeten Aktiondre sowie deren Bevollméchtigte unter anderem ihr
Stimmrecht ausiiben, Vollmachten erteilen und Fragen ecinreichen. Um das Online-Portal nutzen zu kénnen,
miissen Aktiondre sich mit dem Zugangscode einloggen, den sie mit ihrer Stimmrechtskarte erhalten. Die
verschiedenen Moglichkeiten zur Ausiibung der Aktiondrsrechte erscheinen dann in Form von Schaltflachen

und Meniis auf der Benutzeroberfliache des Online-Portals.
Bedeutung des Nachweisstichtags

Im Verhiltnis zur Gesellschaft gilt fiir die Auslibung des Stimmrechts als Aktionédr nur, wer den besonderen
Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Der Umfang des Stimmrechts bemisst sich dabei ausschlieBlich nach
dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre fiir die VerduBerbarkeit
des Anteilsbesitzes einher. Auch im Falle der vollstindigen oder teilweisen Verduflerung des Anteilsbesitzes
nach dem Nachweisstichtag ist fiir den Umfang des Stimmrechts ausschlieBlich der Anteilsbesitz des Aktionérs
zum Nachweisstichtag mafigeblich (das heifit VerduBerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben

keine Auswirkungen auf den Umfang des Stimmrechts). Entsprechendes gilt fiir Erwerbe und Zuerwerbe von
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Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst
danach Aktionédr werden, sind fiir die von ihnen gehaltenen Aktien nur stimmberechtigt, wenn und soweit sie

sich von dem am Nachweisstichtag Berechtigten bevollméichtigen oder zur Rechtsausiibung erméchtigen lassen.

Verfahren fiir die Stimmabgabe durch die Aktionére

Aktiondre konnen ihr Stimmrecht nur im Wege der Briefwahl und zwar entweder per Post, im Wege
elektronischer Kommunikation per E-Mail oder durch Nutzung des Online-Portals sowie durch
Vollmachterteilung ausiiben. Zur Ausiibung des Stimmrechts der Aktiondre im Wege der Briefwahl sowie zur
Vollmachterteilung sind nur diejenigen Aktiondre berechtigt, die spitestens am Mittwoch, den 19. Mai 2021,
24:00 Uhr MESZ, ordnungsgemif angemeldet sind und den Nachweis des Anteilsbesitzes (wie oben angegeben)
ordnungsgemaf erbracht haben. Fiir die ausgeiibten Stimmrechte ist der zum Nachweisstichtag nachgewiesene

Aktienbestand maBgeblich.

Vorbehaltlich der Stimmabgabe im Online-Portal kann die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl in Textform
(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache per Post oder im Wege elektronischer Kommunikation (per

E-Mail) unter einer der folgenden Adressen

HelloFresh SE

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

erfolgen. Fiir die Ausiibung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl steht den Aktiondren das auf der
Stimmrechtskarte befindliche Briefwahlformular zur Verfiigung. Ein Briefwahlformular kann zudem auf der

Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

heruntergeladen werden.

Auf diese Weise abgegebene Briefwahlstimmen miissen der Gesellschaft spétestens bis Dienstag, den 25. Mai
2021, 24.00 Uhr MESZ, zugehen. Bis zu diesem Datum konnen bereits abgegebene Briefwahlstimmen auch in

der vorgenannten Weise gedndert oder widerrufen werden.

Die Abgabe von Stimmen per Briefwahl kann ab Mittwoch, dem 5. Mai 2021, auch unter Nutzung des

passwortgeschiitzten Online-Portals auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv
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erfolgen. Hierfiir ist im Online-Portal die Schaltfliche ,,Briefwahl“ vorgesehen. Auf diesem Wege konnen die
Abgabe, die Anderung und der Widerruf von Briefwahlstimmen noch wihrend der Hauptversammlung und zwar
bis unmittelbar vor der ausdriicklichen SchlieBung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter erfolgen.
Bei mehrfach eingehenden Erklarungen hat die zuletzt eingegangene Stimmabgabe Vorrang. Gehen auf
unterschiedlichen Ubermittlungswegen voneinander abweichende Erklirungen ein und ist nicht erkennbar,
welche Erkldrungen zuletzt eingegangen sind, werden die per E-Mail eingegangenen Erklarungen

beriicksichtigt, soweit nicht eine Stimmabgabe im Online-Portal erfolgt.

Die Abgabe von Stimmen per Briefwahl ist auf die Abstimmung iiber die in der Einberufung zur
Hauptversammlung bekanntgemachten Beschlussvorschlidge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat und auf mit
einer etwaigen Ergdnzung der Tagesordnung gemif Artikel 56 Satz 3 SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2

SE-Ausfiihrungsgesetzes bekanntgemachte Beschlussvorschlige von Aktionédren beschriankt.
Verfahren fiir die Stimmabgabe durch einen Bevollméchtigten

Aktionire konnen ihr Stimmrecht nach entsprechender Vollmachterteilung auch durch einen Bevollméchtigten,
beispielsweise einen Intermedidr, eine Aktiondrsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine Person, die
sich geschéftsmaBig gegeniiber Aktiondren zur Ausiibung des Stimmrechts in der Hauptversammlung erbietet
(,,geschiftsmifig Handelnder), ausiiben lassen. Auch im Falle der Vertretung eines Aktiondrs sind die
fristgerechte Anmeldung des Aktiondrs und der rechtzeitige Nachweis des Anteilsbesitzes wie vorstehend

beschrieben erforderlich.

Auch Bevollmichtige konnen nicht selbst physisch an der Hauptversammlung teilnehmen, sondern sind auf die
Ausiibung des Stimmrechts wie unter Ziffer II1.5 dieser Einberufung beschrieben beschrénkt. Sie miissen ihre
Stimmen daher wie vorstechend fiir die Aktiondre selbst beschrieben per Briefwahl oder durch
Stimmrechtsuntervollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausiiben. Im Hinblick
auf die Ausiibung des Frage- und Widerspruchsrechts finden Ziffer I11.8.d) bzw. Ziffer I11.10 dieser Einberufung

fiir Bevollmachtigte von Aktiondren gleichermal3en Anwendung.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmichtigung gegeniiber der Gesellschaft
bediirfen der Textform (§ 126b BGB), wenn weder ein Intermediér noch nach Artikel 53 SE-VO in Verbindung
mit § 135 Abs. 8 AktG eine Aktiondrsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder ein geschiaftsméfig Handelnder

zur Ausiibung des Stimmrechts bevollméachtigt wird.

Wird eine Vollmacht zur Stimmrechtsausiibung an einen Intermediér, eine Aktiondrsvereinigung, einen
Stimmrechtsberater oder einen geschiftsmiBig Handelnden erteilt, besteht kein Textformerfordernis; jedoch ist
die Vollmachterkldrung vom Bevollméchtigten nachpriifbar festzuhalten. Sie muss zudem vollstéandig sein und
darf nur mit der Stimmrechtsausiibung verbundene Erklarungen enthalten. Aktionére, die einen Intermediér, eine
Aktiondrsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder einen geschiftsmédfig Handelnden bevollméichtigen
wollen, werden gebeten, sich mit dem Vollmachtnehmer iiber die Form der Vollmacht abzustimmen. Auch diese
Personen konnen sich unter Einhaltung der genannten Fristen der Ausiibung des Stimmrechts durch Briefwahl,

wie unter Ziffer I11.5 dieser Einberufung beschrieben oder Untervollmacht bedienen.
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Bevollmichtigt der Aktiondr mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft einen oder mehrere dieser

Bevollmichtigten zurtickweisen.

Aktionire, die einen Vertreter bevollméichtigen mochten, werden gebeten, zur Erteilung der Vollmacht das
Formular zu verwenden, welches die Gesellschaft hierfiir bereithélt. Ein Vollmachtformular befindet sich auch
auf der Stimmrechtskarte, die dem Aktiondr nach erfolgreicher Anmeldung {ibersandt wird. Zusétzlich wird ein

Formular fiir die Erteilung einer Vollmacht auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

zum Download bereitgehalten.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmichtigung miissen der Gesellschaft in
Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache spétestens bis Dienstag, den 25. Mai 2021,
24.00 Uhr MESZ, per Post oder im Wege der elektronischen Kommunikation (per E-Mail) unter einer der

folgenden Adressen zugehen:

HelloFresh SE

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Ein Bevollméchtigter kann die Hauptversammlung iiber das Online-Portal nur verfolgen, wenn er vom
Vollmachtgeber den mit der Stimmrechtskarte versendeten Zugangscode erhélt. Intermedidren,
Aktionérsvereinigungen, Stimmrechtsberatern oder geschiftsmédfig Handelnden, die eine Mehrzahl von
Aktiondren vertreten, wird empfohlen sich im Vorfeld der Hauptversammlung hinsichtlich der Ausiibung des

Stimmrechts mit der Gesellschaft unter der oben genannten Kontaktadresse in Verbindung zu setzen.

Verfahren fiir die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft

Dariiber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktiondren an, von der Gesellschaft benannte Personen als
weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu bevollmédchtigen. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet,
weisungsgemil abzustimmen; sie konnen die Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausiiben. Dabei ist zu
beachten, dass die Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht nur zu denjenigen Punkten der Tagesordnung ausiiben
konnen, zu denen Aktiondre eindeutige Weisung erteilen und dass die Stimmrechtsvertreter weder im Vorfeld
noch wihrend der Hauptversammlung Weisungen zu Verfahrensantrigen entgegennehmen. Ebenso wenig
nehmen die Stimmrechtsvertreter Weisungen zu Wortmeldungen, zur Einlegung von Widerspriichen gegen

Hauptversammlungsbeschliisse oder zum Stellen von Fragen oder Antragen entgegen.
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Die Erteilung einer solchen Vollmacht mit Weisungen an die Stimmrechtsvertreter ist im Vorfeld der
Hauptversammlung mittels des Vollmacht- und Weisungsformulars mdglich, das die ordnungsgemal
angemeldeten Aktiondre auf der Stimmrechtskarte zur Hauptversammlung erhalten. Ein entsprechendes

Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv
zum Download bereit.

Die Erteilung, die Anderung und der Widerruf von Stimmrechtsvollmachten und Weisungen an die von der
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter miissen der Gesellschaft in Textform (§ 126b BGB) in deutscher
oder englischer Sprache spétestens am Dienstag, den 25. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ, per Post oder im Wege

der elektronischen Kommunikation (per E-Mail) unter einer der folgenden Adressen zugehen:

HelloFresh SE

c/o Link Market Services GmbH
Landshuter Allee 10

80637 Miinchen

Deutschland

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de

Die Erteilung, die Anderung und der Widerruf von Stimmrechtsvollmachten und Weisungen an die
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft konnen ab Mittwoch, den 5. Mai 2021, auch unter Nutzung des

passwortgeschiitzten Online-Portals auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv

erfolgen. Hierfiir ist im Online-Portal die Schaltfliche ,,Vollmacht und Weisungen* vorgesehen. : Auf diesem
Wege konnen die Erteilung, die Anderung und der Widerruf von Stimmrechtsvollmachten und Weisungen an
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft noch wihrend der Hauptversammlung, und zwar bis unmittelbar vor

der ausdriicklichen SchlieSung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter erfolgen.
Weitere Rechte der Aktionére

a) Antrige von Aktioniren auf Erginzung der Tagesordnung gemifl Artikel 56 SE-VO in
Verbindung mit § 50 Abs. 2 SE-Ausfiihrungsgesetzes, § 122 Abs. 2 AktG

GemiB Artikel 56 Satz 3 SE-VO in Verbindung mit § 50 Abs. 2 SE-Ausfithrungsgesetz und § 122 Abs.
2 AktG konnen ein oder mehrere Aktionére, deren Anteile zusammen fiinf Prozent des Grundkapitals
oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, verlangen,
dass Gegenstinde auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand

muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen.
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b)

Ein solches Ergénzungsverlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft
mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmdglicher Zugangstermin ist also Sonntag, der
25. April 2021, 24:00 Uhr MESZ. Spiter zugegangene Erginzungsverlangen werden nicht
berticksichtigt.

Etwaige Ergidnzungsverlangen konnen an nachfolgende Adresse gerichtet werden:

HelloFresh SE

— Vorstand —
Saarbriicker Strafie 37a
10405 Berlin

Bekanntzumachende Ergénzungen der Tagesordnung werden — soweit sie nicht bereits mit der
Einberufung bekanntgemacht werden — unverziiglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger
bekanntgemacht und solchen Medien zur Verdffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen
werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europdischen Union verbreiten. Sie werden

auBerdem unverziiglich auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

bekanntgemacht und den Aktionéren nach Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 125Abs. 1 Satz 3 AktG
mitgeteilt.

Gegenantrige von Aktiondren gemill Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 126Abs. 1 AktG in
Verbindung mit Artikel 2 § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Abmilderungsgesetz

Jeder Aktiondr hat das Recht, einen Gegenantrag gegen die Vorschlige von Vorstand und/oder

Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung zu stellen.

Gegenantrége, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen Adresse mindestens 14 Tage vor
der Hauptversammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht
mitzurechnen sind, also spétestens am Dienstag, den 11. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ, zugegangen sind,
werden einschlieBlich des Namens des Aktiondrs sowie einer etwaigen Begriindung und/oder

Stellungnahme der Verwaltung unverziiglich tiber die Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

zugénglich gemacht (vgl. Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 126 Abs. 1 Satz 3 AktG).

In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Griinde, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und dessen etwaige
Begriindung nicht {iber die Internetseite zugénglich gemacht werden miissen. Diese Griinde sind auf der

Internetseite der Gesellschaft unter
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beschrieben. Eine etwaige Begriindung braucht insbesondere dann nicht zugénglich gemacht zu werden,

wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen betrégt.

Fiir die Ubermittlung von Gegenantriigen nebst etwaiger Begriindung sind ausschlieBlich folgende

Adressen mafigeblich:

HelloFresh SE

— Rechtsabteilung —
Saarbriicker Strafle 37a
10405 Berlin

E-Mail: cr@hellofresh.com

Anderweitig adressierte Gegenantridge werden nicht zugénglich gemacht. Aktioniare werden gebeten, ihre
im Zeitpunkt der Ubersendung des Gegenantrags bestehende Aktionirseigenschaft nachzuweisen.

Wihrend der virtuellen Hauptversammlung kdnnen keine Gegenantrige gestellt werden.

Gegenantrdge von Aktiondren, die nach § 126 AktG zuginglich zu machen sind, gelten als in der
Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende Aktiondr ordnungsgemil legitimiert und zur

Hauptversammlung angemeldet ist (Artikel 2 § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Abmilderungsgesetz).

Wahlvorschlige von Aktioniiren geméfl Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit den §§ 126, 127 AktG
in Verbindung mit Artikel 2 § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Abmilderungsgesetz

Jeder Aktiondr hat das Recht, Vorschldge zur Wahl des Abschlusspriifers (Tagesordnungspunkt 5) und

zur Wahl von Mitgliedern des Aufsichtsrates (Tagesordnungspunkt 6) zu machen.

Wahlvorschlage von Aktiondren, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegebenen Adresse
mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also spétestens am Dienstag, den 11. Mai 2021, 24:00 Uhr

MESZ, zugegangen sind, werden unverziiglich iiber die Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv
zuganglich gemacht.

Wahlvorschldge von Aktiondren brauchen nicht zuginglich gemacht zu werden, wenn sie nicht den
Namen, den ausgeiibten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person enthalten. Wahlvorschliage

brauchen nicht begriindet zu werden.
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d)

In Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 127 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 126 Abs. 2 AktG sowie
Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 127 Satz 3 AktG in Verbindung mit § 124 Abs. 3 Satz 4 und §
125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind weitere Griinde genannt, bei deren Vorliegen die Wahlvorschlidge von
Aktiondren nicht iiber die Internetseite zugéanglich gemacht werden miissen. Diese Griinde sind auf der

Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv
beschrieben.
Fiir die Ubermittlung von Wahlvorschligen sind ausschlieBlich folgende Adressen maBgeblich

HelloFresh SE

— Rechtsabteilung —
Saarbriicker Strafle 37a
10405 Berlin

E-Mail: cr@hellofresh.com

Anderweitig adressierte Wahlvorschlage werden nicht zuginglich gemacht. Wihrend der virtuellen

Hauptversammlung konnen keine Wahlvorschldge unterbreitet werden.

Wahlvorschldge von Aktiondren, die nach § 127 AktG zugénglich zu machen sind, gelten als in der
Versammlung gestellt, wenn der den Wahlvorschlag unterbreitende Aktiondr ordnungsgemaf legitimiert
und zur Hauptversammlung angemeldet ist (Artikel2 §1 Abs.2 Satz3 COVID-19-
Abmilderungsgesetz).

Fragerecht gemifl Artikel 2 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Abmilderungsgesetz

Gemél den Vorgaben des COVID-19-Abmilderungsgesetzes besteht fiir Aktiondre, die sich
ordnungsgemal angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht haben, im Zusammenhang
mit der Hauptversammlung das Recht, im Wege der elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen,

ohne dass dieses Fragerecht zugleich ein Auskunftsrecht im Sinne des § 131 AktG darstellt.

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrates entschieden, dass alle Fragen vor der
Hauptversammlung und bis spétestens Montag, den 24. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ, im Wege
elektronischer Kommunikation in deutscher Sprache unter Nutzung des passwortgeschiitzten

Online-Portals auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv

gemil dem dafiir vorgesehenen Verfahren einzureichen sind.
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Das Stellen von Fragen nach Ablauf der vorstehend genannten Frist und wéhrend der virtuellen
Hauptversammlung ist nicht vorgesehen. Die Beantwortung der Fragen erfolgt ,,in“ der Versammlung,

sofern nicht Fragen schon vorab auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

beantwortet worden sind.

Der Vorstand entscheidet gemidll Artikel2 §1 Abs.2 Satz2 COVID-19-Abmilderungsgesetz —
abweichend von Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 131 AktG — nach pflichtgeméBem, freiem
Ermessen, wie er Fragen beantwortet. Die Verwaltung kann Fragen und deren Beantwortung
zusammenfassen, wenn ihr dies sinnvoll erscheint. Die Fragesteller werden im Rahmen der
Fragenbeantwortung ggf. namentlich genannt, sofern diese der namentlichen Nennung nicht ausdriicklich

widersprochen haben.

e) Weitergehende Erlduterungen

Weitergehende Erlduterungen zu den Rechten der Aktiondre nach Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit
§ 122 Abs.2, § 126 Abs. 1, § 127 AktG und Artikel 2 § 1 Abs.2 Satz1 Nr.3, Satz2 und Satz3
COVID-19-Abmilderungsgesetz stehen auf der folgenden Internetseite der Gesellschaft unter:

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

zur Verfligung.

Bild- und Toniibertragung der gesamten Hauptversammlung

Die ordnungsgemil angemeldeten Aktiondre der Gesellschaft konnen die gesamte Hauptversammlung
(einschlielich ggf. der Beantwortung von vorab gestellten Fragen von Aktiondren und Abstimmungen) am
Mittwoch, den 26. Mai 2021, ab 10:00 Uhr MESZ nach Eingabe der Zugangsdaten im passwortgeschiitzten

Online-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://ir.hellofreshgroup.com/hv

verfolgen.

Die Moglichkeit, dass Aktiondre gemif Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG der
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit am Versammlungsort und ohne einen Bevollméchtigten
teilnehmen, besteht nicht. Insbesondere ermoéglicht die Liveiibertragung keine Teilnahme an der

Hauptversammlung im Sinne des Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG.

Fiir die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung sowie zur Nutzung des Online-Portals und zur Ausiibung

von Aktionérsrechten sind eine Internetverbindung und ein internetfahiges Endgerit erforderlich. Um die Bild-

-82-



10.

11.

12.

und Toniibertragung der Hauptversammlung optimal wiedergeben zu konnen, wird eine stabile

Internetverbindung mit einer ausreichenden Ubertragungsgeschwindigkeit empfohlen.

Fir den Zugang zum Online-Portal bendtigen Aktiondre ihre Stimmrechtskarte, die ihnen nach
ordnungsgemdfler Anmeldung tibermittelt wird. Auf dieser Stimmrechtskarte befinden sich individuelle

Zugangsdaten, mit denen sich Aktionédre im Online-Portal anmelden kdnnen.

Weitere Einzelheiten zum Online-Portal werden den Aktiondren zusammen mit ihrer Stimmrechtskarte

mitgeteilt sowie auf der Internetseite der Gesellschaft unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv

zur Verfiigung gestellt. Die Gesellschaft kann keine Gewéhr fiir die Funktionsfdhigkeit und stindige
Verfiigbarkeit der in Anspruch genommenen Internetdienste, der in Anspruch genommenen Netzelemente
Dritter, der Bild- und Toniibertragung sowie fiir die jederzeitige Verfiigbarkeit des Online-Portals iibernehmen.
Die Gesellschaft empfiehlt den Aktiondren daher, frithzeitig von den oben genannten Mdoglichkeiten,

insbesondere zur Ausiibung des Stimmrechts, Gebrauch zu machen.
Widerspruch gegen Beschliisse

Aktiondren, die ihr Stimmrecht im Wege der Briefwahl oder per Vollmachterteilung ausgeiibt haben, wird unter
Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Mdoglichkeit zum Widerspruch
gegen Beschliisse der Hauptversammlung eingerdumt. Der Widerspruch ist bis zum Ende der

Hauptversammlung iiber das Online-Portal unter
https://ir.hellofreshgroup.com/hv

im Wege der elektronischen Kommunikation zu Protokoll des Notars zu erkldren. Hierfiir ist im Online-Portal

die Schaltflache ,,Widerspruch einlegen* vorgesehen.
Aktionérshotline

Bei allgemeinen Fragen zum Ablauf der virtuellen Hauptversammlung der Gesellschaft konnen sich die

Aktionire und Intermedidre per E-Mail an
hellofresh hv2021@linkmarketservices.de

wenden. Zusitzlich steht Thnen von Montag bis einschlieBlich Freitag (auBer an Feiertagen) zwischen 9:00 Uhr

und 17:00 Uhr (MESZ) die Aktionérshotline unter der Telefonnummer +49 (89) 21027-220 zur Verfiigung.

Veroffentlichungen auf der Internetseite / Auslage in Geschiftsriumen / Erginzende Informationen

gemil § 124a AktG

Ab Einberufung der Hauptversammlung sind zusammen mit dieser Einberufung insbesondere folgende

Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter
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abrufbar

und liegen in den Geschiftsraumen der HelloFresh SE  (Saarbriicker Strafle 37a,

10405 Berlin) zur Einsichtnahme durch die Aktionére aus:

Zu Tagesordnungspunkt 1:

Der festgestellte Jahresabschluss und der vom Aufsichtsrat gebilligte Konzernabschluss zum
31. Dezember 2020, der zusammengefasste Lagebericht fiir die Gesellschaft und den Konzern fiir das
Geschiftsjahr 2020, der Bericht des Aufsichtsrates fiir das Geschiftsjahr 2020 und der erlduternde
Bericht des Vorstandes zu den Angaben nach § 289a Abs. 1, § 315a Abs. 1 HGB.

Zu Tagesordnungspunkt 10:

Der Bericht des Vorstandes gemi3 Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 203 Abs. 2 Satz2 in
Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG.

Zu Tagesordnungspunkt 11:

Der Bericht des Vorstandes gemill Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 221 Abs. 4 Satz2 in
Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG.

Zu Tagesordnungspunkt 12:

Zudem:

Bericht des Vorstandes gemif Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz5 in
Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG.

Bericht des Vorstands iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/I1 unter Ausschluss des
Bezugsrechts im Zusammenhang mit der Ausiibung von Call-Optionen durch Mitglieder des

Vorstands der Gesellschaft

Bericht des Vorstandes iiber die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2017/I unter Ausschluss des
Bezugsrechts im Zusammenhang mit der Bedienung von félligen virtuellen Restricted Stock Units
und Call-Optionen, die durch ein aktives Vorstandsmitglied und aktive und ehemalige Mitarbeiter

der HelloFresh-Gruppe ausgeiibt wurden

Bericht des Vorstandes iiber die Ausnutzung der Erméchtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu

deren Verwendung unter Ausschluss des Bezugsrechts

Die vorgenannten Unterlagen werden auch wéhrend der virtuellen Hauptversammlung am Mittwoch, den

26. Mai 2021, zuginglich sein. Der gesetzlichen Verpflichtung ist mit der Zugénglichmachung auf der

Internetseite der Gesellschaft Geniige getan.
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13.

Etwaige im Sinne der vorgenannten Fristen rechtzeitig bei der Gesellschaft eingehende und
verdffentlichungspflichtige Gegenantriage, Wahlvorschldge und Ergénzungsverlangen von Aktiondren werden

ebenfalls liber die oben genannte Internetseite zuginglich gemacht werden.

Nach der Hauptversammlung werden die Abstimmungsergebnisse unter der oben genannten Internetadresse
bekannt gegeben. Dort finden sich auch Hinweise zur Erteilung einer Bestitigung iiber die Stimmenzéhlung
gemil § 129 Abs. 5 AktG, die der Abstimmende innerhalb eines Monats nach dem Tag der Hauptversammlung

verlangen kann.

Diese Einladung wurde solchen Medien zur Verdffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden

kann, dass sie die Information in der gesamten Europdischen Union verbreiten.

Information zum Datenschutz fiir Aktionére

Verantwortlicher im Sinne von Artikel 4 Nr. 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(,DSGVO*), der iiber die Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten entscheidet, ist:

HelloFresh SE

Saarbriicker Strafie 37a
10405 Berlin

Tel.: +49 (0) 160 9638 2504
E-Mail: cr@hellofresh.com

Den Datenschutzbeauftragten der Gesellschaft erreichen Aktionédre (auch fiir Fragen zum Datenschutz) wie

folgt:

HelloFresh SE
Datenschutzbeauftragter
Saarbriicker Strafle 37a

10405 Berlin

E-Mail: datenschutz@hellofresh.de

Im Rahmen der Vorbereitung, Durchfithrung und Nachbereitung der Hauptversammlung werden regelméBig

folgende Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet:

e  Vor- und Nachname, Titel, Anschrift, E-Mailadresse;

e Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und Nummer der Stimmrechtskarten,

einschlieBlich der Zugangsdaten zur virtuellen Hauptversammlung;

e Bei einem von einem Aktiondr etwaig benannten Stimmrechtsvertreter auch dessen

personenbezogene Daten (insbesondere dessen Name und Wohnort);
-85-



e Bei Kontaktaufnahme mit der Gesellschaft zudem diejenigen personenbezogenen Daten, die
erforderlich sind, um etwaige Anliegen zu beantworten (etwa die von Aktiondren oder ihren

Vertretern angegebenen Kontaktdaten, wie zum Beispiel Telefonnummern und E-Mailadressen);
e Informationen zu Prdsenz, Antrégen, Fragen, Wahlvorschlidgen und Verlangen von Aktionéren.

Im Falle von zugénglich zu machenden Gegenantragen, Wahlvorschlagen und Ergidnzungsverlangen werden

diese einschlieBlich des Namens des Aktiondrs zudem im Internet verdffentlicht unter:
https://ir.hellofreshgroup.com/hv.

Im Ubrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Aktioniren und
Aktiondrsvertretern zur Verfligung gestellt, namentlich {ber das Teilnehmerverzeichnis. Das
Teilnehmerverzeichnis kann von Aktiondren und Aktiondrsvertretern bis zu zwei Jahre nach der

Hauptversammlung (Artikel 53 SE-VO in Verbindung mit § 129 Abs. 4 Satz 2 AktG) eingesehen werden.

Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten sind gemif Artikel 6 Abs. 1 lit. ¢ DSGVO in
Verbindung mit Artikel 53 SE-VO die Vorschriften des AktG, insbesondere §§ 118 ff. AktG, um die
Hauptversammlung vorzubereiten, durchzufiihren und nachzubereiten sowie um den Aktiondren die Ausiibung
ihrer Rechte im Zusammenhang mit der Hauptversammlung zu ermdglichen. Zudem erfolgt die Verarbeitung
personenbezogener Daten gemil Artikel 6 Abs. 1 lit. f DSGVO aufgrund des berechtigten Interesses der
Gesellschaft an der ordnungsgeméfen Durchfiihrung der Hauptversammlung einschlieBlich der Ermdglichung

der Ausiibung von Aktionérsrechten sowie der Kommunikation mit den Aktionéren.

Die Dienstleister der Gesellschaft, die zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung im Wege der
Auftragsverarbeitung eingesetzt werden, erhalten von der Gesellschaft nur solche personenbezogenen Daten, die
fiir die Ausfiihrung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind, und verarbeiten die Daten ausschlieBlich

nach Weisung der Gesellschatft.

Die Gesellschaft beziehungsweise die damit beauftragten Dienstleister erhalten die personenbezogenen Daten
eines Aktiondrs in der Regel liber die Anmeldestelle von dem Intermedidr, den der Aktiondr mit der Verwahrung

seiner Aktien der Gesellschaft beauftragt hat (sogenannte Depotbank).

Fiir die im Zusammenhang mit der Hauptversammlung erfassten Daten betrdgt die Speicherdauer regelmiBig
bis zu drei Jahre, soweit nicht gesetzliche Nachweis- und Autbewahrungsvorschriften die Gesellschaft zu einer
weiteren Speicherung verpflichten oder die Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa
im Falle gerichtlicher oder auBlergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. Nach Ablauf

des entsprechenden Zeitraums werden die personenbezogenen Daten geldscht.

Unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen haben Aktionére mit Blick auf ihre personenbezogenen Daten
beziehungsweise deren Verarbeitung Rechte auf Auskunft (Artikel 15 DSGVO), Berichtigung (Artikel 16
DSGVO), Loschung (Artikel 17 DSGVO), Einschriankung der Verarbeitung (Artikel 18 DSGVO) und auf
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Widerspruch (Artikel 21 DSGVO). Ferner haben die Aktiondre ein Recht auf Dateniibertragbarkeit nach
Artikel 20 DSGVO.

Diese Rechte konnen Aktionidre gegentiber der Gesellschaft unentgeltlich geltend machen, indem sie den oben

genannten Datenschutzbeauftragten der Gesellschaft kontaktieren.

Zudem steht den Aktiondren ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehorden nach Artikel 77
DSGVO zu.

Die fiir die Gesellschaft zustdndige Datenschutz-Aufsichtsbehorde ist:

Berliner Beauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit
Friedrichstr. 219

10969 Berlin

Telefon: + 49 (0) 30 13889-0

E-Mail: mailbox@datenschutz-berlin.de.

Berlin, im April 2021

HelloFresh SE

Der Vorstand
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	(2) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren nachgeordneten Konzernunternehmen bereits ausgegeben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach...
	(3) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den Marktwert der Schuldnerverschreibungen nicht wesentlich im Sinne des Artikel 5 S...
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